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Vorwort der Kommunalen Spitzenverbände 

Geoinformationen existieren seit die Menschen Karten zur Orientierung zeichnen. In der Vergangenheit stand 

das Kartenwerk im Vordergrund. Oft hatte dieses unterschiedliche Generalisierungen und eigene Darstellungen 

der Inhalte, was ein gewisses Alleinstellungsmerkmal der jeweiligen Karte bedeutete. Die Anforderungen an 

Karten und Geodaten haben sich aber in den letzten Jahren massiv gewandelt. Wirtschaft, Wissenschaft und 

Zivilgesellschaft fordern einen einfacheren Zugang zu den Datenschätzen der Kommunen. Die Informations-

dichte nimmt ständig zu, Datenauswertungen und -darstellungen erfolgen heute meist raumbezogen. Als Folge 

davon und durch die Initiative des eGovernments werden Rahmenbedingungen für die Vereinheitlichung von 

Daten und Schnittstellen benötigt.   

In sehr vielen Kommunen ist das Thema Geodatenmanagement inzwischen Bestandteil der täglichen Arbeit, 

was die Zahl und die Qualität der in diesem Bericht zu findenden erfolgreichen Anwendungen in Städten, Krei-

sen und Gemeinden eindrucksvoll belegt. Durch die zunehmende Digitalisierung innerhalb der kommunalen 

Geschäftsbereiche können vielfältigste Informationen mittels Geoinformationssystemen (GIS) erfasst und auch 

bereit gestellt werden.  

Mit der INSPIRE-Richtlinie wurde eine Entwicklung zum Aufbau einer europäischen Geodateninfrastruktur ge-

startet, die auf nationaler Ebene durch die Geodatenzugangsgesetze von Bund und Ländern fortgesetzt wird. 

Intensiv begleitet und unterstützt wird diese Entwicklung durch Gremien auf Bundes-, Länder- und Kommunal-

ebene. In den vergangenen Jahren haben sich die kommunalen Spitzenverbände und die politisch Verantwort-

lichen in den Kommunalverwaltungen dafür eingesetzt, das Thema Geoinformationen den politischen Ent-

scheidungsträgern näher zu bringen und dafür geworben, kommunales Geodatenmanagement und einheitliche 

Geodatenportale einzurichten.   

Daher sind wir dankbar, dass das Kommunale Koordinierungsgremium Geodateninfrastruktur Deutschland 

(KoKo GDI-DE) der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände in Kooperation mit dem Runden 

Tisch GIS e.V. durch die bundesweite GDI-Umfrage wichtige Hinweise über den Einsatz von Geoinformationen 

und Geodatendiensten in den Städten, Kreisen und Gemeinden sowie die interkommunalen Aktivitäten zu-

sammengetragen hat. An der 2012 durchgeführten Umfrage haben sich 1018 Kommunen beteiligt. Der vorlie-

gende Bericht umfasst die wesentlichen Ergebnisse der Umfrage mit den sich daraus ergebenden Handlungs-

feldern. Den Beteiligten ist klar, dass die noch zu leistenden Aufgaben und Arbeiten sehr aufwändig und inten-

siv sind.  

Der unbestrittene Mehrwert der Geoinformationen im Alltag bildet eine große Chance für alle Kommunen, akti-

ver und unverzichtbarer Teil der bundesweiten Geodateninfrastruktur zu sein. Geodaten und deren Auswertun-

gen sind für die unterschiedlichsten kommunalen Fragestellungen ein wesentlicher Baustein zur Unterstützung 

von politischen und verwaltungsinternen Entscheidungen. Die kommunalen Spitzenverbände haben in ihrem 

gemeinsamen Wirken eine gute Basis geschaffen, die es lohnt, weiter verbreitet zu werden.  

 

   

Hilmar von Lojewski 

Beigeordneter des Deutschen 

Städtetages für Stadtentwicklung 

Bauen, Wohnen und Verkehr 

Dr. Kay Ruge 

Beigeordneter des Deutschen 

Landkreistages für Verfassung, 

Europa und Neue Medien 

Norbert Portz 

Beigeordneter des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes für Stadtentwicklung, 

Wohnungswesen und Raumordnung 
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Vorwort des „Runder Tisch GIS e.V.“ zur bundesweiten kommunalen Umfrage 

Anfang der 80er Jahre waren die Kommunen, vor allem die großen Städte, Pioniere der GIS-Entwicklung in 

Deutschland. Heute zählen die Kommunen wegen ihres breiten Anwendungsspektrums und wegen ihres wert-

vollen Datenbestandes zu den wichtigsten und größten Marktsegmenten des Geoinformationsmarktes in 

Deutschland.  

Die Geoinformationsbranche ist eine Querschnittsbranche mit großen Wachstumspotentialen in zahlreichen 

Geschäftsfeldern von Wirtschaft und Verwaltung, insbesondere im Dienstleistungssektor. Wenn man allerdings 

nach detaillierten Kenngrößen zum kommunalen Geoinformationsmarkt sucht, wie Marktvolumen, Betriebsmo-

delle, Zahl der Beschäftigten in Städten, Landkreisen und Gemeinden oder Verschränkung der Geoinformation 

mit  der IT und dem e-Government, dann fehlen - von Einzelfällen abgesehen - brauchbare Zahlen für einen 

bundesweiten Vergleich. Dementsprechend unterschiedlich und widersprüchlich fallen die Bewertungen zur 

Leistungsfähigkeit und Bedeutung von Geoinformationen in Kommunen aus. 

Einen aktuellen Überblick über den  Stand der Entwicklung des Geoinformationswesens im nationalen, europä-

ischen und internationalen Kontext liefert der 2012 erschienene dritte Geo-Fortschrittsbericht der Bundesregie-

rung.  Eine solche Darstellung fehlt den Kommunen bisher. Diese Lücke wird mit der Studie zur bundesweiten 

kommunalen Umfrage 2012 weitgehend geschlossen.  

Der „Runder Tisch GIS e.V.“ an der TU München, dessen Hauptziel die Förderung der Geoinformatik in Wirt-

schaft, Verwaltung und Wissenschaft  ist, unterstützt seit Jahren den Einsatz von Geoinformationssystemen  in 

Kommunen durch praxisnahe Forschungsprojekte sowie der Herausgabe von speziellen Leitfäden und Infor-

mationsbroschüren. Vor diesem Hintergrund begrüßte der Runder Tisch GIS e.V. die Anfrage des Kommuna-

len Koordinierungsgremiums GDI-DE nach einer Unterstützung und Mitarbeit bei der Marktanalyse. 

Ein wichtiges Ziel der bundesweiten Umfrage ist, mehr Transparenz  in den nach Breite und Tiefe sehr  hetero-

genen kommunalen Geoinformationsmarkt zu bringen. Insbesondere sollte der Status Quo und das Potential 

der Kommunen für den künftigen Ausbau von Geodateninfrastrukturen erfasst werden. Die Studie bestätigt, 

dass neben den amtlichen Geobasisdaten der Länder viele der für leistungsfähige länderspezifische,  nationale 

und europäische  Geodateninfrastrukturen (INSPIRE) relevanten Datenbestände in Kommunen erfasst und 

gepflegt werden. Damit zeichnet sich für die Zukunft eine stufenweise Weiterentwicklung der Geoinformation im 

kommunalen Bereich ab: Von heutigen Geoinformationssystemen zu kommunalen Geodateninfrastrukturen 

und deren Vernetzung mit landesweiten Geodateninfrastrukturen bis hin zu einer europäischen Geodateninfra-

struktur INSPIRE. 

Die zahlreichen Grafiken in der Studie lassen erkennen, dass die Geodateninfrastrukturen heute noch nicht 

über die Grenzen von Kommunen und Ländern hinauskommen. Nimmt man die Anforderungen länderübergrei-

fender nationaler und europäischer Geodateninfrastrukturen zum Maßstab, dann stehen die Kommunen vor 

großen Herausforderungen, um das Potential von modernen Geodateninfrastrukturen ausschöpfen zu können. 

„Den politischen Entscheidungsträgern muss klar gemacht werden, dass ohne Investitionen in den Geoinforma-

tionsbereich ein zügiger Ausbau von Geodateninfrastrukturen und INSPIRE wesentlich erschwert wird.“ So ein 

Fazit der Studie. 

Ein Haupthindernis auf dem Weg zu einer durchgängigen nationalen GDI- bzw. INSPIRE-Architektur ist die 

bisher unzureichende Einbeziehung der Kommunen in einigen Ländern. Ein Grund hierfür sind mangelnde 

Kenntnisse über Umfang und Qualität der in Frage kommenden kommunalen Geodaten. Ferner ist die Mög-

lichkeit der Kommunen in die Entwicklung von GDI und INSPIRE zu investieren teilweise gering, weil die not-

wendigen Ressourcen nicht zur Verfügung gestellt werden.  

Die Ergebnisse der Umfrage sind hervorragend geeignet, die großen Fortschritte, die beim Einsatz der GIS-

Technologie in Kommunen und innerhalb von interkommunalen Kooperationen in den letzten Jahren erzielt 

worden sind, sichtbar zu machen. Eine Podiumsdiskussion anlässlich der 1. Internationalen INSPIRE-

Konferenz im Herbst 2012 hat deutlich gemacht, dass die Darstellung des Mehrwertes von Geodateninfrastruk-

turen für Politiker, Entscheidungsträger, kommunale Spitzenverbände deutlich ausgebaut werden sollte. Die 

GDI-Gremien des Bundes und der Länder sollten bei ihren Anstrengungen zum Ausbau der Geodateninfra-

strukturen noch deutlich mehr unterstützt werden. 
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Lassen Sie die Kartenbilder auf den nächsten Seiten auf sich wirken und überzeugen Sie sich persönlich von 

der großen Bedeutung des Geschäftsfeldes Geoinformation in Kommunen. Dieses Geschäftsfeld wird künftig 

trotz Google (Earth) und Microsoft (Bing) weiter stark wachsen. 

Mein Dank gilt dem Projektleiter Herrn Dr. Ostrau und seinen Kolleginnen und Kollegen vom Kommunalen Ko-

ordinierungsgremium GDI-DE für ihr herausragendes ehrenamtliches Engagement sowie den Vertretern der 

kommunalen Spitzenverbände für die erfolgreiche Zusammenarbeit.   

 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre. 

Ihr M. Schilcher  

 

 

Prof. Dr. Matthäus Schilcher,  

Vorsitzender des Vorstandes des „Runder Tisch GIS e.V.“  
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Management Summary / Abstract 
Das Thema Geoinformationen ist inzwischen in sehr vielen Kommunen angekommen, wenn auch in unter-

schiedlichen Ausprägungen. Da bisher keine fundierte Erhebung über den kommunalen Geodateneinsatz so-

wie über die Aktivitäten zum Aufbau der Geodateninfrastruktur Deutschland (GDI-DE) vorliegen, hat das Kom-

munale Koordinierungsgremium der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände (KoKo GDI-DE) in 

Kooperation mit dem „Runder Tisch GIS e.V.(RTGIS)“ im Zeitraum Januar – März 2012 eine bundesweite 

kommunale Umfrage mit der Zielsetzung durchgeführt, den Status Quo und die Entwicklung im Bereich der 

kommunalen Nutzung von Geoinformationen zu ermitteln. 

Nunmehr liegt deren Auswertung in Form dieser Studie vor. Sie gibt den Stand zum Zeitpunkt der Abfrage wie-

der und berücksichtigt zudem aktuelle Entwicklungen, wie beispielsweise die Ergebnisse der 1. Nationalen 

INSPIRE Konferenz, den Bericht Georeferenzierung von Geodaten des Rates für Sozial- und Wirtschaftsdaten 

sowie die Ergebnisse des 3.Geo-Fortschrittsberichtes der Bundesregierung. Handlungsoptionen werden auch 

mit Blick auf das Steuerungsvorhaben „föderales Informationsmanagement“ des IT-Planungsrats aufgezeigt.  

An dieser bisher einmaligen bundesweiten Umfrage haben sich 78 kreisfreie Städte, 222 Kreise, 74 Ver-

bandsgemeinden sowie 644 kreisangehörige Gemeinden beteiligt, somit insgesamt 1018 Kommunen. Die Be-

teiligungsquote im Bereich der Kreise und kreisfreien Städte liegt bei rund 75%. Trotz hoher Umfragebeteili-

gung und damit verbundener repräsentativer  Aussagekraft sind weitere Analysen sinnvoll (z.B. länderspezifi-

sche Betrachtungen, fachdatenbezogene Untersuchungen, Ermittlung von Synergien), auf die hier allerdings 

aus Kapazitätsgründen verzichtet werden musste. Die Auswertung der Umfrage erhebt daher auch nicht den 

Anspruch auf Vollständigkeit. Inhaltlich orientiert sich die Studie an den Themenfeldern Organisation der Kreis-, 

Stadt- und Gemeindeverwaltungen, interkommunale Zusammenarbeit, konzeptionelle, inhaltliche und techni-

sche Umsetzungsaspekte, interne und öffentliche Bereitstellung diverser Fachinformationen, Bedarfs- und Nut-

zerorientierung sowie die Beurteilung der Gesamtentwicklung. Die Ergebnisse können wie folgt zusammenge-

fasst werden: 

 Die große Mehrheit der Kreise und kreisfreien Städte sowie viele kreisangehörige Kommunen setzen  
bereits Geoinformationssysteme unterschiedlichster Ausprägungen und Technologien ein und stellen ei-
ne Vielzahl von Fachinformationen sowohl behördenintern als auch öffentlich zur Verfügung. 

 Die aktive Nutzung von Geoinformationen trägt zu einer ressourcensparenden Aufgabenwahrnehmung 
bei.  

 Bestehende Geoportale der Kommunen sind trotz inhaltlicher und technischer Heterogenität eine gute 
Ausgangsbasis, die angestrebte ebenenübergreifende Geodateninfrastruktur (GDI) weiter auszubauen.  

 Öffentliche kommunale Geodatenangebote sind zurzeit meist angebotsorientiert, nicht nutzungsorientiert 
ausgeprägt. 

 Geodaten verschiedener Behörden aus einer Hand anzubieten scheitert häufig an unterschiedlichen Ge-
bühren/Entgelten sowie verschiedenartigen Vertriebsstrukturen. 

 Die Durchdringung der Geodatentechnologie in der Kommunalverwaltung hat angesichts der umfassen-
den Bedeutung der Geoinformationen noch erhebliches Ausbaupotential und sollte weiter vorangetrieben 
werden. 

 Interkommunale Kooperationen sind eine typische Ausprägung eines funktionierenden Geodatenmana-
gements. Sowohl auf regionaler Ebene als auch auf Ebene der Kreise, kreisfreien Städte und Gemein-
den existieren bereits zahlreiche interkommunale Kooperationen, die unterschiedlich motiviert sind. Di-
verse gute Praxisbeispiele belegen die umfangreichen kommunalen Aktivitäten.  

Im Ergebnis können mit dieser Studie die kommunalen Interessen nun auch auf Bundesebene besser wahrge-

nommen werden. Sie trägt zu einem weiteren Ausbau der Geodateninfrastruktur (GDI-DE) insbesondere aus 

kommunaler Sicht bei und bildet einen wichtigen Baustein für das Steuerungsvorhaben „Föderales Informati-

onsmanagement“ des IT-Planungsrats. Kommunalen Entscheidungsträgern und Praktikern wird zudem die 

Möglichkeit eröffnet, ihre GDI-Aktivitäten im Vergleich zu anderen Verwaltungen besser beurteilen und Hand-

lungsempfehlungen umsetzen zu können.  
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1. Einleitung  

Geoinformationen sind aus dem täglichen Leben nicht mehr wegzudenken. Egal, ob jemand mit Auto und Na-

vigationssystem unterwegs ist, ein Haus baut, einen Stromanschluss benötigt oder nur ein Grundstück unter 

Berücksichtigung spezifischer Interessen (Umweltbelastung, Naturraum, Infrastruktur …) erwerben möchte, 

den Einsatz von erneuerbaren Energien erwägt, sich für siedlungsstrukturelle und sozioökonomische Unter-

schiede einer Region oder Kommune interessiert, Verkehrsumleitungen nutzt oder zur Kommunalwahl geht. 

Zur Beantwortung solcher oder anderer Fragestellungen werden prinzipiell Geodaten und deren Auswertung 

benötigt. Im kommunalen Bereich haben mindestens 80 % aller Entscheidungen einen Bezug zu Geoinformati-

onen; sie sind damit zu einem wesentlichen Bestandteil des modernen Verwaltungsmanagements geworden, 

deren Bedeutung weiter steigen wird. Mithilfe von Geoinformationen lassen sich kommunalpolitische Zielset-

zungen, integrative Planungsprozesse sowie strategische Entscheidungen sachorientiert herbeiführen und 

anschaulich erläutern.  

Durch die Einführung des Internets sind die Möglichkeiten der Bereitstellung von Informationen um ein Vielfa-

ches gestiegen. In der Vergangenheit sind Geodaten in den unterschiedlichsten Systemen erfasst und gespei-

chert worden; der Datentransfer von einem System ins andere stellte die Nutzer mitunter vor große Herausfor-

derungen. Zahlreiche Initiativen wirken diesem Umstand aktiv entgegen. Geoinformationen einheitlich über 

Kommunal-, Länder- und Bundesgrenzen hinaus bereit zu stellen und dazu eine technische Geodateninfra-

struktur (GDI) aufzubauen, gewinnen enorm an Bedeutung. Die Interoperabilität von Geodaten und -diensten 

steht dabei im Mittelpunkt des Interesses. Die Frage nach den Fachsystemen tritt zunehmend in den Hinter-

grund. Der integrative verfahrens- und verwaltungsübergreifende Ansatz setzt sich durch, Insellösungen wer-

den sukzessive abgebaut. Die Einbindung in Gesamtarchitekturen steht mehr und mehr im Fokus. Maßgeblich 

beeinflusst werden die aktuellen Entwicklungen im Bereich des Geoinformationswesens sowie der nationalen 

Geodateninfrastruktur (GDI-DE) durch die europäische Richtlinie zum Aufbau einer Geodateninfrastruktur 

INSPIRE (Infrastructure for Spatial Information in Europe). Mit dem Aufbau der GDI soll der Zugang zu verteilt 

vorgehaltenen Geoinformationen und zu Diensten verbessert und vereinfacht werden. Die nationalen Rahmen-

bedingungen sind mittlerweile im Bundesgeodatenzugangsgesetz sowie in den Geodatenzugangsgesetzen der 

Länder festgelegt worden. Zur bundesweiten Koordinierung innerhalb Deutschlands wurde die „Geodateninfra-

struktur – Deutschland“ (GDI-DE) ins Leben gerufen und u.a. ein Lenkungsgremium (LG GDI-DE) gebildet, in 

dem auch die kommunalen Spitzenverbände vertreten sind (Abbildung 1). 

  

Abbildung 1: Organisation und Aufgaben des KoKo GDI-DE 

 

2011 wurde das Kommunale 

Koordinierungsgremium (KoKo-

GDI-DE) aus Vertreterinnen 

und Vertretern der kommuna-

len Spitzenverbände gebildet, 

um die kommunalen Themen 

zu bündeln und „mit einer 

Stimme“ in die GDI-DE einbrin-

gen zu können. 

Die Vorgaben und Abstimmun-

gen im Rahmen des Len-

kungsgremiums GDI-DE sind 

darauf ausgerichtet, Qualität, 

Quantität und Benutzerfreund-

lichkeit von Geodaten zu stei-

gern und ihre Nutzung zu ver-

stärken.  
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2. Kommunale GDI-Umfrage  

2.1 Motivation und Zielsetzung  

Bisher gab es keine bundesweite systematische Erhebung über den kommunalen Geodateneinsatz und die 

Aktivitäten der Kommunen zum Aufbau der kommunalen Geodateninfrastruktur (GDI). Angesichts dessen hat 

das Kommunale Koordinierungsgremium der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände (KoKo 

GDI-DE) in Kooperation mit dem „Runder Tisch GIS e.V. (RTGIS)“ im Zeitraum Januar – März 2012 eine kom-

munale Umfrage durchgeführt.  

Die Studie soll dazu beitragen, die Arbeit des KoKo-GDI-DE optimal organisieren und Handlungsfelder definie-

ren zu können. Neben einer kommunalen Bestandsaufnahme wird es Entscheidungsträgern und kommunalen 

Praktikern ermöglicht, ihre Aktivitäten im Vergleich zu anderen Verwaltungen beurteilen und Handlungsempfeh-

lungen umsetzen zu können. Die Studie gliedert sich in sechs Teilbereiche. 

Teil 1 umfasst organisatorische Aspekte sowie mögliche Unterschiede der Aktivitäten in Abhängigkeit der 

Größe bzw. Geschäftsprozesse der Kommunen. Analysiert wird die Wahrnehmung der Aufgabe Geodatenma-

nagement in den Kreis-, Stadt- und Gemeindeverwaltungen. Hinterfragt werden auch die Aktivitäten sowohl in 

der eigenen Verwaltung als auch in Form der Übernahme durch andere Behörden oder Stellen.  

Teil 2 der Studie untersucht die interkommunale Zusammenarbeit. Gefragt wird nach der quantitativen Betei-

ligung an regionalen, kreisübergreifenden Kooperationen sowie an interkommunaler Zusammenarbeit mit den 

kreisangehörigen Kommunen. Zudem werden die Anzahl der Kooperationspartner und die qualitativen  Aus-

prägungen der interkommunalen Zusammenarbeit  näher analysiert. 

Im Teil 3 werden konzeptionelle und inhaltliche Umsetzungsaspekte näher untersucht. Im Vordergrund 

stehen die Umsetzungsstände zur Bereitstellung von Geodaten, Metadaten und Diensten. Hinterfragt wird zu-

dem, inwieweit in den Kommunen GIS-Konzepte in Form von Pflichtenheften vorliegen und bereits fach- bzw. 

verwaltungsübergreifende Geoinformationssysteme eingerichtet worden sind. Einen weiteren Schwerpunkt 

bildet die Bereitstellung von verschiedenen Geofachinformationen in den Kommunen. Unterschieden wird zwi-

schen verwaltungsinterner und öffentlicher Bereitstellung.  

Teil 4 der Studie behandelt technische Umsetzungsaspekte. Hinterfragt werden die technische Anbindung 

an ein kommunales Behördennetz, die zentrale Geodatenhaltung z.B. in stadt-, gemeinde- bzw.  landkreis-

übergreifenden Datenbanken sowie die zentrale Datenbereitstellung von Geo Web Services.  

Teil 5 der Studie behandelt die Bedarfs- und Nutzerorientierung. Neben einer Nutzeranalyse (z.B. Anzahl 

registrierter Nutzer und Anzahl der Nutzerzugriffe auf Bürgerinformationssysteme) werden die Nutzeranforde-

rungen von Bürgern und Unternehmen näher analysiert. Wesentliche Kriterien sind u.a. die Nutzung für Pla-

nung und Vollzug, für politische Entscheidungsfindung sowie die nutzergerechte Darstellung der Daten nach 

abgestimmten einheitlichen Präsentationsregeln. Der letzte Teil der Studie behandelt die Beurteilung der Ge-

samtentwicklung. Die Anforderungen für eine verbesserte Integration von Geoinformationen in die allgemeinen 

eGovernment-Entwicklungen werden skizziert. 

Teil 6 der Studie beinhaltet eine allgemeine Beurteilung der Gesamtentwicklung in den Bereichen Geoda-

teninfrastruktur/ Geoinformationen.  

Folgende Fragestellungen wurden im Rahmen der Studie näher untersucht: 

 Wie ist der aktuelle Einführungsgrad von Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI in den Kom-

munalverwaltungen?  

 Wie ist das bisherige Nutzenpotenzial von Geoinformationen sowie deren Prozesseinbindung zu beur-

teilen? 

 Wo liegen mögliche Verbesserungspotenziale für den Einsatz von Geoinformationen und wo wird wei-

teres Optimierungspotenzial gesehen? 
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2.2 Kommunale Beteiligung an der GDI-Umfrage  

Die Verteilung der Umfrage erfolgte Anfang 2012 über die Geschäftsstellen der kommunalen Spitzenverbände. 

Darüber hinaus wurden durch die Mitglieder des Kommunalen Koordinierungsgremiums bis Mitte März 2012 

konkrete Nachfassaktionen durchgeführt. Abbildung 2 veranschaulicht die Gesamtbeteiligung an der Umfrage.  

 

Abbildung 2: Gesamtbeteiligung an der bundesweiten GDI-Umfrage 

Die befragten Kommunen haben 

als Identifikationsmerkmal den 

amtlichen Gemeindeschlüssel 

(AGS) aus dem Gemeindever-

zeichnis des Statistischen Bun-

desamtes (Stand III. Quartal 

2011) angeben. Über die Auswahl 

dieses Schlüssels wurde die Zu-

ordnung nach Verwaltungsebe-

nen – Gemeinde, Verbandsge-

meinde, Kreis – festgelegt. Stadt-

staaten und kreisfreie Städte hat-

ten nach diesem Verzeichnis 

mehrere Möglichkeiten, die Ver-

waltungsebene anzugeben. 

Dadurch wurden teilweise Um-

schlüsselungen notwendig. 

Die Umfrage hat mit 1018 Rück-

meldungen ein über das gesam-

te Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland gestreutes Ergebnis 

erbracht. Mit Ausnahme Berlins 

haben sich alle Bundesländer an 

der Umfrage beteiligt. Es zeigen 

sich nur wenige regionalspezifi-

sche Lücken in der Beantwortung. 

Damit sind die Aussagen der Be-

fragung repräsentativ bezogen 

auf die gesamte Bundesrepublik 

sowie auf die prozentuale Beteili-

gung. Angesichts der heteroge-

nen Beteiligung der Gemeinden 

wird allerdings auf die statistische 

Unsicherheit diesbezüglicher 

Aussagen hingewiesen. 

 

Mit 224 Gesamtantworten und einem Anteil von 22% stellt Baden-Württemberg die höchste Beteiligung. Aller-

dings relativieren erhebliche verwaltungsstrukturelle Unterschiede innerhalb der Bundesrepublik solche Zahlen 

erheblich, wie der Vergleich mit Nordrhein-Westfalen verdeutlicht (202 Gesamtantworten).  

Zum Zeitpunkt der Abfrage gibt es in Deutschland 11.292 kreisangehörige Städte und Gemeinden
1
, 107 

kreisfreie Städte und 295 (Land-)Kreise einschließlich des Regionalverbandes Saarbrücken, der Region 

Hannover sowie der Städteregion Aachen, die dem Deutschen Landkreistag angehören. Darüber hinaus gibt 

                                                      

1
 Quelle: Statistische Jahrbücher für die Bundesrepublik Deutschland, Zahlen zum 1. Januar 2012. 
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es in Baden-Württemberg insgesamt neun Stadtkreise, die im Folgenden zu den kreisfreien Städten gezählt 

werden (Stadtkreise Heilbronn, Baden-Baden, Mannheim, Freiburg im Breisgau, Stuttgart, Karlsruhe, Heidel-

berg, Pforzheim, Ulm).  

Aus Vereinfachungsgründen wird nachfolgend die Umfragebeteiligung begrifflich getrennt nach kreisfreien 

Städten (einschließlich Stadtkreisen), Kreisen (einschließlich Regionen) sowie kreisangehörigen Kom-

munen (einschließlich Gemeindeverbänden) vorgenommen. Somit ergibt sich folgende Beteiligung: 

                 

Abbildung 3: GDI-Umfrage - Beteiligung kreisfreie Städte und Kreise 

78 kreisfreie Städte, 222 Kreise, 74 

Verbandsgemeinden sowie 644 

kreisangehörige Gemeinden, somit 

insgesamt 1018 kommunale Betei-

ligungen.  

Abbildung 3 veranschaulicht die 

Beteiligung der kreisfreien Städte 

und Kreise.  

Von den insgesamt 402 Kommu-

nen dieser Verwaltungsgliede-

rungsebene haben 300 an der Um-

frage teilgenommen, was einer 

Beteiligung von rund 75% ent-

spricht.  

Die Beteiligung der kreisfreien 

Städte lag mit 78 von 107 bei 

rund 73%, die der Kreise  bei 222 

von 295, was einer Beteiligungs-

quote von rund 75% entspricht.
 
 

Die höchsten Beteiligungsquoten 

sind in Sachsen (100%), Baden-

Württemberg (91%), Nordrhein-

Westfalen (90%), Brandenburg 

(83%) und in Niedersachsen (80%) 

zu verzeichnen.  

In den Bundesländern Baden-

Württemberg, Berlin, Brandenburg, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nord-

rhein-Westfalen und Sachsen ist 

das Liegenschaftskataster den 

Kreisen und kreisfreien Städten als 

Pflichtaufgabe zur Erfüllung nach 

Weisung übertragen worden.  

 

Die Beteiligungsquote der kreisangehörigen Städte und Gemeinden ist in den Bundesländern sehr unter-

schiedlich. Abbildung 4 veranschaulicht die Beteiligung und Verteilung der an der Umfrage teilnehmenden 

kreisangehörigen Kommunen. Angegeben sind die absolute Zahl der Beteiligungen in den Bundesländern so-

wie der prozentuale Anteil an der Gesamtanzahl der kreisangehörigen Städte, Gemeinden und Verbandsge-

meinden (Kreisdiagramm).  
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Abbildung 4: Beteiligung an der GDI-Umfrage (kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

Insgesamt haben 74 Ver-

bandsgemeinden sowie 

644 kreisangehörige 

Städte und Gemeinden 

an der Umfrage teilge-

nommen.  

Die absolut höchsten 

Beteiligungen sind in Ba-

den-Württemberg (184 

Kommunen) und Nord-

rhein-Westfalen (154), 

gefolgt von Bayern (109) 

und Niedersachsen (92) 

zu verzeichnen. Im Ge-

gensatz dazu ist die Be-

teiligung in Hessen, 

Sachsen und Branden-

burg gering, was insbe-

sondere auf die fehlende 

Beteiligung einzelner 

Landessektionen der 

kommunalen Spitzenver-

bände zurückzuführen ist. 

Eine regionale Besonder-

heit stellen die Ver-

bandsgemeinden dar. 

 

74 Rückmeldungen gab es auf dieser Verwaltungsgliederungsebene aus der Hälfte aller Bundesländer, im 

Einzelnen aus: Niedersachsen (25), Mecklenburg-Vorpommern (16), Rheinland-Pfalz (8), Thüringen (8), Bay-

ern (6), Sachsen-Anhalt (5), Baden-Württemberg (3), Schleswig-Holstein (2) und Sachsen (1). Die Verbands-

gemeinden repräsentieren eine Zahl von insgesamt 568 Gemeinden, womit die Anzahl der antwortenden Stel-

len um 498 Kommunen ansteigen würde, unterstellt man, dass die jeweilige Verbandsgemeinde für sämtliche 

Mitglieder stellvertretend geantwortet hat. 

Welche Verwaltungsebene die Umfrage beantwortet hat, variiert regional. Hier sind länderspezifische Beson-

derheiten in der Verwaltungsorganisation, aber auch der Urbanisierungsgrad ausschlaggebend. So haben bei-

spielsweise in Nordrhein-Westfalen mit einer erheblichen Anzahl großer kreisangehöriger Kommunen entspre-

chend viele geantwortet, während in Niedersachsen und Mecklenburg-Vorpommern die Rückmeldungen insbe-

sondere der Verbandsgemeinden auffallen, die nur in einigen Bundesländern existieren. 

Die relativ hohe Anzahl der Beteiligungen beispielsweise in Baden-Württemberg mit 184 Kommunen lässt 

sich einerseits auf die gestaffelte und gut abgestimmte Vorgehensweise mit gezielten Nachfrageaktionen sowie 

durch die direkte Ansprache der Gemeinden durch die Kreise zurückführen. Andererseits setzen bereits viele 

auch kleinere Gemeinden Geoinformationssysteme ein, die oftmals in Kooperation mit kommunalen Zweckver-
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bänden oder im Gemeindeverwaltungsverband betrieben werden. Zudem hosten
2
 einige Landkreise auch Ge-

meindesysteme oder kooperieren im Bereich Geodatenaustausch direkt mit ihren kreisangehörigen Kommu-

nen. Nicht zuletzt sei auch die Unterstützung des Landesamtes für Geoinformation und Landentwicklung Ba-

den-Württemberg (LGL) erwähnt.  

Die hohe Beteiligung in Nordrhein-Westfalen mit 154 Kommunen ist ähnlich wie in Baden-Württemberg ei-

nerseits auf die abgestimmte Vorgehensweise mit gezielten Nachfrageaktionen, andererseits auf die direkte 

Ansprache der Gemeinden durch die Kreise zurückzuführen und in beiden Bundesländern ein Indiz für bereits 

praktiziertes Geodatenmanagement.  

Angesichts siedlungsstruktureller und länderspezifischer Besonderheiten in der Verwaltungsorganisation sind 

die Beteiligungszahlen sowohl absolut als auch relativ im Verhältnis zur Gesamtzahl der Kommunen pro Bun-

desland analysiert worden. Demnach ergibt sich z.B. für Baden-Württemberg mit 184 Kommunen und einer 

Gesamtzahl von 1103 Kommunen eine Quote von 17 %, in Bayern mit 109 Kommunen und einer Gesamtzahl 

von 2074 Kommunen eine Quote 5,3 % sowie in Nordrhein-Westfalen mit 154 von insgesamt 396 Kommunen 

eine Quote von 39 %. Betrachtet man abschließend noch das Beispiel Rheinland-Pfalz, wo sich 18 von 2295 

Kommunen oder 0,8 % beteiligt haben und Schleswig-Holstein mit 14 von 1114, d.h. 1,3 %, verdeutlicht dies 

die strukturellen Unterschiede hinsichtlich der Beteiligung an der GDI-Umfrage. Diese resultieren zudem aus 

verschiedenen Diskussionsständen hinsichtlich der landespezifischen Geodateninfrastrukturen, der INSPIRE-

RL sowie den sich daraus ergebenden Verpflichtungen des kommunalen Sektors. Untersuchungen zur soge-

nannten „kommunalen Betroffenheit“ sind derzeit in einigen Bundesländern in Arbeit, meist initiiert durch die 

Kommunalen Spitzenverbände. Hier hat die entsprechende Diskussion die Kommunen bereits erreicht, was 

auch die Fähigkeit und Bereitschaft der an dieser Umfrage teilnehmenden Kommunen erklärt. Zusammenfas-

send resultieren regionale Unterschiede in den Abfrageergebnissen häufig aus: 

 einem unterschiedlichen Grundverständnis des Themas Geoinformation, 

 unterschiedlichen politischen Zielsetzungen bzw. Auslegungen der INSPIRE-RL durch die Länder, 

 unterschiedlichem Kenntnis-/Wissensstand bezogen auf geoinformationstechnische Fachterminolo-

gien, 

 unterschiedlichen für das Thema Geoinformation verantwortlichen und federführenden Stellen in den 

Verwaltungen, 

 dem allgemeinen Stand der GDI-Diskussion im jeweiligen Bundesland sowie 

 möglichen Fehlinterpretationen von Teilen des Erhebungsbogens.  

Trotz hoher Umfragebeteiligung mit 1018 Rückmeldungen und der repräsentativen Aussagekraft erhebt die 

Auswertung der Umfrage nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. An zahlreichen Stellen sind weitere Ana-

lysen sinnvoll (z.B. länderspezifische Betrachtungen, fachdatenbezogene Untersuchungen, Ermittlung von  

Synergien), auf die allerdings aus Kapazitätsgründen in dieser Studie verzichtet werden musste.  

Statistische Unschärfen ergeben sich zum einen aus der unterschiedlichen Verwaltungsstruktur und der daraus 

resultierenden nur bedingten Vergleichbarkeit in den verschiedenen Bundesländern. Zum anderen wirkt sich 

auch die fehlende Beteiligung einzelner Regionen aus, in denen es bereits heute gute Beispiele leistungsfähi-

ger Geodateninfrastrukturen und interkommunaler Zusammenarbeit gibt, die aber mangels Beteiligung in der 

Auswertung nicht berücksichtigt worden sind. Außerdem haben Interpretationsfreiräume im Fragenverständnis 

dieser Umfrage einen signifikanten Einfluss auf das Gesamt- und die (regionalen) Teilergebnisse. Schließlich 

bestimmt auch die jeweilige behördeninterne, fachbezogene Zugehörigkeit der antwortenden Stellen möglich-

erweise das Antwortverhalten. Demzufolge sind alle Aussagen und abgeleiteten Empfehlungen dieser Unter-

suchung immer unter den vorgenannten Prämissen und Rahmenbedingungen zu betrachten, einzuordnen und 

zu gewichten. 

                                                      

2
 Datenhosting: Übernahme der Datenhaltung.  
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3. Ergebnisse der kommunalen GDI-Umfrage  

3.1 Organisatorische Aspekte  

Daten mit Raumbezug (Geodaten) werden heutzutage für vielfältige strategische und operative Fragestellun-

gen in Politik und Verwaltung nutzbar gemacht, erzeugen damit Mehrwerte u.a. in schnelleren und verbesser-

ten Entscheidungsfindungen und dienen zur besseren Veranschaulichung von Sachverhalten gegenüber den 

Bürgern.
3
 Die entsprechenden  Aufgaben werden als „Geodatenmanagement (GDM)“ bezeichnet und umfas-

sen u.a. die Aufbereitung von Geodaten und Metadaten, die Einbindung in kommunale Geschäftsprozesse 

sowie die Bereitstellung der Daten über Geoportale. Das Geodatenmanagement in den Kommunen hat sich in 

den letzten Jahren stark verändert – weg von technikorientierten Speziallösungen hin zu einer querschnittsori-

entierten Aufgabenwahrnehmung mit breitem Gesamtnutzen.
4 
 

 

 

Abbildung 5: Geodatenmanagementaktivitäten in den Kreisen und 

kreisfreien Städten 

Die kommunale Umsetzung von GDM umfasst 

die technische Bereitstellung von Geodaten in 

einem Geografischen Informationssystem 

(GIS), mit dessen Hilfe Daten erfasst, bearbei-

tet, analysiert und über Geoportale veran-

schaulicht werden können. Die Bereitstellung 

der Daten wird dabei kontinuierlich verbessert, 

um Nutzerzahlen systematisch zu erhöhen und 

den medienbruchfreien Einsatz des GIS in den 

Prozessen der Fachverwaltungen zu veran-

kern. Gleichzeitig sollen neue Anforderungen 

der Geodatenbereitstellung aus Politik und 

Verwaltung umgesetzt werden.  

Mit der Aufgabe GDM sind diverse personelle 

und organisatorische Maßnahmen verbunden, 

wie beispielsweise die Koordinierung aller GIS-

Anwendungen einer Behördenebene, die Be-

ratung der Fachbereiche bei der Auswahl, der 

Einführung und Betreuung von GIS-

Anwendungen, der Ausbildung von Anwendern 

sowie die Vernetzung interner und externer 

Geoinformationen in Form von Prozessen. 

Abbildung 5 veranschaulicht die Wahrneh-

mung der Aufgabe Geodatenmanagement in 

den Kreisen und kreisfreien Städten.
5
 Die 

überwiegende Anzahl führt die Aufgaben in 

Eigenregie durch, in wenigen Fällen ist sie auf 

sonstige Institutionen/Rechenzentren ausgela-

gert worden. Nur 40 bzw. 13% der insgesamt 

300 Kommunen geben an, keine Aktivitäten 

durchzuführen. GIS-Konzepte liegen bei 120 

bzw. 40% der Kreise und kreisfreien Städte 

vor.  

                                                      

3
 http://www.kgst.de/themenfelder/informationsmanagement/e-government/geodatenmanagement.dot; 19.11.12.  

4
 Siehe auch KGST- Bericht (2006): Angewandtes Geodatenmanagement. Eine Matrix zur Entscheidungsunterstützung (B 6/2006). 

5
 Geodatenmanagement ist in den meisten Kommunen keine Pflichtaufgabe, sondern gehört zu den freiwilligen Aufgaben im eigenen 

  Wirkungskreis. Allerdings sind die aus den länderspezifischen Geodatenzugangsgesetzen resultierenden Aufgaben („kommunale  

  Betroffenheit“) als Pflichtaufgaben der Kommunen anzusehen. 

http://www.kgst.de/themenfelder/informationsmanagement/e-government/geodatenmanagement.dot
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46 bzw. ca. 15% der Kommunen geben an, über ältere GIS-Konzepte zu verfügen, bestehende gerade fortzu-

schreiben, derzeit neu zu erstellen oder Strategiepapiere, Anforderungskataloge oder Pflichtenhefte für einzel-

ne GIS-Komponenten zu haben. Zu Konzepten gehören Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen, wobei erforderliche 

Analysen insbesondere durch den nur schwer quantifizierbaren Nutzen belastet werden. Dieses erklärt, wes-

halb derartige GIS-Konzepte noch nicht oder unzureichend vorhanden sind.
 
 

Hilfestellungen für die Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen haben u.a. die KGST und der „Runder Tisch GIS e.V.“ 

bereits vor einigen Jahren mit Tabellenwerken und Handlungsleitfäden vorgelegt. Die genannten Studien un-

tersuchen die Wirtschaftlichkeit von Geoinformationssystemen (GIS) im kommunalen eGovernment und stellen 

Kosten und Nutzen kommunaler GI-Systeme heraus. Auf diese Weise können auch verschiedene Alternativen 

des Betriebs abgewogen und die Wirtschaftlichkeit gegebenenfalls erhöht werden.
6
 Zur Umsetzung der Studien 

fehlt es in den Kommunen allerdings häufig an Personal, das sich der Konzepterstellung einschließlich Wirt-

schaftlichkeitsbetrachtungen widmen kann. Oftmals werden derartige Arbeiten auch extern vergeben, sofern 

finanzielle Mittel dafür bereitstehen.  

Abbildung 6 und Abbildung 7 veranschaulichen die Wahrnehmung der Aufgabe Geodatenmanagement (GDM) 

in den kreisangehörigen Städten und Gemeinden (Blau).  

 

Abbildung 6: Interne Wahrnehmung der Aufgabe Geoda-

tenmanagement in den kreisangehörigen Städten und 

Gemeinden 

 

Abbildung 7: Ausgelagerte, externe Wahrnehmung der 

Aufgabe Geodatenmanagement in den kreisangehörigen 

Städten und Gemeinden 

 

                                                      

6
 Siehe auch KGST- Bericht (2006): Angewandtes Geodatenmanagement. Eine Matrix zur Entscheidungsunterstützung (B 6/2006). 

  Runder Tisch GIS e.V. (2006):  Wirtschaftlichkeit von GIS. Leitfaden für das kommunale eGovernment; 

  URL.: http://www.rtg.bv.tum.de/images/stories/downloads/projektarbeit/leitfden/leitfaden_2008_11_12.pdf, 21.11.2012; 

  Städtetag Nordrhein-Westfalen: "Geodatenmanagement - Eine Handlungsempfehlung"; Herausgeber: Städtetag Nordrhein-Westfalen,  

  AG Geodatenmanagement des AK Kommunales Vermessungs- und Liegenschaftswesen des Städtetages NRW, September 2003.  
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Eine hohe Anzahl kreisangehöriger Kommunen führt die Aufgabe Geodatenmanagement in Eigenregie durch. 

Bei einer beträchtlichen Anzahl von Verwaltungen ist die Aufgabe auf andere Institutionen, Rechenzentren 

oder Anbieter aus der freien Wirtschaft im Rahmen von PPP-Projekten (z.B. durch regionale Energieversorger 

oder Abwasserzweckverbände) ausgelagert worden. Der Anteil der kreisangehörigen Gemeinden, die Anwen-

dungen und Daten durch ihren jeweiligen Kreis betreuen lassen, ist vergleichsweise gering, steigt aber kontinu-

ierlich an.
7
 Bei näherer Betrachtung der Wahrnehmung des Geodatenmanagements in den kreisangehörigen 

Städten und Gemeinden lassen sich folgende Tendenzen feststellen. 

Für etwa 11% der 11.292 Gemeinden des DStGB ist das Thema Geodatenmanagement in Abhängigkeit der 

jeweiligen Geschäftsprozesse und der damit verbundenen personellen Ausstattung ein Thema, das angesichts 

des hohen Nutzens praktiziert wird. Dabei besagt die Größenordnung einer Gemeinde noch nicht viel; so ist 

eine Stadt mit 150.000 Einwohnern in Nordrhein-Westfalen noch kreisangehörig, während eine Stadt mit 

50.000 Einwohnern in Bayern den Charakter einer Kreisstadt hat. Entscheidend sind somit die Geschäftspro-

zesse, die in einer Gemeinde wahrgenommen werden. 

Im Vergleich der Bundesländer ist ähnlich wie bei anderen Themenfeldern festzustellen, dass es in Nordrhein-

Westfalen, Baden-Württemberg, Bayern und Niedersachsen eine besonders ausgeprägte GDM Aktivität gibt, 

die sich bei näherer Betrachtung dieser Umfrage in den Themenfeldern widerspiegelt. So finden sich in den 

Gemeinden mit intensiv betriebenem GDM auch eine ausgeprägte Vernetzung, interkommunale Zusammenar-

beit, Anbindungen an Regionalinitiativen und der Aufbau von Geodateninfrastrukturen als Indikator für kommu-

nales Geodatenmanagement wieder. 

 

3.2 Interkommunale Zusammenarbeit  

In einigen Bereichen der Bundesrepublik Deutschland sind mittlerweile kommunal initiierte Kooperationen zum 

Aufbau von Geodateninfrastrukturen (GDI) gebildet worden. Unterschieden wird zwischen regionalen, kreis-

übergreifenden Kooperationen mit mindestens 10 Kommunen - Regionalinitiativen - und einer Zusammenar-

beit mit kreisangehörigen oder anderen (benachbarten) Kommunen.  

Nachfolgend werden zunächst die Regionalinitiativen näher untersucht. Die dazu angefertigten Abbildungen 

veranschaulichen nur eine Auswahl von bekannten GDI-Initiativen, die während der Umfrage genannt wurden 

und/oder auf Wunsch der GDI-Geschäftsstellen der Länder mit aufgenommen wurden. Die Auswahl erhebt 

daher keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Abbildung 8 veranschaulicht die bekannten Regionalkooperationen.  

Eine Kooperation auf institutioneller Grundlage, z.B. in Form von Zweckverbänden nehmen gut 8% der Befrag-

ten für sich in Anspruch. Etwa 11% pflegen die Zusammenarbeit auf rein informeller Basis, was damit die 

meistgenannte Form im regionalen Kontext darstellt. Kooperationen auf vertraglicher Basis sind derzeit noch 

selten. Nur 7 % der Antwortenden geben diese Art der Kooperationsform an. Wiederum 6% nennen sonstige 

Formen.  

Abbildung 9 enthält Angaben zu der Ausprägung der Kooperationen. Unterschieden wird zwischen institutionel-

len, informellen und vertraglichen Kooperationen. Die Angaben decken sich zum Teil nicht mit den Bereichen 

der Regionalkooperationen laut Abbildung 8, sodass gezielte Nachfragen erfolgt sind. 

                                                      

7
 Siehe auch: Deutscher Landkreistag (2009) Band 81: Themenheft „Geodaten sinnvoll nutzen“.  
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Abbildung 8: Bekannte regionale GDI-Kooperationen in Deutschland 

(Stand 20.01.2013) 

 

 

Abbildung 9: Ausprägung der regionalen 

Kooperationen 

Die bekannten Regionalkooperationen werden nachfolgend mit der entsprechenden Verlinkung sowie weiter-

führenden Erläuterungen aufgelistet (Tabelle 1). 

Regionalkooperation Link Bemerkungen 

Region Nord: 

 Metropolregion Hamburg 

GDI.MRH 

http://geoportal.metropolre
gion.hamburg.de/  

Kooperation zwischen Ländern, Landkreisen 
und Kommunen aus Hamburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachen und 
Schleswig-Holstein in dem Geodatenportal 
der Metropolregion Hamburg. 

Regionale Geodateninfrastruktur 

REGIS MV 

http://geoport-mv.de  

 

https://www.geoportal-
mv.de 

Kooperation aller Landkreise und kreisfreien 
Städte in MV mit dem Amt für Geoinformati-
on, Vermessungs- und Katasterwesen MV 
zum Aufbau regionaler Geodateninfrastruk-
turen mit dem Ziel eines gemeinsamen lan-
desweiten Geoportals. 

 

Landkreis Ludwigslust-Parchim 

http://www.kreis-
swm.de/Landkreis/Serv
ice/Geodaten/index.jsp 

http://geoportal.kreis-
swm.de 

Kooperation des Landkreises Ludwigslust-
Parchim mit den kreisangehörigen Gemein-
den und dem Amt für Geoinformation, Ver-
messungs- und Katasterwesen MV zum 
Aufbau eines gemeinsamen Geoportals auf 
Kreisebene. 

http://geoportal.metropolregion.hamburg.de/
http://geoportal.metropolregion.hamburg.de/
http://geoport-mv.de/
https://www.geoportal-mv.de/
https://www.geoportal-mv.de/
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://geoportal.kreis-swm.de/
http://geoportal.kreis-swm.de/
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Regionalkooperation Link Bemerkungen 

Region West: 

 Geonetzwerk Münsterland 
http://www.geonetzwerk-
muensterland.de/  

Zusammenschluss von 32 Institutionen und 
Unternehmen zu einem Geonetzwerk. 

 

 Regionalinitiative GDI-OWL 
z.B. Kreis Lippe 

http://geo.kreislippe.de/  

 

Regionale Kooperation zwischen 6 Kreisen, 
einer kreisfreien Stadt sowie weiteren kreis-
angehörigen Kommunen im Regierungsbe-
zirk Ostwestfalen-Lippe (NRW); der Schwer-
punkt liegt momentan im Bereich der Um-
setzung von INSPIRE-Anforderungen sowie 
im Austausch und der Realisierung von 
Einzelprojekten (z.B. 3D); ein Regionalportal 
existiert nicht. 

 

 GDI-Südwestfalen http://www.gdi-sw.de  
Zentraler Zugang zu den einzelnen Geoda-
tenportalen im Bereich Südwestfalen. 

 Regionalverband Ruhr 

http://www.metropoleruhr.
de/regionalverband-
ruhr/karten-
geodaten/geodienste-
porta-
le/geodatenserver.html  

 

Gemeinsames Geoportal von elf kreisfreien 
Städten und vier Kreisen im Bereich des 
Ruhrgebiets. Darüber hinaus betreiben viele 
Mitglieder des Regionalverbands lokale 
Geodatenportale. 

 Geoportal Niederrhein 
http://www.geoportal-
niederrhein.de  

 

Zusammenschluss der Kreise Kleve, Viersen 
und Wesel sowie der kreisfreien Stadt Kre-
feld und dem kommunalen Rechenzentrum 
Niederrhein (KRZN). 

 

 X-Border-GDI 
http://www.x-border-
gdi.org/de/projekte/index.h
tml  

 

Grenzüberschreitende GDI zwischen den 
Niederlanden und NRW zu den Schwer-
punktthemen  Raumplanung, Wasserma-
nagement, Tourismus, Katastrophenma-
nagement und Verkehr. 

 Geoinitiative Bonn/Rhein- 
 Sieg/Ahrweiler 

http://www.geobusiness-
regi-
on.de/geoinformationen/di
e-geoinitiative/  

Kompetenznetzwerk von Verwaltung, Wis-
senschaft und Wirtschaft sowie Teile des 
ITK-Clusters NRW. 

 GDI-Südhessen 
http://www.gdi-
suedhessen.de/  

Initiative der Metropolregion Frankfurt/Rhein-
Main, der Stadt Offenbach, dem Land Hes-
sen und vier weiteren Kreisen. Im sog. „Hes-
sen-Viewer“ werden einzelne Leitprojekte 
(Bauleitplanung, Radwege) umgesetzt. 

 Geoportal Saarland 

 

http://geoportal.saarland.d
e/portal/de/  

 

 

Zentrale Geodatenplattform für das gesamte 
Saarland. 

http://www.geonetzwerk-muensterland.de/
http://www.geonetzwerk-muensterland.de/
http://geo.kreislippe.de/
http://www.gdi-sw.de/
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.metropoleruhr.de/regionalverband-ruhr/karten-geodaten/geodienste-portale/geodatenserver.html
http://www.geoportal-niederrhein.de/
http://www.geoportal-niederrhein.de/
http://www.x-border-gdi.org/de/projekte/index.html
http://www.x-border-gdi.org/de/projekte/index.html
http://www.x-border-gdi.org/de/projekte/index.html
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.geobusiness-region.de/geoinformationen/die-geoinitiative/
http://www.gdi-suedhessen.de/
http://www.gdi-suedhessen.de/
http://geoportal.saarland.de/portal/de/
http://geoportal.saarland.de/portal/de/
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Regionalkooperation Link Bemerkungen 

Region Ost: 

 Oberhavel http://gdi.oberhavel.de  
Geodatenportal auf Kreisebene mit Geo-
Bürgerportal und Gewässerkataster. 

 Teltow-Fläming 
http://geoportal.teltow-
fla-
eming.de/de/startseite.php  

Geodatenportal auf Kreisebene. 

 Elbe-Elster 
http://www.lkee.de/Service
-Verwaltung/Geoportal  

GDI-Plattform auf Kreisebene mit XPlanung-
Infrastrukturknoten. 

 Spree-Neiße http://geoportal.lkspn.de/  Geodatenportal auf Kreisebene. 

Region Süd: 

 Metropolregion Rhein-Neckar 

http://www.m-r-n.com/ 

Cluster Geonet.MRN 

Raumbeobachtungs-
system MRN  

Verband über die Länder Baden-
Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz 
mit zwei Stadtkreisen, sechs kreisfreien 
Städten sowie sieben Landkreisen und 292 
Kommunen. 

 Region Heilbronn-Franken 
http://www.regionalverban
d-heilbronn-
franken.de/rbs.html  

Das Raumbeobachtungssystem Heilbronn-
Franken bündelt Informationen aus dem 
Stadtkreis Heilbronn und den vier Landkrei-
sen Heilbronn, Hohenlohekreis, Schwäbisch 
Hall, Main-Tauber-Kreis. 

 Geoportal Ostwürttemberg 
http://www.ostwuerttember
g.org/informationssysteme
/geoportal.php  

Kooperation zwischen dem Ostalbkreis und 
dem Kreis Heidenheim mit dem Raumaus-
kunftssystem RegioGIS Ostwürttemberg. 

 Region Stuttgart 
http://www.region-
stuttgart.de/  

Zusammenschluss des Stadtkreises Stutt-
gart und fünf weiteren Landkreisen. 

 SIGRS/GISOR http://sigrs-gisor.org/  

Grenzüberschreitende GDI zwischen 
Deutschland, Frankreich und der Schweiz im 
Geographischen Informationssystem Ober-
rhein (GISOR).  

 Schwarzwald-Baar-Heuberg 
http://www.regionalverban
d-sbh.de/index.php?id=28  

Kooperation zwischen drei Landkreisen 
(Schwarzwald-Baar-Kreis, Rottweil und 
Tuttlingen) im Bereich Regionalplanung und 
-entwicklung. 

 DACH+ 
http://geoportal.dachplus.o
rg/geonetwork/srv/de/  

Grenzüberschreitende GDI zwischen 
Deutschland, Österreich, der Schweiz und 
Liechtenstein insbesondere im Bereich der 
Raumbeobachtung und Raumentwicklung. 

 Regionalverband-Donau-Iller 
http://www.rvdi.de/karten-
interaktiv.html  

Fünf Landkreise aus Baden-Württemberg 
und Bayern, ein Stadtkreis und eine kreis-
freie Stadt kooperieren auf dem Gebiet der 
Raumplanung. 

 Landkreis Cham 
http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/GISimLand
kreisCham.aspx  

GIS-Kooperation mit 39 kreisangehörigen 
Kommunen, 3 Nachbarkommunen, Kreis-
werken, 4 Zweckverbänden und staatlichen 
Stellen auf Grundlage des interkommunalen 
GIS-Gesamtkonzepts (IkGIS-Cham). 

Tabelle 1: Übersicht über Regionalinitiativen 

http://gdi.oberhavel.de/
http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/startseite.php
http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/startseite.php
http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/startseite.php
http://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Geoportal
http://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Geoportal
http://geoportal.lkspn.de/
http://www.m-r-n.com/
http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/wirtschaftsfoerderung/cluster-geoinformation.html
http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/raumbeobachtung.html
http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/raumbeobachtung.html
http://www.regionalverband-heilbronn-franken.de/rbs.html
http://www.regionalverband-heilbronn-franken.de/rbs.html
http://www.regionalverband-heilbronn-franken.de/rbs.html
http://www.ostwuerttemberg.org/informationssysteme/geoportal.php
http://www.ostwuerttemberg.org/informationssysteme/geoportal.php
http://www.ostwuerttemberg.org/informationssysteme/geoportal.php
http://www.region-stuttgart.de/
http://www.region-stuttgart.de/
http://sigrs-gisor.org/
http://www.regionalverband-sbh.de/index.php?id=28
http://www.regionalverband-sbh.de/index.php?id=28
http://geoportal.dachplus.org/geonetwork/srv/de/
http://geoportal.dachplus.org/geonetwork/srv/de/
http://www.rvdi.de/karten-interaktiv.html
http://www.rvdi.de/karten-interaktiv.html
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
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Nachfolgend werden ausgewählte Regionalinitiativen kurz vorgestellt.  

 

Kooperation Regionale Geodateninfrastruktur 

(REGIS MV) 

 

Abbildung 10: REGIS MV 
8
  

 

Die Kooperation Regionale Geodateninfrastruktur 

(REGIS MV) umfasst alle Landkreise und kreisfreien 

Städte in Mecklenburg-Vorpommern. Gemeinsam 

mit dem Amt für Geoinformation, Vermessungs- und 

Katasterwesen Mecklenburg-Vorpommern arbeiten 

die Kooperationspartner am Aufbau eines gemein-

samen, landesweiten Geoportals für Geodaten des 

Landes, der Landkreise und kreisfreien Städte so-

wie der kreisangehörigen Gemeinden. Die Koopera-

tionspartner haben modellhaft einheitliche Daten-

modelle für die Präsentation und Bereitstellung von 

Geobasis- und Geofachdaten erarbeitet und wollen 

diesen Katalog entsprechend den Nutzeranforde-

rungen kontinuierlich erweitern.  

 

Metropolregion Hamburg 

 

Abbildung 11: Metropolregion Hamburg
9
  

 

Der Geodateninfrastruktur der Metropolregion Ham-

burg gehören u.a. neben den Vermessungsverwal-

tungen der drei Bundesländer Niedersachsen, 

Hamburg und Schleswig-Holstein auch die Fach-

verwaltungen der Länder und Kreise der Metropol-

region an. Zielsetzung der Geodateninfrastruktur in 

der Metropolregion Hamburg bilden der Betrieb 

sowie die Finanzierung des Geoportals. Ausgewähl-

te Geofachdaten werden über eine gemeinsame 

Benutzerplattform im Internet auf einem einheitli-

chen Kartenhintergrund verfügbar gemacht.
10

  

 

 

Geonetzwerk Münsterland 

 

Abbildung 12: Geonetzwerk Münsterland
11

 

 

Das Geonetzwerk Münsterland ist ein Zusammen-

schluss von Institutionen und Unternehmen des 

Münsterlandes, die sich mit der Bereitstellung und 

Verarbeitung von Geoinformationen befassen. Ziel 

des Netzwerkes ist u.a. die Stärkung der Zusam-

menarbeit in der Region und die Etablierung des 

Münsterlandes als Kompetenzregion im Bereich der 

Geoinformationswirtschaft durch Vernetzung der 

Akteure aus Verwaltung, Wirtschaft und Wissen-

schaft. 

 

                                                      

8
 https://www.geoportal-mv.de; 20.01.2013.   

9
 http://www.geodaten.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20012&article_id=25369&_psmand=28; 26.11.2012.   

10
 http://www.geodaten.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=20012&article_id=25369&_psmand=28; 26.11.2012.   

11
 http://www.geonetzwerk-muensterland.de; http://geo.stadt-muenster.de/webgis2; 26.11.2012.   
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GDI-Südhessen 

 

Abbildung 13: GDI-Südhessen
12

 

 
Im Rahmen der regionalen GDI-Südhessen wer-

den konkrete Leitprojekte realisiert, die den Nut-

zen einer GDI aufzeigen sollen. Die Leitprojekte 

bilden typische kommunale Geschäftsprozesse 

unter Nutzung von Diensten, Daten und Kompo-

nenten der GDI-Hessen ab. Fachthematisches 

Leitprojekt stellt das Bebauungsplaninformati-

onssystem dar. Als Gremien wurden u.a. ein 

Lenkungsausschuss sowie eine Expertengruppe 

eingerichtet, die aus Vertretern der GDI-Hessen, 

der Projektleitung sowie regionalen bzw. kom-

munalen Partnern aus Verwaltung, Wirtschaft 

und Wissenschaft bestehen. 

Metropolregion Rhein-Neckar 

 

Abbildung 14: Geoportal Metropolregion Rhein-Neckar
13

 

 

Im Juli 2012 wurde das von der Europäischen 

Union geförderte Cluster GeoNet.MRN ins Leben 

gerufen. Zielsetzung bildet der Aufbau einer re-

gionalen Geodateninfrastruktur für die Metropol-

region Rhein-Neckar. Neben der gezielten Stär-

kung und Förderung der Geoinformationsbran-

che, die mit verstärkter Netzwerkbildung, Wis-

senstransfer sowie Aus- und Weiterbildung von 

Fachkräften einhergeht, versteht sich das Cluster  

als Innovationstriebfeder und möchte zur wirt-

schaftlichen Stärkung der Region beitragen. Der 

neu gegründete Verein Geonet.MRN e.V. garan-

tiert die Nachhaltigkeit bei der Verfolgung der 

Ziele über den Förderungszeitraum hinaus. 

Interkommunales GIS des Landkreises Cham 

 

Abbildung 15: IkGIS-Cham
14

 

Seit 2003 betreibt der Landkreis Cham eine GIS-

Kooperation auf Grundlage eines zentralen, in-

terkommunalen Gesamtkonzeptes mit allen 39 

kreisangehörigen Gemeinden. Darüber hinaus 

beteiligen sich Kreis-Eigenbetriebe, kreisangehö-

rige Zweckverbände, Gemeinden aus Nachbar-

landkreisen und staatliche Stellen. Die Summe 

der verfügbaren Komponenten kann inzwischen 

als eine nach innen und außen funktionierende, 

kommunale Geodateninfrastruktur (KomGDI) 

bezeichnet werden. Ein Anspruch auf INSPIRE-

Konformität besteht jedoch aufgrund der die 

Kommunen in Bayern ausschließenden Landes-

gesetzgebung nicht. 

  

                                                      

12
 http://www.gdi-suedhessen.de/gdisuedhessen; 25.01.2013.   

13
 http://www.m-r-n.com/start/regionalplanung-entwicklung/gemeinschaftliche-regionalentwicklung/raumbeobachtung.html; 25.1.2013.   

14
 http://www.landkreis-cham.de/Home.aspx; 26.11.2012.   
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Geoportal und GDI-Infrastrukturknoten Elbe-Elster 

 

Abbildung 16: Geoportal Elbe-Elster
15

 

 

 

Das Geoportal des Kreises Elbe-Elster wurde mit  

Hilfe von Fördermitteln des Europäischen Fonds 

für regionale Entwicklung (EFRE) als „GDI-

Infrastrukturknoten" entwickelt. Zielsetzung bildet 

die öffentliche Bereitstellung von Bauleitpla-

nungsdaten auch der kreisangehörigen Kommu-

nen in Form von XPlanGML-Dateien. Geplant ist 

der weitere Ausbau des Infrastrukturknotens z. 

B. mit touristischem Bezug. 

 

 

 

Insgesamt ist feststellbar, dass die diversen Regionalkooperationen aus verschiedenen Gründen entstanden 

sind. Angesichts dessen variieren die Anzahl der Kooperationspartner, die rechtlichen Rahmenbedingungen 

sowie die Aufbauorganisation. Sie alle stimmen in der Zielsetzung überein, dass jeweils die Stärkung und 

Wahrnehmung regionaler Aspekte im Vordergrund stehen. Insgesamt bieten sie eine gute Ausgangsbasis für 

regionale Projekte sowie Kooperationen. Darüber hinaus können auf diese Weise die GIS-Strukturen verein-

heitlicht bzw. der Datenaustausch harmonisiert werden. 

Nachfolgend wird die interkommunale Zusammenarbeit auf der Ebene der Kreise näher analysiert. Abbildung 

17 und Abbildung 18 veranschaulichen die Ausprägung der Kooperationen auf Kreisebene.  

Die interkommunale Zusammenarbeit stellt eine grundlegende Voraussetzung für den Aufbau einer funktionie-

renden Geodateninfrastruktur in der Fläche dar. 44% der Antwortenden geben an, mit Kreisen oder benachbar-

ten Körperschaften zusammenzuarbeiten. Kreise können auf diesem Gebiet bedeutende Bündelungsfunktio-

nen übernehmen und tun dies laut Umfrage auch in beträchtlichem Umfang, oftmals auch in enger Zusammen-

arbeit mit den großen kreisangehörigen Gemeinden. 

Etwa 20% der Befragten geben an, die Kooperation auf vertraglicher Basis zu betreiben,  22% pflegen eine 

informelle Kooperation und etwa 10% geben sonstige Formen an. Im Hinblick auf die inhaltliche Umsetzung der 

Kooperationen steht das allgemeine Geodatenmanagement mit 30% an erster Stelle, gefolgt von gemeinsa-

men Geoportalen oder Geoanwendungen mit 24% sowie der Geodatenpflege und –fortführung ebenfalls mit 

24%. 

 

 

                                                      

15
 http://www.lkee.de/Service-Verwaltung/Geoportal; 25.01.2013. 
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Abbildung 17: Kooperationen und deren Ausprägung auf 

Kreisebene 

 

 

Abbildung 18: Anzahl kommunaler Kooperationspartner auf 

Kreisebene 

Kooperationsbereiche Quote (%) Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse nach den 

verschiedenen abgefragten Kooperati-

onsbereichen (nicht unterschieden nach 

Kreisen, Städten und Gemeinden). 

Dort, wo sich Kreise und Gemeinden zum 

gemeinsamen Betrieb einer integrierten 

Geoinformationsplattform entschlossen 

und eine Vertragsform als Fundament 

gewählt haben, sind die Kooperationen 

meist ein Erfolgsmodell. Das liegt nicht 

zuletzt an dem fach- und  ebenenüber-

greifenden Ansatz, der Geoinformations-

systemen, Geodateninfrastrukturen und 

Geodaten innewohnt. Beispiele erfolgrei-

cher Kreis-Gemeinde-Kooperationen 

finden sich in nahezu allen Bundeslän-

dern.  

Geodatenmanagement (allgemein) 30 

Interkommunales Geoportal / anderes Geoinformationssystem 24 

Geo Web Services (proprietär) 9 

Geo Web Services (OGC-konform) 15 

Geo Web Services (GDI-DE-konform) 9 

Geo Web Services (INSPIRE-konform) 9 

Geodatenerfassung/ Vermessung 17 

Geodatenpflege / -fortführung 24 

Geodatenvertrieb / -marketing 5 

Aus- und Fortbildung 17 

Sonstiges 8 

Tabelle 2: Kooperationsbereiche auf Ebene der Kreise 
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Oft werden langfristige Verwaltungsabkommen mit bis zu 10 jähriger Laufzeit abgeschlossen. Gemeinden lösen 

z.T. ihre eigenen Systeme ab und wählen die Kooperation mit dem Kreis. Damit setzt man neben einem soliden 

organisatorischen Fundament auch auf eine gemeinsame technische Basis.  

 

Abbildung 19: Kooperationen auf Ebene der Städte und Ge-

meinden 

Zwar sollte angesichts der beginnenden Ära stan-

dardisierter Geo Web Services und INSPIRE die 

Frage nach der jeweils eingesetzten Systemlösung 

immer weiter in den Hintergrund treten. Dennoch 

zeigt sich sehr häufig, dass es in der Praxis weit 

weniger Schwierigkeiten beim Aufbau einer Kreis-

Gemeinde-Kooperation gibt, sofern die eingesetzte 

Systemtechnik aus einer Produktlinie stammt. Hier-

bei handelt es sich de facto auch um eine - zwar 

proprietäre aber funktionierende - Standardisierung 

nach innen. 

 

Bisweilen sind Kreisstädte beim Thema Geoinforma-

tion ihren Kreisen aber auch weit voraus. Auch hier 

bieten sich Kooperationen im Bereich Geoinformati-

on an. So haben die Stadt Villingen-Schwenningen 

und der Schwarzwald-Baar-Kreis (Baden-

Württemberg) eine Kooperationsvereinbarung zum 

Aufbau gemeinsamer Geodateninfrastrukturen ge-

schlossen, bei dem der Kreis von den langjährigen 

Erfahrungen der Kreisstadt profitieren konnte. Die-

ses Beispiel zeigt, dass zukunftsfähige Lösungen in 

partnerschaftlicher Kooperation erreicht werden 

können, wenn die Verantwortlichen pragmatisches 

und zielorientiertes Handeln in den Vordergrund 

stellen.  

 

Abbildung 19 veranschaulicht Kooperationen auf Ebene der kreisangehörigen Kommunen. Die interkommunale 

Zusammenarbeit hat trotz der erkennbar positiven Tendenz noch erheblichen Nachholbedarf. Das hat vielfälti-

ge Gründe. Mittlerweile gibt es zahlreiche kommunale Zweckverbände, die ihren Mitgliedern und Kunden im 

Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik Dienstleistungen eines regionalen Rechenzentrums als 

Einzellösung anbieten. 

Beispiele dafür gibt es nahezu in allen Teilen der Bundesrepublik: Ob Dataport im Norden, KDVZ sowie eine 

Vielzahl weiterer kommunaler Rechenzentralen (insbesondere in NRW) im Westen, KISA im Osten, ekom21 in 

der Mitte sowie KIVBF und AKDB im Süden, um nur einige zu nennen. Alle treten als Anwendungen, Daten 

und Technik hostende Stellen insbesondere für kleinere und mittlere Kommunen in Erscheinung, seltener - 

aber dennoch in nennenswertem Umfang - auch für Landkreise und Bundesländer. Zugrunde liegt dabei heute 

immer mehr auch eine integrative und zukunftsweisende Geoinformationsstrategie (KIVBF) inklusive Data-

warehousing, Serviceproviding und Integrationsleistungen, die es Mitgliedern und Kunden ermöglicht, ohne den 

Aufbau eigener, sehr kostenintensiver Ressourcen an den Vorzügen der modernen Geoinformationstechnolo-

gie zu partizipieren. Zwar ist das nicht kostenfrei zu haben, es ist aber - ganzheitlich betrachtet - in jedem Fall 

weniger aufwändig, als das Thema GDI in Gänze in Eigenregie zu stemmen. Damit sind allerdings Abstriche in 

der Flexibilität und Selbstbestimmung verbunden, wenngleich auch hier durch „cloudbasierte“ Systeme neue 

Wege beschritten werden. Serverbasierte Anwendungen außerhalb eigener Domänen (ASP, ASP.net, JSP und 

Servlets etc.) hat es aber auch vor der im Trend liegenden „Cloud“ gegeben. 
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Der Aufbau von „Subrechenzentren“ bei den Kreisen (Kreis-/Gemeindekooperationen) galt in Rechenzent-

rumskreisen lange Zeit als unerwünscht. Kreis-Gemeindekooperationen sollten sich lediglich auf Koordinie-

rungs-, Organisations- und Fachaufgaben konzentrieren. Inzwischen gibt es durchaus Kreise, die zusammen 

mit ihren kreisangehörigen Gemeinden nahezu einheitliche von einem Rechenzentrum gehostete Lösungen 

betreiben und dadurch ebenso erfolgreiche Kooperationen auf den Weg bringen konnten. Letztlich ist es nur 

eine Frage des Betreibermodells und der Kostenverteilung.  

Diese Sichtweise hat sich bislang jedoch genauso wenig durchgesetzt wie die freiwilligen, auf vertraglichen 

Grundlagen basierenden, langfristigen Kreis-Gemeindekooperationen. Inzwischen erfreuen sich diese zwar 

wachsender Beliebtheit, vielfach fehlt es den beteiligten Partnern allerdings noch an Vertrauen zu einer part-

nerschaftlichen Kooperation auf Augenhöhe und zu beiderseitigem Nutzen. Da der Aufbau von Geodateninfra-

strukturen jedoch nicht kostenlos und aufwandsneutral zu haben ist, wird man hier künftig verstärkt aufeinander 

zugehen müssen.  

Die eigenständige Umsetzung der Aufgabe ist nur durch beträchtliche Investitionen in Technologie und Know-

how zu erreichen, wozu viele Kommunen angesichts der angespannten Haushaltssituation nicht in der Lage 

sind bzw. sein werden. Gleichwohl will man die Kompetenzen vor Ort auch nicht zu Gunsten der Zentralisie-

rungsbestrebungen bei den Bundesländern ganz aufgeben – ein nachvollziehbares Interesse aus kommunaler 

Sicht. Fachkompetenz muss auch in der Fläche erhalten bleiben und gefördert werden. Hier gilt es, den in 

manchen Bundesländern eingeschlagenen Weg partnerschaftlicher Kooperationen in Land-Kommune-

Verbünden nicht zugunsten einer einseitigen Zentralisierung zu verlassen, so sinnvoll diese mitunter erschei-

nen mag. Die bislang erfolgreich praktizierten Strategien des  „Gebens und Nehmens“ und der „Hilfe zur 

Selbsthilfe“ auch im Bereich großer IUK-Vorhaben, z.B. der zahlreichen Umweltinformationssysteme, die einen 

sehr beträchtlichen Anteil am Geofachdatenaufkommen stellen, sollten weiter gelebt und ausgebaut werden. 

Die Umfrage belegt insgesamt, dass in zahlreichen Verwaltungen die zentrale Bedeutung des Themas Geoin-

formation und das Potenzial diesbezüglicher Kreis-Gemeindekooperationen noch immer nicht in ausreichen-

dem Maße nutzbringend umgesetzt ist. Oft wird der Stellenwert von Geoinformationen in den Kommunen noch 

zu gering eingeschätzt, was mancherorts allein durch die Anzahl und die Ausbildung der Mitarbeiter und deren 

Stellenbewertungen deutlich wird. Investitionen in den Aufbau von Sach- und Fachkompetenz, die sich auch 

real in hinreichend qualifizierter Personalausstattung niederschlägt, werden nur unzureichend getätigt. So er-

klärt sich, dass heute - selbst wenn es politisch beabsichtigt ist - nur relativ wenige Kreise ihren Gemeinden ein 

fundiertes Kooperationsangebot unterbreiten können. Das Potenzial interkommunaler Kooperation ist erheblich 

und sollte deshalb verstärkt angegangen werden. Das gilt nicht nur vor dem Hintergrund künftiger INSPIRE-

Pflichten, sondern insbesondere aufgrund der damit verbundenen Chancen und Synergien. Der technologische 

Fortschritt in der Informationstechnik hat die Limitierungen der Vergangenheit weitgehend überwunden, sodass 

kooperative Modelle zumindest aus technischen Gründen kaum noch scheitern sollten.  

Neben allen nachvollziehbaren Wünschen der kommunalen Selbstbestimmung können zentrale Strukturen für 

ebenenübergreifende Daten und Dienste dennoch von Bündelungsstellen wie Landesanstalten und –betrieben 

oder regionalen Rechenzentren vorgehalten werden. Sie stehen zu regionalen interkommunalen Kooperatio-

nen nicht zwingend im Widerspruch, zumal sie einen erheblichen Anteil an der wirtschaftlichen Umsetzung der  

INSPIRE-Richtlinie leisten. Kommunale Zweckverbände, Rechenzentren und Datenverarbeitungsverbünde 

können dazu beitragen, den geplanten Aufbau von Geodateninfrastrukturen zum Erfolg zu führen, da sich zahl-

reiche kleine Kommunen den Aufbau und Betrieb eigener Infrastrukturen samt Personal-, Hard- und Software-

kosten bei gleichzeitig hohen Verfügbarkeits- und Sicherheitsanforderungen nicht werden leisten können.  

Allein vor diesem Hintergrund erscheinen interkommunale Kooperationen in allen Ausprägungen dringend ge-

boten. Kommunale Einzellösungen sind im Hinblick auf einen effizienten Ressourceneinsatz weder praktisch 

noch ökonomisch sinnvoll.  
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3.3 Konzeptionelle und inhaltliche Umsetzungsaspekte  

Die Bereitstellung der Geoinformationen in den Kommunen erfolgt derzeit in unterschiedlicher Form. Geoinfor-

mationen werden zum Teil öffentlich (Internet), teilweise aber auch nur behörden- bzw. verwaltungsintern zur 

Verfügung gestellt.  

Zu der verwaltungsinternen Bereitstellung zählen die Fälle, in denen die Geoinformationen beispielsweise in 

geschlossenen Behördennetzen weiteren Behörden/Kommunen und autorisierten Nutzern (Passwortvergabe) 

zur Verfügung stehen. Dazu gehört auch die Bereitstellung an kreisangehörige Kommunen oder an ausgewähl-

te Nutzerkreise in Rahmen der Aufgabenwahrnehmung (z.B. Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure, No-

tare, Stadtwerke etc.). Nachfolgend wird der Umsetzungsstand zur Bereitstellung von digitalen Geodaten, Me-

tadaten und Geodatendiensten auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte analysiert. 

Abbildung 20 veranschaulicht, dass nur 12 der insgesamt 300 an der Umfrage teilnehmenden Kreise und kreis-

freien Städte weder behördenintern noch extern Geoinformationen bereitstellen. 288 liefern Geodaten, was 

einem Anteil von 95% entspricht.   

 

 

Abbildung 20: Ausprägung der Geodatenbereitstellung 

(Kreise und kreisfreie Städte) 

 

 

Abbildung 21: Einsatz eines ressort- und verwaltungsüber-

greifenden GIS (Kreise und kreisfreie Städte) 

 

Abbildung 21 veranschaulicht die Ausprägung der Geodatenbereitstellung in Form eines ressort- bzw. verwal-

tungsübergreifenden Geoinformationssystems (sog. Enterprise-Lösung). Gemeint ist ein Geodatenportal oder 

eine vergleichbar leistungsstarke Technologie mit Einbindung von Geodaten, Metadaten und Geodiensten. 

Darunter fällt nicht der Einsatz eines in aller Regel recht einfachen Kartenviewers („Bürger-GIS“). 
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Unter einem ressortübergreifenden Geoinformationssystem wird die ämter- oder organisationsübergreifende 

Bereitstellung der Geoinformationen innerhalb einer Kommune verstanden. Bei Kommunen im Inselbetrieb 

handelt es sich um Gebietskörperschaften, die beispielsweise ohne Anbindung an die Landkreise Geoinforma-

tionen intern oder extern zur Verfügung stellen. 

Nur 66 von 300 bzw. 22% der antwortenden Kreise und kreisfreien Städte verfügen im März 2012 über kein 

ressortübergreifendes Geoinformationssystem. Darüber hinaus nutzen 65% der Kreise und kreisfreien Städte 

ihr Geoinformationssystem nur innerhalb ihrer Verwaltungen. Schließlich stellen bereits 100 bzw. 33% der 

Kreise die Geoinformationen auch ihren kreisangehörigen Kommunen zur Verfügung. Dieses trifft insbesonde-

re in den Bundesländern Schleswig-Holstein (9, 75%), Nordrhein-Westfalen (22, 71%), Niedersachsen (22, 

58%), Sachsen (5, 50%), Baden-Württemberg (12, 33%) und Bayern (19, 27%) zu, wobei auch hier die Unter-

scheidung nach absoluten und relativen Zahlen sehr aufschlussreich ist. 

Außerdem wurde nach einem GIS-Konzept in Form eines Pflichtenheftes oder technischen Planes gefragt.
16 

 

71 % bzw. 214 von 300 antwortenden Kreisen und kreisfreien Städten geben an, ab 2008 über ein derartiges 

Konzept zu verfügen, bei 46 bzw. 15 %  befindet sich ein bestehendes Konzept in der Fortschreibung, wird 

gerade ein neues Konzept erstellt oder es sind bereits Pflichtenhefte für einzelne Komponenten aus der Geoin-

formation vorhanden. 

Hier gilt folgende Feststellung: Eine erfolgversprechende Einführung eines ebenen- und/oder fachübergreifen-

den Geoinformationssystems insbesondere im Zusammenhang mit dem Aufbau einer Geodateninfrastruktur 

kann es ohne ein fundiertes Konzept nicht geben. Daher sollte jede Körperschaft, die über ein solches Projekt 

nachdenkt, auf jeden Fall ein derartiges Konzept erarbeiten oder in Auftrag geben.  

 

3.4 Bereitstellung von Geoinformationen über Geoportale   

Im Folgenden wird unter einem „Geoportal“ ein interaktiver Kartendienst verstanden, in dem mehr als ein 

Stadtplan enthalten ist. Ein kommunales Geoportal bietet neben einer Basiskarte mindestens ein kommunales 

Thema an. Erst wenn Behörden ihre qualitativ hochwertigen Geodaten der Allgemeinheit zur Verfügung stellen, 

kann man von einem erfolgreichen Geodatenmanagement sprechen. Die Führung von Geoinformationen wird 

aus Steuergeldern finanziert, demzufolge sollten die Daten nicht nur behördenintern genutzt werden können. 

Nicht jede Kommune muss jedoch ein Geoportal bereitstellen, das in Eigenregie eingerichtet und betrieben 

wird. Vielerorts scheitert dies schon an der fehlenden Bereitschaft der Fachabteilungen, Fachdaten für die Öf-

fentlichkeit frei zu geben. Erst durch die gesetzlichen Bestimmungen der vergangenen Jahre (Umweltinformati-

onsgesetz, Geodatenzugangsgesetz, Open Government etc.) ist hier ein Sinneswandel eingetreten. Darüber 

hinaus ist die Beschaffung von Hard- und Software möglicherweise kostspielig, sofern bei letzteren auf kom-

merzielle Produkte gesetzt wird. Angesichts dessen werden vielerorts im WebGIS-Bereich auch vermehrt Open 

Source Produkte eingesetzt.  

 

Abbildung 22 veranschaulicht die Ausprägung der Geoportale der kreisangehörigen Kommunen, die an der 

Umfrage teilgenommen haben. 

 

                                                      

16
 Unter einem GIS-Konzept wird eine Konzeption verstanden, die die grundsätzlichen organisatorischen Zuständigkeiten des  

   GIS-Einsatzes regelt und die Verantwortlichkeiten festlegt. Darüber hinaus enthält es eine zumindest grobe Beschreibung der  

   eingesetzten Hard- und Software sowie der angebundenen Geodaten. 
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Abbildung 22: Ausprägung der Geoportale der kreisangehörigen Kommunen 

 

Fast ein Drittel der Kommu-

nen verfügt derzeit über ein 

Geodatenportal, das in Ei-

genregie eingerichtet und 

betrieben wird. 

 

Insgesamt 195 der 644 

kreisangehörigen Kommunen 

(~ 30%) bieten ein öffentli-

ches Geoportal an. Die meis-

ten kommunalen Geoportale 

werden in NRW (86), Nieder-

sachsen, Bayern und Baden-

Württemberg (je 24) betrie-

ben.  

Der Anteil der Gemeinden, 

die Geoportale in Eigenre-

gie führen (30% der Ge-

meinden, die ein Geoportal 

anbieten), liegt am höchsten 

in den Bundesländern Bran-

denburg und Baden-

Württemberg mit jeweils rund 

30%, gefolgt von NRW, Nie-

dersachsen und Bayern mit 

rund 25%. Von den rund 

30% der Gemeinden, die 

das Geoportal der jeweili-

gen Kreisbehörde nutzen 

und/oder dieses im eigenen 

Internetauftritt eingebunden 

haben, befinden sich die 

meisten in Niedersachsen 

(50%) – hier sind die Kreise 

demnach die treibende Kraft 

bei regionalen Kooperatio-

nen. 

Der Einsatz von Open Source reduziert zwar die Softwarekosten erheblich, der Aufwand des nachhaltigen Be-

triebs aber bleibt beträchtlich und erfordert umfangreiches Expertenwissen, das entweder selbst aufgebracht, 

oder beauftragt werden muss.  

Der Aufbau von Geoportalen und/oder die Bereitstellung von Geodatendiensten zur Einstellung in derartige 

Portale lassen sich entweder in Eigenregie oder in Form interkommunaler Kooperationen und Regionalinitiati-

ven, aber auch mit Land-Kommune-Kooperationen sowie Kooperationen mit Dienstleistern (Rechenzentren, 

Landesbetriebe und Firmen) erreichen. 

Rund 18% der Gemeinden geben an, das Geoportal bzw. dessen Betrieb in Kooperation mit dem Rechen-

zentrum oder einer anderen regionalen Institution zu realisieren. Die meisten davon sind in NRW lokalisiert, 

der größte Anteil im Bereich Niederrhein.  

Auch in Baden-Württemberg haben die regionalen Rechenzentren einen beachtlichen Kundenanteil, insbeson-

dere bei den kleineren Gemeinden, die sich jedoch bei weitem nicht alle an dieser Umfrage beteiligt haben. 
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Auch einige Kreise haben diese Kooperationsform gewählt. Mit der jüngsten Entwicklung einer nachhaltigen 

und zukunftsweisenden Geoinformationsstrategie, verbunden mit einer Ausweitung des Produktportfolios wird 

diese Art der Kooperation u.a. in Baden-Württemberg künftig an Zugkraft gewinnen.  

Allgemein stellt sich die Frage, weshalb in weiten Bereichen der Bundesrepublik regionale GDI-Initiativen of-

fenbar auf anderer Ebene funktionieren, nicht aber bei der gemeinsamen Bereitstellung von kommunalen Geo-

daten auf einheitlichen Plattformen. Der Ausbau regionaler Initiativen scheitert vielerorts offenbar an unklaren 

Aufgabenverteilungen zwischen den beteiligten Akteuren Rechenzentrum, Kreisen und Gemeinden, was auf 

verschiedene Bundesländer zutrifft. 

Auf landesweite Lösungen bei der Bereitstellung von Geodaten setzen die Kommunen insbesondere im Saar-

land (90%) und in Bayern, aber auch in Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz. In Nord-

rhein-Westfalen, Niedersachsen und Baden-Württemberg spielen landesweite Lösungen für die kreisangehöri-

gen Gemeinden bislang kaum eine Rolle.  

In Baden-Württemberg könnte sich das mit der im Juni 2012 in Kraft getretenen Verwaltungsvorschrift „Staat-

lich-Kommunaler Datenverbund (SKDV)“ bald ändern, da auch den Gemeinden eine Möglichkeit zum automa-

tisierten Abruf von Daten der Landesumweltverwaltung über entsprechende Reportingsysteme mit GIS-

Komponenten ermöglicht wird. Allerdings kann dieses Angebot allein die durch INSPIRE bedingten Verpflich-

tungen nicht komplett abdecken, was hierbei auch nicht als Ziel verfolgt wird. 

Auch das Konzept des Angebots von Subsites
17

 in bestehenden Bundes- oder Landesportalen zeigt eine Stra-

tegie auf, Kommunen via überregionaler, landesseitiger Geoportale eine Möglichkeit der Präsentation von 

Geodaten zu bieten. Dabei wird auf bestehenden Architekturen und Strukturen aufgesetzt. Die GDI-DE hat im 

Rahmen des Projekts „Subsites“ aufgezeigt, dass dieses prinzipiell eine Möglichkeit darstellen kann, wenn-

gleich auch so etwas kein Ersatz für ein umfassendes Geoportal mit seinem gesamten Funktionsumfang sein 

kann. Derartige Kooperationen sind in besonderer Weise abhängig von harmonisierten und funktionstüchtigen 

Geo Web Services.
18

  

Die Praxis hat gezeigt, dass es auf diesem Gebiet noch sehr viel zu tun gibt. So unterstützen viele Web Ser-

vices nicht alle notwendigen Lagebezugssysteme und sind weder in der Präsentationsform noch in den Maß-

stabsbereichen sinnvoll aufeinander abgestimmt. Sofern keine eigenen Services zur Verfügung stehen, kommt 

diese Form der Portalpartizipation heute noch nicht in Betracht. Auch die Verwendung von Wasserzeichen und 

Copyrightvermerken hat hier einen besonders nachteiligen Effekt. Im Falle der kombinierten Darstellung meh-

rerer Services kann es dazu führen, dass Wasserzeichen und Copyrightvermerke die Karte dominieren und 

das eigentlich Interessierende in den Hintergrund gedrängt wird. Grundsätzlich ist kritisch zu hinterfragen, ob 

wirklich jeder Dateninhalt zwingend mit solchen Vermerken und Zeichen abgebildet werden muss, denn in zahl-

reichen Fällen erscheint es angesichts der Art und des Umfangs der bereitgestellten Dienste als übertrieben.   

 

 

 

 

 

 

 

                                                      

17
 Unter Subsites wird die sog. Mandantenfähigkeit des Portals verstanden, d.h. einzelne Kommunen können ihre Daten auf einer eigenen  

   Seite innerhalb des Portals darstellen.   
18

 GDI-DE am Beispiel der Landeshauptstadt Düsseldorf. 
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3.5 Geobasisdaten  

Bereits heute wird eine Vielzahl von Geodaten in den Kommunen geführt, deren Nutzung in den letzten Jahren 

stetig angestiegen ist. Nachfolgend wird die Verwendung von verschiedenen Geoinformationen in den Kom-

munen näher untersucht. Unterschieden wird zwischen Geobasisdaten und Geofachdaten (Daten mit Fach-

bezug z.B. Bauleitplandaten, Umweltdaten) sowie deren verwaltungsinterne und öffentliche Bereitstellung.  

Unter Geobasisdaten werden die Daten des amtlichen Vermessungswesens verstanden, welche die Land-

schaft, die Liegenschaften und den einheitlichen geodätischen Raumbezug anwendungsneutral nachweisen 

und beschreiben.
19

 Sie bilden die Grundlage für GI-Systeme mit Raumbezug und werden u.a. durch die jeweili-

gen Landesvermessungsbehörden, durch die Katasterämter (sofern die Aufgaben der Landesvermessung tlw. 

und des Liegenschaftskatasters vollständig kommunalisiert sind) sowie durch weitere öffentliche Stellen zur 

Verfügung gestellt. Zu den Daten zählen u.a. das Amtliche Liegenschafts-Kataster-Informations-System 

(ALKIS
®
-Daten), die Deutsche Grundkarte (DGK 5), die Digitalen Topographischen Karten (DTK 10, 25, 50, 

100, 200, 1000), Luftbilder/digitale Orthofotos sowie das digitale Geländemodell und/oder 3D-

Gebäudedarstellungen (LoD1 bzw. LoD2).
20

 Angesichts der Vielzahl der mittlerweile in den Kommunen geführ-

ten Geobasisdaten sowie der zunehmenden Bedeutung von 3D-Stadtmodellen wird insbesondere deren Be-

reitstellung nachfolgend näher untersucht. Abbildung 23 und Abbildung 24 veranschaulichen die interne und 

externe Bereitstellung von 3D-Gebäudedaten auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte.  

 

 

Abbildung 23: Verwaltungsinterne Bereitstellung digitales 

Geländemodell und/oder LoD1 bzw. LoD2 3D-Gebäude - 

(Kreise und kreisfreie Städte) 

 

 

Abbildung 24: Öffentliche Bereitstellung digitales Gelän-

demodell und/oder LoD1 bzw. LoD2 3D-Gebäude –   (Krei-

se und kreisfreie Städte)
 
 

                                                      

19
 Siehe z.B.: http://www.lgn.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=11055&article_id=51577&_psmand=35; 30.11.2012. 

20
 Unter Level of Detail werden unterschiedliche Detailgrade von 3D-Gebäudedarstellungen verstanden.    

http://www.lgn.niedersachsen.de/portal/live.php?navigation_id=11055&article_id=51577&_psmand=35
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3D-Stadtmodelle sind ursprünglich zu reinen Visualisierungszwecken und meist kleinräumig aufgebaut wor-

den.
21

 Die Datengrundlage bilden die kommunalen Geobasisdaten, wie beispielsweise ein Digitales Höhenmo-

dell, Orthofotos sowie Gebäudedarstellungen im amtlichen Liegenschaftskataster (ALKIS
®
). Untersuchungen 

ergaben zudem einen hohen Bedarf an 3D-Modellen für eine Vielzahl weiterer Anwendungen (z. B. Bereiche 

Planung, Lärmausbreitung, Energiewende, Navigation, Risikomanagement).
22

 Die 3D-Stadtmodellierung erfolgt 

regelmäßig auf Grundlage von CityGML, einer neuen internationalen Modellierungssprache für 3D-

Geodatenhaltung, über die auch ein interoperabler Datenaustausch mittels Web Services ermöglicht wird.
23  

Der Aufbau und die Aktualisierung von 3D-Stadtmodellen erfordert einen erheblichen Aufwand; angesichts 

dessen sind ressourcensparende Herstellungswege in verschiedenen Veröffentlichungen vorgeschlagen wor-

den. Aufgrund der hohen Änderungsrate von Gebäuden besonders in städtischen Ballungsgebieten wird die 

prozessgesteuerte Fortführung von 3D-Stadtmodellen auf Grundlage des Liegenschaftskatasters vorgeschla-

gen, da dort die Gebäude in der Regel aktuell erfasst werden.
24

 Abbildung 25 und Abbildung 26 veranschauli-

chen 3D-Stadtmodelle am Beispiel der Städte Dresden und Stuttgart.  

 

Abbildung 25: 3D-Stadtmodell Dresden (SN)
25

 

 

 

Abbildung 26: 3D-Stadtmodell Stuttgart (BW)
26

 

Mit der Einbindung diverser weiterer Fachdaten in 3D-Stadtmodelle können sowohl der Informationsgehalt als 

auch die Anschaulichkeit und somit auch Mehrwerte für Bürger, Verwaltung und Wirtschaft erheblich gesteigert 

werden. Planungs-, Verwaltungs- und Bürgerbeteiligungsprozesse lassen sich auf diese Weise erheblich un-

terstützen.  

Vielen Kreisen und kreisangehörigen Kommunen ist oftmals noch nicht bekannt, dass digitale Geländemodelle 

bzw. Auszüge daraus (LoD1, tlw. auch LoD2) bereits über die jeweiligen Landesvermessungsämter landesweit 

verfügbar sind. Die Daten könnten als Rohdaten und in Form von Web Services zur Verfügung gestellt werden 

wie z.B. in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen. Auch auf dem Digitalen Geländemodell (DGM) ba-

sierende moderne Web Processing Services (WPS) werden tlw. bereits landesweit angeboten und können von 

allen berechtigten Stellen problemlos über den Datenverbund genutzt werden. So lassen sich punktuelle und 

auch flächenförmige Angaben zu Höhen, zur Exposition und zur Hangneigung an beliebiger Stelle des Landes 

                                                      

21
 Gröger, G., Benner, J., Dörschlag, D., Drees, R., Gruber, U., Leinemann, K., Löwner, M. (2005): Das interoperable 3D-Stadtmodell der  

    SIG 3D; in: Zeitschrift für Geodäsie, Geoinformation und Landmanagement, Heft 6/2005, S.343-353. 
22

 Petzhold, B. et al. (2004): 3D-Stadtmodelle - Eine Orientierungshilfe für die Städte in NRW; AG 3D-Stadtmodelle des AK Kommunales  

   Vermessungs- und Liegenschaftswesen des Städtetages NRW. 
23

 Kolbe, T. H., Gröger, G., Plümer, L. (2005): CityGML – Interoperable Access to 3D City Models; Proc. of the First International  

   Symposium on Geo-information for Disaster Management, Delft, The Netherlands, March 21-23, Springer Verlag, 2005. 
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 Jung, T. et al. (2007): Fortführung von 3D-Stadtmodellen; Zwischenbericht,  gemeinsame Arbeitsgruppe "Fortführung von  

   3D-Stadtmodellen" des Städtetages NRW und der SIG 3D. 
25

 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.dresden.de/de/02/06/02/c_025.php?lastpage=zur%20Ergebnisliste; 27.11.2012. 
26

 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.stuttgart.de/item/show/278129; 27.11.2012. 

http://www.dresden.de/de/02/06/02/c_025.php?lastpage=zur%20Ergebnisliste
http://www.stuttgart.de/item/show/278129
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von all denjenigen abrufen, die über ihre Systeme in der Lage sind, derartige Angebote einzubinden. Die Vor-

haltung aufwändiger Technologien zur Aufbereitung der Rohdaten eines DGMs
27

 vor Ort ist damit entbehrlich, 

was einen erheblichen Synergiegewinn für die Nutzer darstellt und als gutes Beispiel gelungener Land-

Kommunen-Kooperation dient. Darüber hinaus bauen bereits einige Regionalinitiativen in kommunaler Eigen-

regie entsprechende 3D-Modelle auf, um deren praktische Anwendung zu beschleunigen. 

 

Abbildung 27: Geodatenbereitstellung digitales Geländemodell 

und/oder LoD1 bzw. LoD2 3D-Gebäude - verwaltungsintern (kreisan-

gehörige Städte und Gemeinden) 

 

Abbildung 27 zeigt die kreisangehörigen 

Kommunen, die bereits über ein 3D-Modell 

in unterschiedlichen Detaillierungsgraden 

verfügen. Die Bereitstellung und Nutzung 

der LoD2-Daten ist momentan noch ver-

gleichsweise gering ausgeprägt, wird aber 

kontinuierlich zunehmen. Zukünftige kom-

munale Einsatzfelder sind denkbar bei-

spielsweise 3D-Analysen sowie Sichtbar-

keitsanalysen bei konkreten Bauvorhaben 

im städtebaulichen Innen- und Außenbe-

reich, Unterstützung bei der Erstellung von 

Energieatlanten sowie allgemein zur Stei-

gerung transparenter Öffentlichkeitsarbeit 

und Bürgerbeteiligungsverfahren. 

DGM-Originaldaten
28

 können im Zuge von 

Rahmenvereinbarungen allen Städten, 

Kreisen und Gemeinden bereitgestellt wer-

den. Allerdings fehlen vielen Kommunen 

die technischen Werkzeuge zur Aufberei-

tung und Analyse der Rohdaten bzw. ge-

eignetes Fachpersonal zur Umsetzung 

dieser Aufgabe. Angesichts dessen ist die 

breite Nutzung auch in der Fläche bei wei-

tem noch nicht erreicht, sodass hier noch 

erhebliches Entwicklungspotenzial 

schlummert. Jedoch muss auch dieses 

Potenzial erst mit einem kommunalen Kon-

text (Lebenslagenbezug) aufgezeigt wer-

den.  

Im Hinblick auf technische Werkzeuge zur Aufbereitung und Analyse der Rohdaten bietet die Geoinformations-

branche zahlreiche Lösungen an, z.B. aus dem umfangreichen Bereich der Energiewende (Solarpotenzial, 

Windenergieausbau, energetische Gebäudesanierungen u.v.m.). 

 

 

 

 

                                                      

27
 Z.B. Regionalverband Ruhr sowie die Region Ostwestfalen-Lippe (beide NRW). 

28
 DGM… Digitales Geländemodell. 
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3.6 Bauleitplandaten   

Die Erstellung von Bauleitplänen (Flächennutzungsplan, Bebauungsplan, Vorhaben- und Erschließungsplan, 

§34-er Satzung etc.) und sonstigen Planungs- und Dokumentationskarten für die Bereiche Stadtentwicklung, 

Bauordnung, Denkmalpflege und Stadtarchäologie stellt eines der ältesten und bedeutendsten Anwendungs-

gebiete von GIS in kreisfreien Städten und Gemeinden dar. Heute werden Bauleitpläne nicht nur mit GIS 

(und/oder CAD) erstellt und intern verwaltet, sondern auch über Kartendienste bereitgestellt. Musste der Bürger 

oder Architekt noch Ende der neunziger Jahre eine Lichtpause erwerben, in der die roten und blauen Baugren-

zen manuell nachgezeichnet werden mussten, kann er sich heute bequem den Plan (evtl. inklusive Begrün-

dung und Gestaltungssatzung etc.) im Internet als PDF-Datei herunterladen und z.B. ausschnittsweise in Farbe 

ausdrucken. Die optimierte Suche eines Bebauungsplanes sowie die Recherche einer Adresse sind häufig 

genutzte Funktionen eines kommunalen Kartenservers. Viele kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden 

bieten einen derartigen Service bereits an. Gemeinden ohne eigenes Geoportal schließen sich meist kreisweit 

zusammen und nutzen gemeinsam einen derartigen Dienst, den die jeweilige Kreisverwaltung in Verbindung 

mit den benötigten amtlichen Geobasisdaten pflegt und bereitstellt. Abbildung 28 und Abbildung 29 veran-

schaulichen die interne/öffentliche Bereitstellung von Bauleitplandaten im Bereich der kreisangehörigen 

Städte und Gemeinden. 

 

 

Abbildung 28: Geodatenbereitstellung Bebauungspläne 

(kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

 

 

Abbildung 29: Geodatenbereitstellung Flächennutzungs-

pläne (kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

Über 50% aller an der Umfrage teilnehmenden Kommunen (512 von 1018) stellen Bauleitplandaten in Form 

von Flächennutzungsplänen behördenintern als Rasterdaten und 32 % als Vektordaten zur Verfügung. 

Bebauungspläne haben 629 bzw. 62 % als Rasterdaten und ca. 34 % als Vektordaten aufbereitet. 41 bzw. 4 

% der an der Umfrage teilnehmenden Kommunen stellen nur Flächennutzungspläne,  471 bzw. 46 % der 

Kommunen beide Planungsunterlagen verwaltungsintern zur Verfügung. Der Trend ist in allen Bundeslän-

dern feststellbar. Demzufolge wird das Thema Bauleitplanung und Geoinformation in den meisten Kommunen 

mit hoher Priorität vorangetrieben. Mit 202 bzw. 19,8 % aller an der Umfrage teilnehmenden Kommunen ist die 

Anzahl derer, die Bauleitplandaten öffentlich zur Verfügung stellen, vergleichsweise gering. In den Bundes-
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ländern Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Sachsen, Brandenburg, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Hessen stellen insbesondere kreisfreie Städte und Gemeinden nur 

sehr vereinzelt Geoinformationen zu diesem Themenbereich öffentlich bereit. Hier ist eine Unterstützung sei-

tens oder eine Kooperation mit den Kreisen anzustreben, da die Aufgaben gemeinsam kostengünstiger und zu 

beiderseitigem Vorteil angegangen werden können.  

Abbildung 30 bis Abbildung 33 veranschaulichen die Bereitstellung von Bauleitplandaten im Bereich der kreis-

freien Städte und Kreise. Unterschieden wird dabei zwischen der Bereitstellung von Raster- und Vektordaten 

sowie interner und öffentlicher Bereitstellung. 

 

 

Abbildung 30: Verwaltungsinterne Geodatenbereitstellung 

Bauleitplandaten (Raster) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 31: Öffentliche Geodatenbereitstellung Bauleit-

plandaten (Raster) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

Im Rahmen der Bereitstellung dominiert bislang das Szenario 1 „Raster und Umring“ aus dem „Rahmenkon-

zept für den produktiven Einsatz von xPlanung“.
29  

Im Einzelnen werden die Geltungsbereiche der Bebauungspläne dargestellt und zusätzliche Informationen bis 

hin zu Satzungen, Genehmigungen, Originalplänen als PDF oder Bilddateien, Legenden, textliche Festsetzun-

gen und Begründungen angeboten. Qualität und Quantität der Angebote variieren erheblich, ebenso wie die 

Vorgehensweisen, sodass empfohlen wird, derartige Projekte mindestens nach dem Szenario 1 des o.g. Rah-

menkonzepts umzusetzen.  

Das in Rede stehende Konzept beinhaltet sechs Szenarien, von denen das Szenario 1 „Raster und Umring“ mit 

einheitlichem Sachdatensatz von jeder Kommune ohne größere Schwierigkeiten umgesetzt werden könnte.  

Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die dafür notwendigen Ressourcen zur Verfügung stehen. 

                                                      

29
 Rahmenkonzept für den produktiven Einsatz von XPlanung; Bimüller et al. 2009;  

   http://geoportal.brandenburg.de/fileadmin/user_upload/unterlagen/efre/XPlanungRahmenkonzept_v1_0_0.pdf; 27.11.2012. 

http://geoportal.brandenburg.de/fileadmin/user_upload/unterlagen/efre/XPlanungRahmenkonzept_v1_0_0.pdf
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Abbildung 32: Verwaltungsinterne Geodatenbereitstellung 

Bauleitplandaten (Vektor) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 33: Öffentliche Geodatenbereitstellung Bauleit-

plandaten (Vektor) - (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

Der Standard x-Planung sollte bundesweit anerkannt und umgesetzt werden, um im Bereich der Bauleitpläne 

mittelfristig eine einheitliche Qualität zum Vorteil aller Datenbereitsteller und -nutzer zu erreichen. Abbildung 34 

bis Abbildung 37 veranschaulichen verschiedene Beispiele öffentlicher Bereitstellung von Bauleitplandaten. 

 

Abbildung 34: Bereitstellung von Bauleitplandaten - kreis-

angehörige Stadt Soest (NW)
30

 

 

Abbildung 35: Bereitstellung von Bauleitplandaten  - kreis-

angehörige Stadt Biberach an der Riss (BW) 
31

 

                                                      
30

 Abbildung entnommen aus: URL: http://gis.soest.de/soest_blp; 27.11.2012.                                               
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Abbildung 36: Bereitstellung von Bauleitplandaten  - Kreis 

Elbe-Elster (BB)
32

 

 

Abbildung 37: Bereitstellung von Bauleitplandaten  - kreis-

freie Stadt Bielefeld (NW)
33

 

Die Umfrageergebnisse belegen, dass intern nur 2,8 % und extern nur 1,1 % aller Kreise und kreisfreien Städ-

te den Standard xPlanung einsetzen. Bei den kreisangehörigen Kommunen fallen die Zahlen auf deutlich unter 

2 % bzw. unter 1 %. Ganz eindeutig wurden darunter die erweiterten Szenarien unter Verwendung von 

xPlanGML verstanden. Hier spielt insbesondere die fehlende Übermittlung der Ausgestaltung (Zeichenvor-

schrift) z.B. in Form von SLD-Dateien bei der Ausgabe von Planungsdaten in XPLANGML eine wesentliche 

Rolle. Aus den Rückmeldungen geht hervor, dass dieser Punkt für viele Anwender ein wichtiger Faktor bezüg-

lich der Akzeptanz des Standards xPlanung ist. Ein Punkt, der 2010 auch über die AG „xPlanung – Kommunale 

Implementierung“ auf Bundesebene gefordert wurde. Offensichtlich besteht hier noch erheblicher Aufklärungs-

bedarf; zudem stellt sich die Frage, ob xPlanung mit seinen sehr hoch gesteckten Zielen den Anforderungen 

der Praxis entsprechend entwickelt wurde oder ein einfacherer Ansatz nicht geeigneter wäre. 

Weitere Bundesländer forcieren den Bereich der Bauleitplanung und unterstützen z.B. den Aufbau landesweit 

einheitlicher Informationen durch die Publikation von Leitfäden, aber auch organisatorisch, technisch und finan-

ziell. So erhalten Kommunen z.B. finanzielle und technische Unterstützung bei der Digitalisierung analoger 

Flächennutzungs- und Bebauungspläne. An erster Stelle seien hier Bayern und Rheinland-Pfalz genannt. Ein 

weiteres positives Beispiel stellt das „Pflichtenheft für die xPlanungs-konforme Erfassung von Daten der Bau-

leitplanung“ des Landes Brandenburg (Landesamt für Bauen und Verkehr) dar.
 34

   

                                                                                                                                                                                    

31
 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.biberach-riss.de/index.phtml?object=tx%7C1516.577.1; 27.11.2012.                                               

32
 Abbildung entnommen aus: URL: http://178.63.99.239:8080/igeoportal;  Umsetzung von X-Planung; 31.08.2012. 

33
 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.bielefeld.de/de/pbw/mup/; 27.11.12. 

34
 Zusätzliche Informationen erhält man auch unter „www.xplanungswiki.de“. 
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Abbildung 38: Bauleitpläne in Bayern
35

 

In Bayern wird seit dem Jahr 2006 ein 

Projekt der GDI-Bayern vorangetrieben, 

das die Bereitstellung der Bauleitpläne im 

Internet zum Ziel hat. Hierbei sammelt die 

Bayerische Vermessungsverwaltung in 

der geplanten Endstufe dezentrale WMS-

Dienste der Kommunen (i.d.R. gebündelt 

durch Landratsämter) zu einer WMS-

Kaskade ein. Diese Anwendung dient - im 

Sinne des Bürgerservices - als Erstan-

laufseite, bei der sich der Nutzer über 

Bauleitpläne der teilnehmenden Kommu-

nen informieren kann (Abbildung 38). Die 

Beteiligung ist inzwischen recht weit ge-

diehen, sodass sehr viele Bebauungsplä-

ne bereits online via WMS betrachtet und 

größtenteils auch mit Begründungen als 

PDF komfortabel abgerufen werden kön-

nen. 

Damit verbunden ist jedoch erheblicher 

Erfassungsaufwand der Bayerischen 

Vermessungsverwaltung, der nach Ein-

schätzung des KoKo GDI-DE auf Dauer 

nicht zu leisten sein wird. 

Bayerische Landkreise betreiben unabhängig davon oftmals noch weiterreichende Bürgerservices, die neben 

interaktiven Kartenanwendungen und WMS-Diensten auch recherchierbare Planarchive mit kontextbezogenen 

Inhalten anbieten.
36

  

Eine konsequente Weiterentwicklung des Themenkomplexes Bauleitplanung wird u.a. durch Standardisierung 

des gesamten Beteiligungsverfahrens erreicht. Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Träger öffentlicher 

Belange (TÖB-Beteiligung) sind im Baugesetzbuch geregelt und erfolgen in zwei Stufen, von denen sich so-

wohl die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung als auch die "öffentliche Auslegung" durchaus den modernen 

webbasierten Methoden und Möglichkeiten mit vielversprechenden Synergiepotenzialen öffnen könnte. Auch 

an diesen Daten haben Kreise neben den primär zuständigen Städten und Gemeinden großes Interesse. Hier 

sind Kreise zwar nicht Herren des Verfahrens und der damit verbundenen Daten, könnten aber koordinierend 

tätig werden. Dieser Bereich ist zudem ein großes Tätigkeitsfeld der regionalen Rechenzentren und erfordert 

demzufolge im Einvernehmen festzulegende Aufgabenabgrenzungen. Als Beispiel kann hier das ambitionierte 

Vorhaben Bauleitplanung Online (BOB-SH) des Landes Schleswig-Holstein angeführt werden, das im Jahr 

2011 pilotiert worden ist. Inzwischen hat der Regelbetrieb begonnen. Auch BOB-SH integriert den Standard 

xPlanung.
37

 

 

 

                                                      

35
 Abbildung entnommen aus: www.bauleitplanung.bayern.de; 01.12.12. 

36
 Beispielhaft sind hier folgende Webseiten zu nennen:  

   http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DigitalesPlanarchiv.aspx; 01.12.2012; 

   http://geolis.lk-starnberg.de/GeoLISBebauungsplan; 01.12.2012.  
37

 http://www.bob-sh.de;  

   http://www.dataport.de/unsereloesungen/loesungenfuerfachaufgaben/geodaten/Seiten/BOB-SH.aspx; 27.11.2012. 

http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DigitalesPlanarchiv.aspx
http://geolis.lk-starnberg.de/GeoLISBebauungsplan/
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3.7  Breitbanddaten   

Trotz diverser Förderprogramme in den Ländern ist der Anteil der Breitbanddaten auf kommunaler Ebene der-

zeit gering, was sowohl die interne als auch externe Bereitstellung betrifft. Zudem sind Breitbanddaten in er-

heblichem Maße wettbewerbsrelevant, sodass deren öffentliche Bereitstellung äußerst gering ausgeprägt ist. 

Die entsprechenden Daten werden momentan - auch im Zuge der Energiewende - erst aufgebaut. Angesichts 

dieser Ausgangssituation liegen die Geodaten u.a. auch in den geförderten Regionen nur für Teilbereiche der 

Kommunen vor. Abbildung 39 und Abbildung 40 zeigen die Bereitstellung von Breitbanddaten im Bereich der 

Kreise und kreisfreien Städte. 

 

 

Abbildung 39: Geodatenbereitstellung Breitbanddaten - 

verwaltungsintern (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 40: Geodatenbereitstellung Breitbanddaten – 

öffentlich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

Lediglich 7 bzw. 2,3 % der Kreise und kreisfreien Städte stellen Breitbanddaten öffentlich zur Verfügung, wäh-

rend dieses verwaltungsintern immerhin 12,6 % bzw. 38 Kommunen vornehmen. Folglich liegt hier ein erheb-

liches Potenzial vor, das durch Datenerfassung und Bereitstellung entsprechend erschlossen werden sollte. 

Zur Gewährleistung gleichwertiger Lebensbedingungen ist der ländliche Raum in den vergangenen Jahren in 

erheblichem Maße finanziell gefördert worden. Die Unterstützung zielt darauf ab, die regionale Wettbewerbsfä-

higkeit und Attraktivität auch angesichts des demografischen Wandels aufrecht zu erhalten. Wichtige techni-

sche Grundvoraussetzung ist zudem ein Höchstgeschwindigkeitsdatennetz für alle modernen und leistungsfä-

higen Anwendungen im Rahmen des Web 2.0, welches inzwischen für die Wirtschaft einen elementaren 

Standortfaktor darstellt. Dieser Bereich wird sich folglich sehr dynamisch entwickeln. Planungen im Rahmen 

der Energiewende sind im sachlichen Zusammenhang mit der Breitbandförderung zu betrachten und sollten mit 

weiteren netzbasierten Planungen abgestimmt  werden. Geoinformationen leisten dabei einen wesentlichen 

Beitrag, neben Planungsprozessen auch weitere komplexe Aufgaben zu koordinieren und einschlägige Infor-
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mationen transparent für die diversen Nutzer aufzubereiten. Abbildung 41 bis Abbildung 44 dokumentieren 

ausgewählte kommunale Beispiele der Bereitstellung von Breitbanddaten. 

 

Abbildung 41: Bereitstellung von Breitbanddaten - Kreis 

Osterholz (NI)
38 

 

Abbildung 42: Bereitstellung von Breitbanddaten - Kreis Stor-

marn (SH)
39 

 

Abbildung 43: Bereitstellung von Breitbanddaten - Kreis 

Bernkastel-Wittlich (RP)
40 

 

Abbildung 44: Bereitstellung von Breitbanddaten - Kreis Cham 

(BY)
41 

Mittlerweile sind in einigen Bundesländern sogenannte Breitbandkompetenzzentren gebildet worden, so z.B. in 

Niedersachsen (Abbildung 41) und Schleswig-Holstein (Abbildung 42). Durch umfangreiche Befragungsaktio-

nen und geobasierte Auswertungen zur Ist- und Sollanalyse ist erhebliches Datenmaterial aufbereitet worden 

und hat teilweise auch zum systematischen Netzausbau geführt. Allerdings spiegelt sich dieses nicht in der 

Umfrage wider, woraus geschlossen werden kann, dass die Informationen behördenintern entweder nicht in 

ausreichendem Maße verfügbar sind oder ihr Vorhandensein nicht bekannt ist. Angesichts dessen sollten die 

Daten möglichst an einer Stelle vernetzt bzw. ihre Metadaten mindestens in einem zentralen beschreibenden 

System zusammengeführt werden. Auf den im Zusammenhang mit dem Aufbau von Geodateninfrastrukturen 

entscheidenden Aspekt der Metadatenführung und –haltung, insbesondere auch für die behördeninterne Nut-

zung sei an dieser Stelle noch einmal hingewiesen. Ohne Metadaten lassen sich die eigenen (Geo)daten we-

der qualifiziert bewerten, noch einer breiteren Nutzung über die Fachexpertenebene hinaus zuführen und für 

zentrale Suchdienste auffindbar machen.  

                                                      

38
 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.breitband-niedersachsen.de/index.php?id=402; 27.11.2012.   

39
 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.bkzsh.de/index.php?sp=de&id=353; 27.11.2012.   

40
 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.bernkastel-wittlich.de/fileadmin/data/wifo/breitband/08-03- 

   12_dsl_verfuegbarkeit_din_a_4.pdf; 27.11.2012.  
41

 Abbildung: Breitbandverfügbarkeit mit ersten Hochgeschwindigkeitsnetzen 2011 (entnommen aus: IkGIS-Cham); 27.11.2012.  

http://www.breitband-niedersachsen.de/index.php?id=402
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3.8  Energiedaten 

Die Erfassung und Bereitstellung von Energiedaten stellt ein vergleichsweise junges Thema dar. In den meis-

ten Kommunen stehen entsprechende Geoinformationen noch nicht zur Verfügung und müssen demzufolge 

mit großem Aufwand erfasst werden. Geoinformationen und die damit verbundenen Möglichkeiten können für 

den Prozess der Energiewende einen erheblichen Mehrwert schaffen, was auch ein aktuelles Positionspapier 

herausstellt.
42

 Abbildung 45 bis Abbildung 47 veranschaulichen die Bereitstellung von Energiedaten der Kreise 

und kreisfreien Städte sowie der kreisangehörigen Kommunen.  

 

 

Abbildung 45: Geodatenbereitstellung Energiedaten - ver-

waltungsintern (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 46: Geodatenbereitstellung Energiedaten  öf-

fentlich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

242 bzw. 23,8 % aller an der Umfrage teilnehmenden Kommunen geben an, Energiedaten für die interne Nut-

zung zur Verfügung zu stellen. Eine öffentliche Datenbereitstellung nehmen demgegenüber nur 8,1 % vor. Die 

Erhebung von Energiedaten erfolgt in unterschiedlichen Zuständigkeiten; während Kreise bisher nur in wenigen 

Fällen neben Aufgaben der Abfallentsorgung auch den Bereich der Energieversorgung wahrnehmen, ist das 

Thema Energie in den Städten (weniger in den kleineren Gemeinden) von hoher Bedeutung.  

Erste Erfolge in der Umsetzung sind z.B. in der (flächendeckenden) Bereitstellung von Solarpotenzialflächen 

einzelner Kommunen auf Dächern zu verzeichnen. Benötigt werden dazu dreidimensionale Geobasisdaten in 

                                                      

42
 Deutscher Dachverband für Geoinformation - DDGI (2012): Positionspapier "Energiewende und Geoinformationen";     

    URL: http://www.ddgi.de/index.php?option=com_content&view=article&id=299&Itemid=149; 01.12.2012. 
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Form von LoD2; erfasst werden beispielsweise die Giebelrichtung und die Dachneigung für (automatische) 

Analysen des Solarpotenzials. Angesichts der Energiewende handelt es sich inzwischen um ein Thema mit 

hoher politischer Priorität; dabei spielen die verschiedenen regenerativen Energieträger eine wesentliche Rolle. 

Außerdem fällt ein beträchtlicher Teil dieser Daten unter den Anhang III, 6 der INSPIRE-Richtlinie zum Aufbau 

der europäischen Geodateninfrastruktur, sodass die Kommunen über die Geodatenzugangsgesetze der Län-

der teilweise zur Bereitstellung von Energiedaten verpflichtet werden.  

Kommunen haben i.d.R. zwei gute Gründe, Energiedaten mithilfe eines GIS zu dokumentieren. Zum einen 

werden eigene Energieversorgungsinfrastrukturen abgebildet (Eigenbetriebe o.ä.), die ähnlich wie Wasser- und 

Kanalkataster mit entsprechenden Fachschalen erfasst und gepflegt werden. Zum anderen gibt es gerade im 

Bereich der Baugenehmigungsverwaltung die Notwendigkeit, alle Formen von stromführenden Überlandleitun-

gen in bestimmten Genehmigungsverfahren berücksichtigen zu müssen. In den bundesweiten ATKIS
®
-

Datenbeständen sind Freileitungen jenseits der 110 kV vergleichsweise gut dokumentiert und beispielsweise 

im Rahmen der GDI-Bayern auch als WMS-Dienst frei verfügbar. Ein völlig anderes Bild zeigt sich jedoch bei 

Freileitungen mit geringeren Kapazitäten, wie beispielsweise 20 kV. Hierfür sind in erster Linie die jeweiligen 

privaten Leitungsbetreiber verantwortlich, die eine Mehrfachnutzung ihrer Daten mit Nachdruck unterbinden. 

Folglich besteht von Seiten des Gesetzgebers ein dringender Handlungsbedarf. 

 

Abbildung 47: Geodatenbereitstellung Energiedaten - öffent-

lich (kreisangehörige Kommunen) 

Abbildung 47 verdeutlicht die öffentliche Bereit-

stellung von Energiedaten der kreisangehöri-

gen Kommunen. 

Im Zusammenhang mit der Energiewende wer-

den zunehmend sogenannte Energieatlanten 

erstellt, in denen neben der energetischen Sa-

nierung von Gebäuden auch die Nutzung von 

Nahwärme im Mittelpunkt steht. Dabei handelt 

es sich insbesondere um klassische gemeindli-

che bzw. städtische Themen; Kreise können 

aber auch hier koordinierend unterstützen, in-

dem sie die konzeptionellen und strategischen 

Rahmenbedingungen bereitstellen, die einen 

Ausbau solcher gemeindeübergreifend wirken-

den Planungen vereinfachen können.  

Daten über Energieerzeugungsanlagen und 

Versorgungsnetze für Gas-, Fernwärme und 

Elektrizität liegen teilweise in der Verantwor-

tung der Stadtwerke oder werden von großen 

Energieversorgungs- und Netzunternehmen in 

eigener Verwaltung und Dokumentation, Be-

trieb und Laufendhaltung eingesetzt. In diesen 

Bereichen werden bereits Geodaten und 

Geoinformationssysteme zur Dokumentation 

verwendet; dokumentiert werden auch kritische 

Infrastrukturen (Risikomanagement). 

 

Die Daten dienen primär internen Zwecken, unterliegen angesichts der Wettbewerbsrelevanz in vielen Fällen 

dem Betriebsgeheimnis und werden daher selten veröffentlicht. Die Versorgungsnetze sind häufig vergesell-

schaftet mit anderen Ver- und Entsorgungsnetzen aus den Bereichen der Wasserver-/ Abwasserentsorgung 

sowie der Telekommunikation. Hier schlummert ein erhebliches Synergiepotenzial.  
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Der Netzausbau spielt auch im Rahmen der Energiewende eine herausragende Rolle. Der Umstieg auf regene-

rative Energien erfordert enorme Anstrengungen auch für den Anschluss des immer häufigeren dezentralen 

Nahwärme-, Wind-, Solar- und Biomasseenergieangebots. Alle Anlagen benötigen den Netzanschluss - im 

Gesamtkontext bedarf es zudem der Planung „intelligenter Netze“ oder Smart Grids. Diese komplexen Aufga-

ben lassen sich effizient nur durch den Einsatz von Geoinformationen lösen.  

Abbildung 48 bis Abbildung 50 veranschaulichen Energiedaten am Beispiel des Landkreises Cham (BY) bzw. 

der Energieregion Rhein-Sieg (NW) sowie der Stadt Braunschweig (NI).  

 

Abbildung 48: Energiedaten – Landkreis Cham (BY)
43

 

 

 

Abbildung 49: Energiedaten – Rhein-Sieg-Kreis (NW)
 44

 

 

Abbildung 50: Solardaten – Stadt Braunschweig (NI)
45

 

 

Hohe Energiepreise, Fragen der Importabhängigkeit 

und Versorgungssicherheit sowie die Herausforde-

rungen im Klimaschutz veranlassen viele Kommunen 

zu einem Umdenken der Energieversorgung bei Un-

ternehmen, Haushalten und Kommunen. Vor diesem 

Hintergrund spielen Erneuerbare Energien für die 

künftige Energieversorgung eine erhebliche Rolle 

insbesondere aufgrund der Zielvorgaben
46

 bis 2020 

eine Erhöhung des Anteils Erneuerbarer Energien im 

Stromsektor auf 20% zu erreichen. Viele Kommunen 

entwickeln daher momentan eine nachhaltige Aus-

baustrategie, um verfügbare Ressourcen heimischer 

Erneuerbarer Energien zu identifizieren, zu nutzen 

sowie eine energetische Selbstversorgung zu errei-

chen.
47

  

Ausbau- und Sanierungsmaßnahmen im städtebaulichen Innen- und Außenbereich sowie die damit verbunde-

nen gesetzlichen Regelungen ziehen diverse Genehmigungsverfahren aus den Bereichen Tiefbau und Stra-

ßenverkehr nach sich. Die Prozesse wurden unter anderem im Projekt Betriebsmodell GDI-DE seitens der  

 

                                                      

43
 Abbildung: Dokumentation von baurechtlich relevanten Verläufen von Energieversorgungsdaten (Übersicht); entnommen aus:  

    IkGIS-Cham;27.11.2012. 
44

 http://www.energieregion-rhein-sieg.de; 03.12.2012. 
45

 Abbildung: http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_sun.html; 20.01.2013. 
46

 Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG). 
47

 Siehe auch: http://www.energieregion-rhein-sieg.de; 03.12.2012 

http://www.energieregion-rhein-sieg.de/
http://www.energieregion-rhein-sieg.de/
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Metropolregion Rhein-Neckar intensiv beleuchtet und dokumentiert.
48

 Der Energieatlas und Grabungsatlas 

Bayern sind weitere gute Beispiele für landesbezogen initiierte GDI-Projekte (korrespondiert mit dem Breit-

bandausbau). Im Rahmen eines Pilotprojekts seitens der GDI-DE wird hier das Potenzial interkommunaler 

Zusammenarbeit auf Basis von Land-Kommune-Verbundprojekten verdeutlicht. 

Der insgesamt geringe Umfang der Energiedatenbereitstellung resultiert u.a. aus den in den letzten Jahren 

massiv vorgenommenen Aufgabenausgliederungen aus der kommunalen Zuständigkeit. Daraus resultieren 

auch neue Aufgabenfelder wie zum Beispiel im Hinblick auf den energetischen Zustand von Gebäuden. In die-

sem Bereich gibt es kommunale Good Practice Beispiele wie die Thermographiebefliegung (Beispiel Stadt 

Rheinbach)
49

 als Service für den Bürger. Die Ergebnisse können dabei als Basis für die energetische Gebäu-

desanierung sowie für Nah- und Fernwärmenetzplanungen verwendet werden. Zudem lassen sich flächende-

ckende Wärmeenergiebedarfsatlanten erstellen. Die sich entwickelnden Genossenschaftsmodelle z.B. im Be-

reich von Bürgerwind- und Bürgersolarparks oder Biomassekraftwerken beweisen zudem großes kommunales 

Engagement, die mittels Geoinformationen unterstützt werden sollten.  

Um die entstehenden Strukturen miteinander zu kombinieren, ist die Vernetzung der Einzelplanungen erforder-

lich. Daten müssen transparent gemacht und ausgetauscht werden. Nur so kann die Energiewende am Ende 

gelingen. Die datenhaltenden Stellen stehen hier in besonderer Weise in der Verantwortung, Geodaten und 

Dienste aufzubauen. Innovative Konzepte sollten bisherige Einzel- oder Insellösungen ersetzen; ein abge-

stimmtes konzertiertes Vorgehen ist hier dringend angeraten. Da es inzwischen den Kommunen durch geän-

dertes Planungsrecht ermöglicht wird, Standortfindung und Anlagenplanung selbst zu übernehmen, müssen 

auch alle Gewährleistungen der Versorgungssicherheit getragen werden.  

 

3.9 Ver- und Entsorgungsdaten   

Wie schon beim Thema Energie fällt auch der Umfang kommunal bereitgestellter Ver- und Entsorgungsdaten 

vergleichsweise gering aus. Ver- und Entsorgungsdaten verzahnen sich mit den Daten der Energieversorgung 

und sind in vielen Fällen mit anderen leitungsgebundenen Netzen im Straßenraum oder entlang schienenge-

bundener Verkehrswege verbunden (z.B. Energie und Telekommunikation).  

Abbildung 51 und Abbildung 52 veranschaulichen die Bereitstellung von Ver- und Entsorgungsdaten der Kreise 

und kreisfreien Städte. 

Lediglich 11 Kreise und kreisfreie Städte stellen entsprechende Geoinformationen öffentlich zur Verfügung, 

während 125 bzw. 41,5 % die Datenbereitstellung nur intern vornehmen. Dieses stellt in Anbetracht der gel-

tenden Eigenüberwachungsverordnung ein auffallend niedriger Anteil dar. Da es sich um ein sehr breites 

Spektrum an Daten handelt, sind hier ggf. Auswertungen zur weiteren Differenzierung der Daten erforderlich.  

Infrastrukturinformationen in Form von Ver- und Entsorgungsdaten unterliegen aufgrund ihrer Wichtigkeit häufig 

sicherheits-, datenschutz- und wettbewerbsrelevanten Rahmenbedingungen. Das öffentliche Angebot derarti-

ger Geodaten ist demzufolge eher gering. Im verwaltungsinternen Bereich sind diese speziellen Geodaten ins-

besondere in den Innenbereichen der Städte und Gemeinden von erheblicher Bedeutung. Anders verhält es 

sich mit den wasserbaulichen Anlagen wie Klär- und Abfallentsorgungsanlagen sowie entsprechende Infra-

strukturen, die auch den Bereich Umwelt betreffen (Mülldeponien, Verbrennungsanlagen, Kompostierungsan-

lagen, diverse Wertstoffsammelstellen, Bauschuttdeponien, Containerstandorte etc.). Diese Daten werden mit 

Ausnahme der Containerstandorte häufig von den Kreisen als untere Landesbehörden verwaltet.  

Abbildung 53 und Abbildung 54 veranschaulichen Ver- und Entsorgungsdaten am Beispiel verschiedener 

Kommunen. 

                                                      

48
 Strategiepapier zur Durchführung eines gemeinsamen Modellvorhabens der Metropolregion Rhein-Neckar, der Länder Baden- 

   Württemberg, Hessen und Rheinland-Pfalz sowie des Bundes; unveröffentlicht. 
49

 http: www.rheinbach.de/cms121/aktuelles/pressemitteilungen/artikel/2012_02_24_drroettgenthermographiebefliegung.shtml; 03.12.12. 
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Abbildung 51: Geodatenbereitstellung Ver- und Entsor-

gungsdaten - verwaltungsintern (Kreise und kreisfreie 

Städte)
 
 

 

 

Abbildung 52: Geodatenbereitstellung Ver- und Entsor-

gungsdaten - öffentlich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

  

 

Abbildung 53: Ver- und Entsorgungsdaten – Stadt Detmold 

(NW)
50

 

 

Abbildung 54: Ver- und Entsorgungsdaten der Landes- 

                         hauptstadt Schwerin (MV)
51

 

                                                      

50
 http://www.geodaten-detmold.de/geodetims/htmy/register/geo_register.php; 27.11.2012. 

51
 Ver- und Entsorgungsdaten der Landeshauptstadt Schwerin; nur interne Bereitstellung; 20.01.2013. 
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3.10   Umweltdaten   

Umweltdaten werden insbesondere von den Kreisen und teilweise auch von den kreisfreien Städten geführt. Es 

gibt allerdings auch Aufgabenbereiche wie beispielsweise Lärm, Lärmaktionspläne und Feinstaub, die ebenfalls 

von den kreisangehörigen Kommunen wahrgenommen werden. Oft stehen die Länder den Kommunen hier als 

Kooperationspartner unterstützend zur Seite. Abbildung 55 und Abbildung 56 veranschaulichen die Bereitstel-

lung von Umweltdaten der Kreise und kreisfreien Städte. 

 

 

Abbildung 55: Geodatenbereitstellung Umweltdaten - ver-

waltungsintern (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 56: Geodatenbereitstellung Umweltdaten öffent-

lich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

Insgesamt 61,2 % aller an der Umfrage teilnehmenden Kommunen (Kreise, kreisfreie Städte sowie kreisange-

hörige Kommunen) stellen Umweltdaten intern zur Verfügung. Lediglich 14,6 % veröffentlichen diese Geoda-

ten, was angesichts des Umweltinformationsgesetzes verwundert. Ein Grund dafür liegt darin, dass die gesetz-

lich verankerte Informationspflicht häufig bereits durch die jeweilige Landesfachverwaltung erfüllt wird, obwohl 

hier hoch sensible Fragen der jeweiligen Zuständigkeit aufgeworfen werden. 

Das enorme Spektrum an Umweltdaten, das vermeintlich auch den größten Anteil am Gesamtaufkommen von 

Geofachdaten bildet, lässt sich immer mehr durch das stetig wachsende dienstebasierte Datenangebot (WMS, 

WFS) in eigene Fach- und Auskunftssysteme integrieren.  
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3.11  Statistik- und Demografiedaten   

Die Bereitstellung kleinräumiger statistischer Daten als Entscheidungsgrundlage vieler wichtiger Fragestellun-

gen ist eine unverzichtbare Grundlage für die kommunale Daseinsvorsorge. Wichtige aktuelle Themen sind die 

Infrastrukturplanung (Verkehrs- und Beförderungswesen, Gas-, Wasser- und Elektrizitätsversorgung, Müllab-

fuhr, Abwasserbeseitigung, Bildungs- und Kultureinrichtungen, Pflegeheime, Krankenhäuser, Friedhöfe, Bäder 

u.v.m.), die Stadtentwicklungs- und Bauleitplanung, die Abgrenzung von Stadterneuerungsgebieten sowie die 

Wohnbedarfsplanung. Auch für die Teilnahme an Förderprogrammen sowie die Evaluierung von Maßnahmen 

werden detaillierte untergemeindliche Statistikdaten benötigt. Angesichts dessen haben raumbezogene Analy-

sen und deren kartografische Visualisierung in GI-Systemen auf Grundlage einer kleinräumigen Gebietsgliede-

rung im Bereich der Kommunalstatistik eine lange Tradition.  

Statistik- und Demografiedaten werden beispielsweise bei der Schulentwicklungs-, Kindergartenbedarfs- und 

Spielplatzentwicklungsplanung oder bei der Wahlbezirkseinteilung benötigt. Aktuelle Themen wie der demogra-

fische Wandel, Migrations- und Integrationskonzepte, Jugendhilfeplanung, Brandschutz, Großveranstaltungen, 

Blindgängerkataster oder Lärmkartierungen sind weitere praktische Anwendungen, welche die wachsende 

Bedeutung von soziodemografischen Daten für Politik und Verwaltung untermauern.  

Abbildung 57 und Abbildung 58 veranschaulichen die Bereitstellung von statistischen und demografischen Da-

ten im Bereich der Kreise und kreisfreien Städte. 

 

 

Abbildung 57: Geodatenbereitstellung Statistik- und Demo-

grafiedaten - verwaltungsintern (Kreise und kreisfreie   

Städte)
 
 

 

 

Abbildung 58: Geodatenbereitstellung Statistik- und Demo-

grafiedaten – öffentlich (Kreise und kreisfreie                

Städte)
 
 

Während Statistikdaten bis zur Ebene der Kreise, Städte und Gemeinden von den Statistischen Ämtern des 

Bundes und der Länder zur Verfügung gestellt und in eigene kommunale Systeme eingebunden werden kön-
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nen, dürfen untergemeindliche Statistikdaten, z.B. für Teilorte, Stadtbezirke, Quartiere oder flexibel gewählte 

Raumeinheiten von den Kommunen nach den bestehenden gesetzlichen Regelungen nur dort ohne einen vor-

herbestimmten Einsatzzweck verarbeitet und vorgehalten werden, wo eine abgeschottete Statistikstelle einge-

richtet wurde. Die kreisfreien Städte haben aufgrund ihrer Größe meist solche Statistikstellen eingerichtet, 

verfügen über eine kleinräumige Gliederung des Gemeindegebietes und stellen der Öffentlichkeit ausgewählte 

Geoinformationen zur Verfügung. Die Datenbereitstellung reicht dabei von Tabellen über DataCubes bis hin zu 

interaktiven thematischen Indikatorenatlanten. 

Im Bereich der Landkreise ist die öffentliche Bereitstellung von Statistik- und Demografiedaten noch gering 

ausgeprägt. Lediglich fünf Kreise stellen entsprechende Informationen über das Internet zur Verfügung. Im 

Regelfall werden nur Daten auf Ebene der Gemeinden insgesamt dargestellt, die über die Statistischen Lan-

desämter bezogen werden. Differenzierungen unterhalb der Gemeindeebene werden meist nicht vorgenom-

men.  

 

 

Abbildung 59: Interne/externe Geodatenbereitstellung Statistik- und Demogra-

fiedaten - (kreisangehörige Städte und Gemeinden) 

Dies dürfte daran liegen, dass in den 

Landkreisen mehrheitlich noch keine 

Statistikstellen zum Zweck der diffe-

renzierten Datenaufbereitung einge-

richtet worden sind und die kleinräu-

mige Gliederung als Grundlage für 

die kleinräumige Kommunalstatistik 

noch nicht digital umgesetzt ist. 

Von den kreisangehörigen Ge-

meinden (Abbildung 59) selbst wer-

den nur äußerst selten kleinräumige 

kommunalstatistische Daten erhoben 

und verfügbar gemacht.  

Bundesweit stellen laut Umfrage 

bisher nur elf kreisangehörige Ge-

meinden statistische Daten ihrer 

Gemeinde öffentlich bereit. Dieses 

erfolgt meist in einfacher Form, Kar-

ten sind nur selten enthalten. Die 

Bereitstellung in Form interaktiver 

Karten in einem Geoportal stellt noch 

die Ausnahme dar. 

Insgesamt ist der Bereich der Statis-

tik noch stark ausbaufähig, zumal er 

über außerordentlich gute Daten-

grundlagen verfügt. Auch wenn viele 

Möglichkeiten des letzten Mikrozen-

sus aus dem Jahr 2011 bisher nicht 

ausgeschöpft worden sind, wird hier 

in absehbarer Zeit ein wertvoller Da-

tenpool zur Nutzung bereitstehen.   

 

Abbildung 60 bis Abbildung 65 veranschaulichen Anwendungsbeispiele statistischer Daten im kommunalen 

Bereich. 
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Abbildung 60: Statistik-Informationssystem FR.TIZ der 

Stadt Freiburg im Breisgau (BW)
52

 

 

Abbildung 61: Strukturdatenatlas Wahlen der Landes-

hauptstadt Stuttgart (BW)
53

 

 

Abbildung 62: Geoportal Teltow-Fläming (BB)
54

 

 

Abbildung 63: GIS-Karten der Kreisverwaltung Bernkastel-

Wittlich (RP)
55

 

 

Abbildung 64: Bevölkerungsentwicklung in der Stadt Soest 

(NW)
 56

 

 

Abbildung 65: BürgerGIS der Stadt Weinstadt (BW)
 57

 

                                                      

52 Statistik-Informationssystem FR.ITZ der Stadt Freiburg im Breisgau (BW):  

    http://wiki.stadt.freiburg.de/webkatalog/index.php?SESSION=ebeneA; 13.11.2012. 

53 Strukturdatenatlas Wahlen der Landeshauptstadt Stuttgart (BW): http://www.stuttgart.de/wahlen/strukturdatenatlas_tablet/atlas.html;  

    13.11.2012. 

54 Geoportal Teltow-Fläming (BB): 

    http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/kartenanwendungen/kreisentwicklung.php; 13.11.2012. 

55 GIS-Karten der Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich: http://www.bernkastel-wittlich.de/916.html; 13.11.2012. 

56 http://www.soest.de/media/1_Bevoelkerungsentwickung_1998_2008.pdf; 13.11.2012. 

57 BürgerGIS der Stadt Weinstadt (BW) mit kleinräumigen Einwohnerdaten: http://www.geonline-gis.de/weinstadt/index.htm;13.11.12. 

 

http://geoportal.teltow-flaeming.de/de/kartenanwendungen/kreisentwicklung.php
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3.12     Tourismusdaten   

Der Tourismusbereich als freiwillige Aufgabe der kommunalen Selbstverwaltung stellt für viele Regionen einen 

bedeutenden Wirtschaftsfaktor dar. Kombiniert mit hochwertigen Freizeit- und Kulturangeboten sowie webba-

sierten Informationen bildet der Bereich einen wichtigen Teil der Öffentlichkeitsarbeit. Tourismusförderung lässt 

sich - wie alle Bereiche der Wirtschaftsförderung - hervorragend mittels Geodaten unterstützen. Eine wichtige 

Rolle übernehmen hier die Tourismusverbände sowohl regional als auch länderbezogen. Besonders in struk-

turschwachen Regionen wird dieser Bereich sehr intensiv von Seiten der Wirtschaftsförderung besetzt. Abbil-

dung 66 und Abbildung 67 veranschaulichen die Bereitstellung von Tourismusdaten auf Ebene der Kreise und 

kreisfreien Städte. 

 

 

 

Abbildung 66: Geodatenbereitstellung Tourismusdaten - 

verwaltungsintern (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 67: Geodatenbereitstellung Tourismusdaten -

öffentlich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

Verwaltungsintern stellen 53 % der antwortenden kreisfreien Städte und Kreise Tourismusdaten wie beispiels-

weise sog. Points Of Interests (POIs) oder touristische Routen bereit, davon 42 % für das gesamte und 9 % für 

Teilbereiche ihres Gebietes. 40 % veröffentlichen die entsprechenden Geodaten, davon 35 % für das gesamte 

Gebiet und 3 % für Teilbereiche. Bei den Städten und Gemeinden stellen 20% Tourismusdaten verwaltungs-

intern und 8 % im Internet bereit,  12 % davon für ihr gesamtes Gebiet (Abbildung 68).  

Demnach liegt in diesem Sektor noch ein erhebliches ungenutztes Potenzial vor, die Aufbereitung und Präsen-

tation von Geodaten betreffend. Das Thema Tourismus ist in vielen Fällen regional geprägt, sodass Touris-

musaktivitäten häufig über Kreis- und Ländergrenzen hinausgehen und sich an historisch gewachsenen Kultur- 
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und Naturräumen orientieren. Angesichts dessen sollte auf gemeinsame Lösungen im regionalen Verbund 

hingewirkt werden. In Bayern beispielsweise existiert eine Vielzahl an Tourismusportalen, die oftmals durch 

Tourismusverbände im Auftrag der Landkreise bzw. als Zweckverbände großflächig betrieben werden. Die 

Beteiligungsrate im Rahmen dieser GDI-Umfrage ist allerdings gering. 

 

Abbildung 68: Geodatenbereitstellung Tourismusdaten - kreisangehöri-

ge Kommunen 

 

Die GIS-unterstützte Erstellung von thema-

tischen Tourismuskarten mit den sog. 

Points Of Interests (POIs) für das Stadt-

marketing erfolgt vielerorts schon seit eini-

gen Jahren. Diese Karten erscheinen für 

die Öffentlichkeit in erster Linie innerhalb 

von Informationsschriften zu Stadtrundgän-

gen und Sehenswürdigkeiten. Öffentlich 

werden diese Geodaten bis dato bei 131 

kreisangehörigen Gemeinden bereitge-

stellt (Abbildung 68). Hier bietet sich eine 

Kooperation an. Inzwischen gibt es bun-

desweit eine fast unüberschaubare Zahl 

regionaler Freizeitportale in unterschied-

lichster Ausprägung. Diese beinhalten z.B. 

Radroutenplaner, Fahrradportale, Wander-

portale, Kletterportale, Wasserwander- und 

Wassersportportale. Parallel dazu haben 

Kulturportale sowie das Reise- und Event-

management längst die sich bietenden 

Möglichkeiten durch Navigationssysteme 

und ortsbezogene Dienste erkannt und 

nutzen diese bereits. Hier gilt es, die ent-

sprechenden Aktivitäten der freien Wirt-

schaft und die amtlichen Daten im Sinne 

eines gebündelten Angebotes zu verzah-

nen.  

Umfangreiche POI-Sammlungen bedürfen 

der ständigen Aktualisierung, sodass deren 

Definition und Beschreibung als Objektart 

sinnvoll ist. Auf diese Weise wird ein stan-

dardisierter Austausch zwischen den Fach-

systemen ermöglicht. 

Die in den Fachbereichen geführten Tourismusdaten können vernetzt und mit geringem Aufwand aus beste-

henden anderen Systemen übernommen oder via standardisierter Dienste eingebunden werden. Intensive 

Pflegeaufwände und Doppelerhebungen werden dadurch vermieden.  

Im kommunalen Bereich ist mittlerweile ein Datenmodell als Standard für den Austausch der Orte von Interesse 

und Freizeitwege erarbeitet worden
58

 Ziele des sog. Datenmodells „XErleben“ sind der standardisierte Daten-

                                                      

58
 Erarbeitet wurde es im Auftrag der drei kommunalen Spitzenverbände Nordrhein-Westfalens (Städtetag NRW, Städte- und  

   Gemeindebund und Landkreistag NRW) von einer interkommunalen Arbeitsgruppe in Zusammenarbeit mit der Landesvermessung  

   Geobasis.NRW gemeinsam mit Tourismusverbänden; siehe auch: 

   Christine ANDRAE, Jens HINRICHS, Katja NIENSTEDT, Friedhelm KRUTH, Axel ZOLPER und Danilo BRETSCHNEIDER:  XErleben in  

   der Praxis – Implementierung eines Objektmodells für „Objekte von Interesse“;     

   http://gispoint.de/fileadmin/user_upload/paper_gis_open/537520002.pdf; 13.11.2012. 
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austausch und die automatisierte Belieferung kommunaler und regionaler Geoportale mit Geoobjekten aus den 

Themenfeldern Stadtmarketing, Bürgerinformation, Freizeit und Tourismus. Im Gegensatz zu dem integrierten 

Datenmodell TFIS der AdV
59

 umfasst das kommunale Datenmodell "XErleben" auch Orte von Interesse aus 

dem Bereich der kommunalen Infrastruktur, der für die Bürgerinformation wichtig ist. Es ist für den Aufbau regi-

onaler Geodateninfrastrukturen auf der Basis standardisierter Geodienste gedacht.
60

 So sollen im Rahmen der 

Geodateninfrastruktur verschiedene Anbieter von Freizeitinformationen ihre Daten einheitlich bereitstellen kön-

nen. Erst dadurch wird die übergreifende Nutzung aktueller Basisinformationen der Städte und Gemeinden 

durch landesweite Tourismus- und Freizeitanwendungen ermöglicht. Abbildung 69 bis Abbildung 71 veran-

schaulichen die Bereitstellung von Tourismusdaten am Beispiel einiger Kommunen.   

 
 

Abbildung 69: Bereitstellung von Tourismusdaten – Kreis 

Warendorf (NW)
61

 

 
 

Abbildung 70: Bereitstellung von Tourismusdaten – Kreis 

Nordwestmecklenburg (MV)
62

 
 

   

 

 

Abbildung 71: Tourismusdaten – Stadtplan Bonn (NW)
63

 

Leider mangelt es momentan in den amtlichen Daten 

noch sehr oft an der elementar wichtigen Routingtaug-

lichkeit im Gesamtkontext z.B. mit Straßen- und 

Wegedaten, sodass sich die Branche in der Regel bei 

den großen Navigationsdatenbereitstellern (z.B. Telea-

tlas- oder Navteq-Daten) bedient. In diesem Zusam-

menhang spielen auch die interaktiven Beteiligungs-

komponenten eine zunehmend bedeutende Rolle. 

Teilweise werden Daten von den Nutzern oder Nut-

zergruppen bereits selbst erfasst, weil die Systeme 

derartige Möglichkeiten anbieten (Crowd Sourcing, 

Volunteerd Geographic Information, Participatory Sen-

sing, Open Street Map). Die neuen Möglichkeiten die-

ser Methoden sollten auch von Behörden erkannt und 

genutzt werden. Sie sind in allen Bereichen eine Alter-

native, den beiderseitigen Nutzen zu erhöhen. 

                                                      

59
 Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutschland. 

60
 Das Modell wird deshalb als Anwendungsschema nach ISO 19109 (2003) in UML modelliert und als GML-Anwendungsschema (ISO  

   19136 2007) für die Verwendung in Web-Feature-Server-Diensten bereitgestellt. 
61

 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.kreis-warendorf.de/w1/geoportal0.0.html; 13.11.2012. 
62

 Abbildung entnommen aus: URL: http://www.geoport-nwm.de/;13.11.12 
63

 Abbildung entnommen aus: URLhttp://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtplan&set=0_0_0_0&act=0; 13.01.2013. 
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3.13    Wirtschaftsdaten   

In den Kreisen und kreisfreien Städten werden diverse Wirtschaftsdaten zur Verfügung gestellt. Oft handelt es 

sich dabei um Gewerbeflächeninformationen im Bereich der Wirtschaftsförderung, zudem auch um wirtschafts-

strukturelle Daten. Nutzbringend werden diese Daten in den Fällen beurteilt, in denen Auskunftssuchende bei-

spielsweise Gewerbeinformationen bis hin zu Exposés der anbietenden Stellen erhalten und dort zu weiteren 

Informationen, Kontakten und Ansprechpartnern gelangen können. Weitere Vorteile liegen darin, sich ge-

wünschte Objekte im Zusammenhang mit weiteren wichtigen Standortfaktoren im Geoinformationssystem an-

zuschauen. Abbildung 72 und Abbildung 73 veranschaulichen die Bereitstellung von Wirtschaftsdaten der Krei-

se und kreisfreien Städte. 

  

 

Abbildung 72: Geodatenbereitstellung Wirtschaftsdaten - 

verwaltungsintern (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 73: Geodatenbereitstellung Wirtschaftsdaten -

öffentlich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

27 % bzw. 274 der antwortenden Kommunen stellen Wirtschaftsdaten intern und 11 % öffentlich bereit. Bei den 

Kreisen und kreisfreien Städten beträgt die interne und externe Bereitstellung 37,2 % bzw. 17, 6 %. Bislang 

sind die Beispiele des interkommunalen Gewerbeflächen- und Ansiedlungsmanagements durch Nutzung von 

Geoinformationen und deren Veröffentlichung jedoch gering. Der Bereich der Wirtschaftsförderung sollte das 

weit höhere Potenzial erkennen, das sich mit der Bereitstellung weiterer Geodaten eröffnet. Insbesondere die 

Immobilienbranche macht sich dieses bereits seit einigen Jahren zunutze.  

Zusätzlich zu den Wirtschaftsdaten sind allgemeine Daten zur Wirtschaftskraft und –leistung sowie sozioöko-

nomische Daten aus dem Bereich des Geomarketings von Wichtigkeit, was auch auf branchenspezifisches 
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Konsumverhalten und Freizeitverhalten zutrifft. Auf Grundlage dessen können Planungen spezieller Angebote 

aus dem Tourismus- und Veranstaltungsbereich vorgenommen werden.  

Abbildung 74 und Abbildung 75 veranschaulichen die Bereitstellung von Wirtschaftsdaten am Beispiel einiger 

Kommunen.   

 

 

Abbildung 74: Bereitstellung von Wirtschaftsdaten – Kreis 

Cham (BY)
64

 

 
 

Abbildung 75: Wirtschaftsdaten – Kommunale Gewerbege-

biete im Themenstadtplan Dresden (SN)
 65

 
 

   

Wirtschaftsdaten werden über den behördlichen Bereich hinaus bereits bei Industrie- und Handelskammern 

geführt. Beispielsweise hat im Rahmen der GDI-Bayern der Bayerische Industrie- und Handelskammertag die 

Initiative ergriffen, Gewerbeflächen zu führen und in die GDI einzubringen. Dabei handelt es sich primär um 

Geodaten, die im Zuständigkeitsbereich der Kommunen liegen. Hierzu wurden zentrale Karten- und WMS-

Dienste entwickelt. Die diversen zugehörigen Datenbestände werden in einer „Jäger- und Sammler-Manier“ 

ermittelt und de facto aus der Ferne punktförmig aggregiert. Hier sollte eine bessere Vernetzung der Daten und 

Akteure angestrebt werden. Im Sinne der GDI-Strategie müssten diese Daten, wie in vielen anderen Fällen 

auch, vom „Verursacher“, also den Kommunen, bereitgestellt werden.  

 

 

 

 

 

                                                      

64
 Abbildung entnommen aus: Beispiel Gewerbeflächenkataster Landkreis Cham:  

    URL; http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/KonkreteszumIkGIS-Cham/Anwendungen.aspx?view=~/kxp/orgdata/default&orgid=c4307479- 

    550b-47a1-aeae-ff38bdc362d9; 04.12.2012. 
65

 http://stadtplan.dresden.de/;04.12.2012. 
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3.14    Risikomanagementdaten   

In den Kreisen und kreisfreien Städten werden diverse Risikomanagementdaten zur Verfügung gestellt. 

 

 

Abbildung 76: Geodatenbereitstellung Risikomanagement-

daten - verwaltungsintern (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

 

Abbildung 77: Geodatenbereitstellung Risikomanagement-

daten - öffentlich (Kreise und kreisfreie Städte)
 
 

 

236 (23,2 %) der antwortenden Stellen geben an, Geodaten zum Risikomanagement behördenintern bereitzu-

stellen. Bei den Kreisen und kreisfreien Städten liegt der Anteil mit 44,5 % deutlich darüber. Öffentlich stellen 

ca. 4,3 % der Antwortenden insgesamt und 11,3 % der kreisfreien Städte und Kreise entsprechende Daten 

bereit, wobei einige dieser Daten aufgrund ihrer Sicherheitsrelevanz nicht im Internet erscheinen dürften.  

Der bedeutsame Bereich des Risikomanagements und der Gefahrenabwehr schlägt sich in der Umfrage insge-

samt nicht mit einem der Aufgabe entsprechenden Gewicht nieder.  

Das Management und die Simulation von Katastrophen erfordern Geodaten sowohl in statischer (z. B. gefähr-

dete Gebiete) als auch in dynamischer Form (veränderte Bedrohungslage, z. B. Ausbreitung von Hochwasser 

oder Giftwolken). Im Falle von Großschadensereignissen hängen Schutzmaßnahmen unter Umständen ent-

scheidend von der zur Verfügung stehenden Vorwarnzeit sowie von der Art des Ereignisses ab.  

Einsatz und Leistungsfähigkeit der mittlerweile im Risikomanagement eingesetzten Geografischen Informati-

onssysteme sind vielfältig. Zur Bewältigung des überregionalen Krisenmanagements wird auf Bundesebene 

das Notfallvorsorge-Informationssystem (deNIS II)
66

 eingesetzt, in NRW beispielsweise die Software IG NRW
67

 

                                                      

66
 Http://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAusstattung/Krisenmanagement/deNIS/deNISIIplus/deNIS_zweiplus_einstieg.html,10.12.12. 
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sowie unterschiedliche Softwareprodukte in den örtlichen Krisenstäben (eingerichtet bei den Kreisen und kreis-

freien Städten in NW). Aufgrund der Vielfalt der Anwendungsgebiete wird an dieser Stelle auf eine vollständige 

Aufzählung weiterer Systeme verzichtet. In anderen Bundesländern stellt sich die Situation ähnlich dar. 

Kommunale Erfahrungsberichte über Einsätze bei Großschadensereignissen offenbaren u. a. Defizite bei der     

Gewinnung und Aktualisierung eines umfassenden Lagebildes. Deshalb hat die IMAGI-Arbeitsgruppe
68

 bereits 

2005 Anforderungen an die Nationale Geodatenbasis (NGDB) als Teil der Geodateninfrastruktur Deutschlands 

(GDI-DE) erarbeitet.
69

 Ausgangspunkt war die Bedarfsermittlung von verteilten Geodaten, die konzeptionell 

sowohl den Anforderungen von deNIS II entsprechen sollen als auch konform in die GDI-DE eingebettet sind. 

Die IMAGI-Arbeitsgruppe strebt den langfristigen und nachhaltigen Aufbau der Geodateninfrastruktur Deutsch-

land mittels standardkonformer und harmonisierter Fachdaten an und hält es für erforderlich, das AAA
®
-

Modell
70

 der AdV als Grundlage für die Bereitstellung der Daten in den Fachverwaltungen anzuwenden. Darauf 

aufbauend werden konkrete Anforderungen und deren Umsetzung im AAA
®
-Modell vorgeschlagen.

71
  

Einige Kreise und Städte haben bereits so genannte „Integrierte Leitstellen“ aufgebaut und ihre Aktivitäten auf 

diesem Gebiet gebündelt. Hier arbeiten die Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) z.B. 

Feuerwehr und Rettungsdienste hervorragend zusammen und nutzen gemeinsam die Ressourcen zu allseiti-

gem Vorteil. Zudem kann auch die Arbeit der Verwaltungsstäbe, die Einsatzleitsystemführung sowie die Lage- 

und Einsatzdokumentation im Bereich der Führungs- und Verwaltungsstäbe durch den Einsatz von Geodaten 

erheblich vereinfacht werden. 

Um dem erhöhten Anspruch des Risikomanagements zu genügen und um eigenen Rettungskräften adäquate 

Werkzeuge zur Verfügung stellen zu können, betreibt z.B. der Landkreis Cham ein eigenes Katastrophen-

schutz-GIS mit allen regional relevanten Informationen. Diese werden über verschiedene  Wege den betreffen-

den Anwendern zur Verfügung  gestellt.  

Im internen GIS existiert eine komplexe Katastrophenschutzkarte. Für externe Einsatzkräfte gibt es einen web-

basierten, via PC einfach zu bedienenden Kartendienst mit nahezu identischen Inhalten. Nachdem die Ver-

wendung sogenannter „Mobile Devices“ auch unter Feuerwehrkräften stetig zunimmt, hat man hierauf reagiert 

und bietet für alle gängigen Formen von Smartphones und Tablets einen vergleichbaren Kartendienst via App 

und ArcGIS Online for Organizations an. Abbildung 78 bis Abbildung 80 veranschaulichen Risikomanagement-

daten am Beispiel des Kreises Cham (BY) und der Stadt Dresden (SN). 

                                                                                                                                                                                    

67
 Https://www.ig.nrw.de/IGNRW/; 10.12.2012. 

68
 Zur Verbesserung der Koordinierung des Geoinformationswesens innerhalb der Bundesverwaltung wurde 1998 der Interministerielle  

    Ausschuss für Geoinformationswesen (IMAGI) unter der Federführung des Bundesministeriums des Innern eingerichtet. 
69

 IMAGI-Arbeitsgruppe (2005): Pilotprojekt deNIS II  (deutsches Notfallvorsorge-Informationssystem) für den Aufbau  einer  

   Geodateninfrastruktur Deutschland; Stand März 2005, S.42. 
70

 Bei dem AAA
®

-Modell handelt es sich um das integrierte Konzept der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder  

   der Bundesrepublik Deutschland (AdV) zur Führung der Geobasisdaten des amtlichen Vermessungswesens. 

   AAA
®

 gliedert sich in AFIS
®

 (Amtliches Festpunktinformationssystem), ALKIS
®

 (Amtliches Liegenschaftskataster-Informationssystem)  

   und ATKIS
®

 (Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem). 

 

 



Einsatz von Geoinformationen in den Kommunen 

57  

 

 

Abbildung 78: Risikomanagementdaten – Landkreis    

Cham (BY)
 72

 

 

Abbildung 79: App-basierte Katastrophenschutzkarte – 

Landkreis Cham (BY)
73 

 

 

Abbildung 80: Risikomanagementdaten – Hochwasser im 

Themenstadtplan Dresden (SN)
 74

 

In einigen Regionen setzt man auf landeseinheitliche 

Kooperationen wie z.B. im Themenbereich Hochwas-

ser. Teilweise werden hier ebenen- und grenzübergrei-

fende Informations- und Kommunikationssysteme wie 

z.B. die Kooperation FLIWAS (Flutinformations- und 

Warnsystem) im Bereich der Rheinanlieger in BW, 

aber auch in Köln und den Niederlanden aufgesetzt. 

Auch hier sind Geodaten von entscheidender Bedeu-

tung. Sie fließen aus den unterschiedlichsten Quellen 

in das Zielsystem ein.  

 

 

Allen Anwendungen aus dieser Fachrichtung gemein ist der große Aufwand zur Erstdatenerfassung und Pflege 

eines aktuellen Datenbestandes mit möglichst umfangreichen und aktuellen Geodaten. Gleichzeitig muss die 

Datenbereitstellung hochperformant und sicher sein. Um die Situation zu verbessern, sollten am Beispiel kriti-

scher Infrastrukturen (KRITIS) möglichst bundeseinheitliche Objektartenbeschreibungen für eine überregionale 

einheitliche Erfassung und Nutzung forciert werden. 

In Bayern gibt es mehrere sog. Integrierte Leitstellen (ILS). Diese sind flächendeckend organisiert und umfas-

sen als Einsatzgebiete i.d.R. mehrere Landkreise und Städte. Feuerwehr und Rettungsdienst sind einheitlich 

unter der Notrufnummer 112 zu erreichen. Beim Betrieb dieser Bündelungsstellen sind Geodaten unerlässlich. 

Neben amtlichen Geobasisdaten und landesweiten Fachinformationen sind insbesondere kommunale Inhalte 

wie Feuerwehrzuständigkeitsbereiche, technische Ausstattungen und Personal vor Ort von erheblicher Bedeu-

tung. 

 

                                                      

72
 Abbildung entnommen aus: Interne Katastrophenschutzkarte (entnommen aus IkGIS-Cham); 04.12.2012. 

73
 Abbildung entnommen aus: App-basierte Katastrophenschutzkarte (entnommen aus GeoBIS-Cham); 04.12.2012. 

74
 Abbildung entnommen aus: http://stadtplan.dresden.de; 20.01.2013. 
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3.15    Technische Umsetzungsaspekte 

Nachfolgend werden technische Umsetzungsaspekte näher analysiert. Innerhalb geschlossener Behördennet-

ze lassen sich Daten mit erhöhtem Schutzbedürfnis behördenintern einfacher austauschen ohne die beim 

freien Internetverkehr systembedingt erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen. Auch eine dienstebasierte be-

hördeninterne Geodateninfrastruktur lässt sich mit erheblich weniger Aufwand aufbauen. Leistungsfähige Be-

hördennetze sind zwar keine zwingende Voraussetzung dafür, bilden aber eine solide Basis für eine funktionie-

rende interkommunale Zusammenarbeit.  

 

 

Abbildung 81: Technische Anbindung an das kommunale         

Behördennetz  (Kreise und kreisfreie Städte) 

In den Bundesländern ist der Aufbau von behör-

deninternen kommunalen Netzen unterschied-

lich gelöst (siehe auch Abbildung 81). In Nord-

rhein-Westfalen mit einer hohen Anzahl von 

Rechenzentralen (z.T. als kommunale Zweck-

verbände organisiert) bestehen demzufolge 

diverse kommunale Netze, jeweils bezogen auf 

den kommunalen Verbund.  

Baden-Württemberg verfügt über das Landes-

verwaltungsnetz (LVN) als Teil des Landessys-

temkonzepts. Es legt auch die Basis für 

eGovernment und eBürgerdienste. Das LVN  

wiederum ist eng verbunden mit den von den 

regionalen Rechenzentren des Datenverarbei-

tungsverbundes (DVV-BW) betriebenen kom-

munalen Verwaltungsnetzen (KVN), an das die 

Kommunen angebunden sind. Beide Verwal-

tungsnetze bilden die technische Infrastruktur für 

den Datenaustausch. Sie stellen zudem die 

Intranet-Umgebung für Web-Anwendungen zwi-

schen den Dienststellen des Landes und des 

kommunalen Bereichs her. 

In Bayern besteht ebenfalls eine Vielzahl kom-

munaler Behördennetze, was exemplarisch 

nachfolgend am Beispiel des Landkreises Cham 

aufgezeigt wird. Die Grundvoraussetzung für 

alle eGovernment-Bemühungen im Landkreis 

Cham bildet das bereits seit 1996 produktive 

Kommunale Behördennetz (KomBN), über das 

alle kreisangehörigen Gemeinden, Landratsamt, 

Außenstellen, World Wide Web (WWW) und das 

ressortübergreifende Bayerische Kommunikati-

onsnetz (BayKom) miteinander verbunden sind. 

Diese Infrastruktur wurde bayernweit erstmalig in Cham konzipiert und realisiert. Es bildet quasi das technolo-

gische Rückgrat für alle interkommunalen eGov-Anwendungen des Landkreises. Realisiert ist damit eine lü-

ckenlose Kommunikationsschiene von der Gemeinde über den Bürger bis hin zu staatlichen Ämtern unter Be-

achtung der notwendigen Sicherheitsaspekte. Das Landratsamt übernimmt hierbei die Rolle der zentralen Ser-

vicestelle und unterstützt die beteiligten Partner in allen relevanten Belangen, wie beispielsweise eMail, interner 

WebContent (Intranet), ApplicationServices, WebServices, GeoDatenmanagement, GIS-Services und Web-

Hosting (Internet). Die Partner sind in aller Regel über VPN-Verbindungen und grundsätzlich isoliert an das 

Landratsamt angeschlossen. Dort werden gemeinsam neben den oben beschriebenen Netzsegmenten zentra-

le Security-Schlüsselkomponenten, wie Firewall-, Content Filter, Spam- und Virenschutz, genutzt. 
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Abbildung 82: Kommunales Behördennetz am 

Beispiel Bayerns
75

 

Das KomBN kann dennoch nur dann dauer-

haft etabliert werden, wenn ein attraktives, 

ämterübergreifendes Inhalts- und Servicean-

gebot für die inzwischen fünf Zielgruppen 

„Landratsamt“, „Gemeinden“, „Staat“, „Bür-

ger“ und „Wirtschaft“ auch gelebt wird. Kom-

munale Behördennetze sind in Bayern recht 

verbreitet. Gut 2/3 der bayerischen Landkrei-

se betreiben inzwischen einen solchen An-

satz - jedoch mit unterschiedlicher Intensität 

und inhaltlicher Dichte (Abbildung 82). 

  
Abbildung 83: Bereitstellung von Geo Web Services  (Kreise und 

                                kreisfreie Städte) 

Open GIS konforme Geodienste bestehen 

u.a. aus einem Web Map Service (WMS) 

oder einem Web Feature Service (WFS).
 76

 

Ein Web Map Service (WMS) generiert über 

verfügbare Geodaten einen Kartenausschnitt 

und stellt ihn über das Web bereit. Die Funk-

tionalität beschränkt sich auf die grafische 

Darstellung von Geodaten in Form von stati-

schen Karten oder Bildern. Dabei werden die 

Daten in ein Rasterbildformat (z.B. PNG, GIF 

oder JPEG) umgewandelt; ermöglicht wird 

eine Darstellung und Betrachtung auf jedem 

gängigen Browser. Ein WMS gehört zu den 

so genannten Darstellungsdiensten. Für An-

wendungen über reine Kartendarstellungen 

hinaus besteht die Möglichkeit einen Web 

Feature Service (WFS) einzubinden. Ein 

WFS gehört zu den so genannten Down-

loaddiensten. Dieser realisiert den Zugriff auf 

die zugrunde liegenden Objekte über das 

Web. Ein WFS bezieht sich dabei auf Vek-

tordaten, die Nutzer visualisieren, analysie-

ren oder in anderer Form weiterverarbeiten 

können. Abbildung 83 veranschaulicht die 

Kreise und kreisfreien Städte, die Geodienste 

zur Verfügung stellen.  

                                                      

75
 Abbildung: KomBN-Nutzung in bayerischen Landkreisen (Stand 2009, entnommen http://www.landkreis-cham.de); 12.12.2012. 

76
 Kst GDI-DE (2008): Geodienste im Internet: -ein Leitfaden; http://www.geoportal.de/SharedDocs/Downloads/DE/GDI-DE/Flyer-  

   Broschueren/Leitfaden-Geodienste-im%20Internet.pdf?__blob=publicationFile; 10.12.2012. 
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3.16  Bedarfs- und Nutzerorientierung  

Die Bedarfs- und Nutzerorientierung sowie die daran gekoppelten Synergien sind erfahrungsgemäß schwer zu 

ermitteln, zumal nur wenige Kommunen über belastbares Zahlenmaterial durch Einsatz von Monitoringsyste-

men verfügen.  

 

 

Abbildung 84: Durchdringung der GIS-Nutzung in den Kommunen 

Im Rahmen der GDI-Umfrage ist  

die Anzahl der registrierten Nutzer 

des verwaltungsinternen Geopor-

tals bzw. der verwaltungsinternen 

GIS-Lösung der Kommune erfragt 

worden. Die rückgemeldete Anzahl 

konnte mit der ebenfalls ermittelten 

Anzahl der Bediensteten der Ge-

bietskörperschaften ins Verhältnis 

gesetzt werden, um eine interkom-

munal vergleichbare Zahl zu ermit-

teln. Der auf diese Weise berech-

nete Prozentsatz der GIS-Nutzer in 

den Kommunalverwaltungen gibt 

den Durchdringungsgrad dieser 

GIS-Technologie an.  

Quantitative Angaben über die Nut-

zung ihres Bürgerinformationssys-

tems haben 86 kreisangehörige 

Kommunen, 4 Verbandsgemeinden 

sowie 83 Kreise/kreisfreie Städte 

erfasst (Abbildung 84).  

Die interne Bedarfsorientierung in 

Form des Verhältnisses der Ge-

samtbeschäftigten zur Anzahl der 

GIS-Nutzer variiert zwischen          

5 - 75% und ist abhängig von dem 

Umfang der eingebundenen Ge-

ofachdaten sowie deren Bereitstel-

lung und Marketing. In sehr vielen 

Fällen kann der Nutzungsgrad noch 

erheblich ausgebaut werden.  

 

Die monetäre Bemessung der Synergien könnte in Anlehnung an die Wirtschaftlichkeitsberechnungen des 

Bundesprojektes D115 ermittelt werden, wo die Bündelung von Routineanfragen sowie die Verkürzung der 

Bearbeitungszeiten im Vordergrund stehen. Entsprechende Untersuchungen sind noch durchzuführen. 

Etwa 80% der Daten einer Kommunalverwaltung weisen Raumbezug auf. Daraus wäre zumindest mittelfristig 

eine mögliche Zielgröße von 80% GIS-Nutzern in der Kommunalverwaltung ableitbar. In Zeiten von Personal-

einsparungen und demografiebedingter Rückgänge der Beschäftigtenzahlen ließen sich auf diese Weise er-

hebliche Synergien auch durch Optimierung der Geschäftsprozesse erreichen. 
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Die Abbildung weist vier Fälle auf, in denen mehr interne GIS-Nutzer als Mitarbeiter angegeben wurden. Die-

ses basiert auf unplausiblen Dateneingaben, möglicherweise aber auch auf einer breit gefassten Definition der 

internen Nutzer (ggf. Angabe der Nutzer einschließlich der Bediensteten der Stadt- und Kreisbetriebe sowie 

eigenbetriebsähnlichen Einrichtungen, während bei der Anzahl der Bediensteten nur die der Kernverwaltung 

angegeben worden sind).  

Der Grad der tatsächlichen Nutzung von Geoinformationen ist allerdings getrennt davon zu betrachten, da nicht 

die Zugriffszahlen abgefragt wurden.  

Hier sollte verstärkt auf den Einsatz von  Monitoringsystemen sowie auf weitere belastbare Nutzerzugriffe und  

–analysen hingewirkt werden. Auf diese Weise lassen sich auch die vielfach nachgefragten Synergien ermit-

teln. 

 

Externe Nutzung 

Im Zuge der GDI-Umfrage ist die Anzahl der Nutzerzugriffe des Bürgerinformationssystems, bezogen auf ein 

Kalenderjahr, erfragt worden. Die Rückantworten der externen GIS-Nutzer/Nutzungen sind in den unterschied-

lichsten Maßeinheiten vorgenommen  worden. So wurden Logins, Kartenaufbauanfragen oder Klicks gezählt, 

manchmal aber auch nur registrierte Nutzer. Angesichts dessen unterscheiden sich die ermittelten Zahlen um 

erhebliche Größenordnungen (zwischen einigen hundert und mehreren Millionen). Oft wurde auch die Maßein-

heit nicht angegeben, sodass eine Vergleichbarkeit der Antworten demzufolge nicht gegeben ist.  

Quantitative Angaben über die Nutzung ihres Bürgerinformationssystems tätigen:  

 86 von 643 bzw. 13,2 % der antwortenden kreisangehörigen Städte und Gemeinden  

 4 von 74 bzw. 5,4 % der antwortenden Verbandsgemeinden und  

 83 von 301 bzw. 27,6 % der antwortenden Kreise / kreisfreien Städte. 

Auch in diesem Sektor sollte zukünftig verstärkt auf den Einsatz von Monitoringsystemen zur Ermittlung belast-

barer  Nutzerzugriffe und -analysen hingewirkt werden. Auf diese Weise lassen sich auch die vielfach nachge-

fragten Synergien ermitteln. 

 

Nutzerorientierung 

Die Angaben zu Nutzern und Zugriffszahlen sind sehr heterogen. Sie betragen beispielsweise 7 Millionen/Jahr 

- Stadt Köln, 8-10 Millionen/Jahr - Stadt Bielefeld, 6,5 Millionen/Jahr - Stadt Münster, 1 Million/Jahr - Stadt Hei-

delberg, 3,6 Millionen/Jahr - Stadt Erfurt, 0,5 Millionen/Jahr - Stadt Nürnberg, 2 Millionen/Jahr - Kreis Waren-

dorf, 2,3 Millionen/Jahr - Kreis Unna, 1,5 Millionen/Jahr – kreisfreie Stadt Passau.  

Die Anzahl der Nutzer des jeweiligen GI-Systems variiert ebenfalls sehr stark. Eine Vergleichbarkeit der Ant-

worten ist demzufolge nicht gegeben.  

 

3.17  Beurteilung der Gesamtentwicklung  

Eine Vielzahl der Kommunen hat eine Gesamteinschätzung abgegeben. 

 

Potenzialbewertung  

Zahlreiche Kommunen kommen zu dem Ergebnis, dass die Bereiche Geoinformatio-

nen/Geodatenmanagement/GDI in Zukunft einen hohen Stellenwert und ein großes Potenzial beinhalten sowie  

eine wesentliche Grundlage für die Bewältigung von Aufgaben in Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft 

und Gesellschaft bilden.  

Die INSPIRE-Umsetzung findet derzeit weitgehend noch ohne die Kommunen statt. Die Kommunen verfügen 

jedoch über einen der wichtigsten Datenbestände für GDI und INSPIRE. Bei den bisherigen GDI-Aktivitäten der 

Kommunen standen insbesondere Synergiegesichtspunkte im Vordergrund, weniger INSPIRE-Aspekte. Ein 
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Grund liegt darin, dass in vielen Fällen Unsicherheiten bestehen in der Beurteilung der kommunalen Betroffen-

heit auf Grundlage der länderspezifischen Geodatenzugangsgesetze. 

Unter dem Gesichtspunkt des föderalen Informationsmanagements sollten in der Umsetzung der kommunalen 

GDI die Verknüpfungen mit weiteren wichtigen eGovernment-Projekten (z.B. D115, EU-DLR, Zuständigkeits-

finder sowie das Nationale Prozessregister) im Vordergrund stehen.  

Bedeutung und Nutzen von Geoinformationen werden derzeit von der Politik sowie von Teilen der Verwaltung 

oftmals noch unterschätzt. Die Öffentlichkeitsarbeit sollte demzufolge stärker auf die politischen und techni-

schen Entscheidungsträger ausgerichtet werden. Die Aktivitäten sind an Bedarfsorientierung, Mehrwerten und 

Synergien auszurichten, um den Stellenwert von Geodaten und Diensten als Beitrag zur zeitgemäßen Erbrin-

gung von Verwaltungsleistungen zu untermauern. Insgesamt ist eine durchgängige Vermarktungsstrategie von 

Bund und Ländern bis hin zu den Kommunen wichtig. Auch die kommunalen Spitzenverbände sind hier gefor-

dert.  

 

Organisation 

Akzeptanz würde der Themenkomplex GDI bzw. Geoinformationen dann erzeugen, wenn insbesondere der 

konkrete Nutzen, weniger organisatorische bzw. technische Infrastrukturen aufgezeigt werden. Unter anderem 

betrifft dieses Aktualität, Genauigkeit, Vollständigkeit und somit die Verlässlichkeit der Geoinformationen.  

In der Binnenorganisation stellt der schrittweise Aufbau von Geodaten und Diensten eine ständig wachsende 

Querschnittsaufgabe dar (sog. Geodatenmanagement). Zu bewältigen sind die GDI-Anforderungen in organisa-

torischer und technischer Hinsicht – dieses stellt die Herausforderung der nächsten Jahre dar.  

In den befragten Kommunen liegt die Verantwortung für das Geodatenmanagement häufig im Bereich der Or-

ganisationseinheit IT, in den Vermessungs- und Geoinformationsbehörden oder in den Bereichen Umwelt und 

Planung. Eigene Stabsstellen sind für die Bereiche Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI in der Regel 

nicht eingerichtet worden. 

Die landesspezifische Organisation der GDI sowie die Einbindung der Kommunen sind unterschiedlich. Hier 

reicht das Spektrum von Arbeitsgruppen auf Länderebene unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände 

mit und ohne Stimmrecht (z.B. Bayern, Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen) bis hin zu fehlenden Orga-

nisationsstrukturen. Angesichts dessen wird empfohlen, entsprechende Organisationsstrukturen zur Vernet-

zung der Landes- und Kommunalaktivitäten aufzubauen und zu „leben“.  

 

Datenbereitstellung 

Die Datenbereitstellung wurde unterschiedlich beurteilt. Angeregt worden ist die vermehrte Bereitstellung  der 

Geoinformationen durch Bund und Länder mit Hilfe des weiteren Ausbaus der GDI. Vorrangiges Interesse be-

steht auch an Statistik-,  Wirtschafts- und Sozialdaten, die momentan noch weitgehend im öffentlichen Angebot 

fehlen. Reine WMS-Dienste stellen dabei nur eine Zwischenlösung dar, sodass echte Datentransfers zukünftig 

über WFS-Dienste gewährleistet werden sollten. 

Interaktive Beteiligungskomponenten sind in ihrer Bedeutung gestiegen; zunehmend werden Daten von An-

wendern, Nutzern oder Nutzergruppen selbst erfasst. Das Web 2.0 ermöglicht eine Beteiligung der Öffentlich-

keit; viele technische Systeme haben diese Anforderungen bereits umgesetzt (z.B. Crowd Sourcing, Volunteerd 

Geographic Information,  Participatory Sensing).  

Damit verbundene neue Möglichkeiten sollten auch von Kommunen genutzt werden. Zudem ist die Einbezie-

hung der Verbände und der Fachöffentlichkeit in der Form möglich, dass standardisierte Erfassungswerkzeuge 

zur Datenerhebung bereitstehen. Die amtlichen Stellen könnten dann die Rolle der Qualitätssicherung über-

nehmen und würden auf diese Weise Partner für die Geodatenerfassung gewinnen. 

 

Bedarf/ Prozesseinbindung 

Amtliche Geodaten werden mittlerweile prozessorientiert für verschiedene Fachaufgaben oder Lebenslagen 

benötigt (Bedarfsorientierung) – permanente Abrufbarkeit der Geobasisdaten vorausgesetzt. Zur Verbesserung 
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des Servicelevels und der Nutzungsintensität wird eine weitere prozessgesteuerte Einbindung von Geoinforma-

tionen in die vielfältigen Verwaltungsprozesse mit Lebenslagenbezug empfohlen (z.B. Jugend, Soziales, De-

mografie, Planung, Infrastrukturaspekte). Auch die Beteiligung von Trägern öffentlicher Belange sowie der Öf-

fentlichkeit im Rahmen der Bauleitplanung kann künftig mittels Unterstützung der Geoinformationstechnologie 

erfolgen. Insgesamt ist eine stärkere Dienstleistungsorientierung in Form von gezielter Aufbereitung und Kon-

fektionierung von Geoinformationen und deren Abgabe über standardisierte Dienste erforderlich. 

Seitens der Wirtschaft ist eine steigende Nachfrage festzustellen. Die finanzielle Wertschöpfung von Geoinfor-

mationen wird sich auch angesichts der Open Government- und Open-Data-Initiativen in Grenzen halten. Vor 

diesem Hintergrund ist zu analysieren, welche (kommunalen) Geodaten zukünftig kostenfrei zur Verfügung 

gestellt werden können.   

Wachsender Bedarf besteht zudem an überregionalen Lösungen bzw. Know-how-Transfer und einheitlichen 

Standards sowie Datenaustauschvereinbarungen. Erforderlich ist zudem eine stärkere Vernetzung von Geoin-

formationen/Geodatenmanagement/GDI mit den allgemeinen eGovernment-Projekten wie D115, Nationales 

Prozessregister, etc.  

 

Erforderliche Ressourcen 

Die Umsetzung der Aufgabe Geodatenmanagement erfordert erhebliche finanzielle und personelle Ressour-

cen. Demzufolge wird die „Umsetzungsgeschwindigkeit“ in den Kommunen unterschiedlich eingestuft. Befürch-

tet wird zum Teil auch eine sog. Scherenentwicklung: Einige innovative und leistungsstarke Kommunen verfü-

gen zwischenzeitlich über sehr gute IT- und GIS/GDI-Infrastrukturen, die landes- und bundesweit allerdings 

oftmals nicht abgestimmt sind. Das Gros der mittleren und kleinen Kommunen hat mittlerweile individuelle 

GIS/GDI-Strukturen umgesetzt oder nimmt die Aufgabe Geodatenmanagement noch gar nicht wahr.  

 

Kooperationen 

Im Rahmen der Umsetzung der kommunalen GDI rücken verstärkt Fragen der Portalbeschaffung, des                

-ausbaus und der -vernetzung sowie daran gekoppelter Ressourcenbereitstellungen und interkommunaler Un-

terstützung in den Vordergrund. Diese sollten in Form von interkommunalen Kooperationen angegangen wer-

den. Die notwendige Beschreibung von Datenbeständen mit übergreifender Bedeutung bzw. die einheitliche 

Identifizierung, Benennung und Beschreibung sowie eine einheitliche Erfassung dieser Daten über die Pflichten 

von INSPIRE hinaus, insbesondere auch aus Bereichen der kommunalen Selbstverwaltung und der freiwilligen 

Aufgaben, wird dringend empfohlen.  

Nur durch im Konsens abgestimmte (Geo)Objektarten werden Interoperabilität und verbesserte interkommuna-

le Zusammenarbeit erreicht.  

 

Lizenzbeschränkungen/Datenschutz 

Eine weitere Herausforderung stellt der Datenschutz dar. Hier wird von vielen Kommunen die Auffassung ver-

treten, dass eine Vielzahl wichtiger Daten (z.B. Statistik sowie Wirtschafts- und Sozialdaten) aufgrund von Da-

tenschutzbestimmungen in den Kommunen weitgehend unter Verschluss gehalten würden. Behördenintern 

und zwischen den verschiedenen Verwaltungsebenen dürften überhaupt keine Nutzungseinschränkungen auf-

grund von lizenz- und nutzungsrechtlichen Regelungen bestehen, was zu einer Optimierung der öffentlichen 

Aufgabenwahrnehmung beitragen könnte. 
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3.18   Zusammenfassung der Ergebnisse 

Das Thema Geoinformationen wird inzwischen in vielen Kommunen umgesetzt, allerdings in unterschiedlichen 

Ausprägungen. Insgesamt 1018 Kommunen beteiligten sich an der Studie, davon 78 kreisfreie Städte, 222 

Kreise, 74 Verbandsgemeinden sowie 644 kreisangehörige Gemeinden. Die Ergebnisse können wie folgt zu-

sammengefasst werden: 

 

Organisation 

In 260 der 300 (~87%) teilnehmenden Kreise und kreisfreien Städte wird die Aufgabe Geodatenmanagement 

(GDM) bereits umgesetzt. Die Aufgaben werden fast ausschließlich in Eigenregie durchgeführt, sodass Aus-

gliederungen nur in wenigen Fällen vorgenommen worden sind (z.B. auf sonstige Institutionen oder Rechen-

zentren). Die Umsetzung der Aufgabe GDM erfolgt oftmals auf der Grundlage von GIS-Konzepten; zum Teil 

werden diese aber auch erst erarbeitet.   

Ca. 11% der 11.292 Gemeinden des DStGB führen Geodatenmanagement in Eigenregie durch oder haben 

diese Aufgabe auf andere Institutionen, Rechenzentren, Kreise oder weitere Anbieter aus der freien Wirtschaft 

übertragen. 

In den befragten Kommunen liegt die Verantwortung für das Geodatenmanagement häufig im Bereich der Or-

ganisationseinheit IT, in den Vermessungs- und Geoinformationsbehörden oder in den Bereichen Umwelt und 

Planung. Eigene Stabsstellen sind für die Bereiche Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI in der Regel 

nicht eingerichtet worden.  

 

Interkommunale Zusammenarbeit 

Die zahlreichen bestehenden interkommunalen Kooperationen sind eine typische Ausprägung funktionierenden 

Geodatenmanagements. Ca. 30% der Kommunen geben an, sich auf regionaler Ebene in einer Kooperation zu 

engagieren.  

Die bestehenden Regionalkooperationen sind aus verschiedenen Motivationen heraus entstanden. Anzahl der 

Kooperationspartner, rechtliche Rahmenbedingungen sowie die Aufbauorganisation unterscheiden sich erheb-

lich. Regelmäßige Zielsetzung bildet die Stärkung und Wahrnehmung regionaler Aspekte. Sie bieten eine gute 

Ausgangsbasis für regionale Projekte sowie zur Vereinheitlichung von GIS-Strukturen.    

Rund 44% der an der Umfrage teilnehmenden Kommunen kooperieren auf Kreisebene. Die Kooperationsfor-

men sind dabei unterschiedlich ausgeprägt. In vielen Fällen übernehmen Kreise eine Bündelungsfunktion oft-

mals in enger Zusammenarbeit mit den großen kreisangehörigen Gemeinden. In der Umsetzung geht es primär 

um Fragen des allgemeinen Datenmanagements, gemeinsamer Geoportale oder Geoanwendungen sowie der 

Geodatenpflege und -fortführung. 

Angesichts der INSPIRE-Umsetzung liegt momentan der Schwerpunkt vieler Kooperationen im Aufbau von 

Metadaten-Informationssystemen. Kooperationen der Kreise mit kreisangehörigen Gemeinden einerseits und 

mit anderen Kreisen sowie kreisfreien Städten andererseits begünstigen die Einführung einer kommunalen GDI 

erheblich, sodass Geodaten und –dienste gemeinsam eingeführt und der Nutzen für Politik, Bürger und Wirt-

schaft erheblich verbessert werden kann.  

 

Konzeptionelle, inhaltliche und technische Umsetzungsaspekte 

288 von 300 (~95%) an der Umfrage teilnehmenden Kreise und kreisfreien Städte stellen Geoinformationen 

intern oder öffentlich bereit, 66 (~22%) verfügen über kein übergreifendes Geoinformationssystem,  65% nut-

zen ihr Geoinformationssystem nur innerhalb ihrer Verwaltungen. 214 (~71%) Kreise und kreisfreie Städte ver-

fügen über ein GIS-Konzept, 46 (~15 %) schreiben dieses fort bzw. erstellen es.  

196 der 644 (~30%) an der Umfrage teilnehmenden kreisangehörigen Gemeinden bieten ein öffentliches Geo-

portal an, die meisten davon in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bayern und Baden-Württemberg. Ca. 

30% davon führen Geoportale in Eigenregie, rund 30% der Gemeinden nutzen das Geoportal der jeweiligen 

Kreisbehörde. Rund 18% der Gemeinden betreiben ein Geoportal in Kooperation mit dem Rechenzentrum oder 
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einer anderen regionalen Institution, die meisten in NRW und BW. Auf landesweite Lösungen setzen die Kom-

munen im Saarland (~90%) und in Bayern sowie in Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz. 

In Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Baden-Württemberg spielen landesweite Lösungen für kreisange-

hörige Gemeinden kaum eine Rolle.  

 

Interne und öffentliche Bereitstellung von Geoinformationen 

Bereits heute wird eine Vielzahl von Geodaten in den Kommunen eingesetzt, deren Nutzung in den letzten 

Jahren stetig angestiegen ist. Im Rahmen der Studie wird die Verwendung von verschiedenen Geoinformatio-

nen in den Kommunen näher untersucht. Unterschieden wird zwischen Geobasisdaten, Bauleitplandaten, 

Breitbanddaten, Energiedaten, Ver- und Entsorgungsdaten, Umweltdaten, Statistik- und Demografiedaten, 

Tourismusdaten, Wirtschaftsdaten sowie Risikomanagementdaten. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass die interne und öffentliche Geodatenbereitstellung in den Kommunen unter-

schiedlich ausgeprägt sind. Zu den veröffentlichten Daten zählen vorrangig die Bauleitpläne und vermehrt Sta-

tistikdaten (kreisangehörige Kommunen) sowie Geobasis-, Umwelt- Tourismus- und Wirtschaftsdaten (Kreise 

und kreisfreie Städte). Öffentliche kommunale Geodatenangebote sind zurzeit meist angebotsorientiert, nicht 

nutzungs- oder prozessorientiert ausgeprägt. 

Die veröffentlichten Daten bilden nur einen geringen Anteil der behördenintern zur Verfügung gestellten Geoin-

formationen. Angesichts der Energiewende sowie der demografischen Entwicklung spielen Breitbanddaten, 

Energiedaten sowie Ver- und Entsorgungsdaten eine zunehmend wichtige Rolle für Steuerungs- und Entschei-

dungsprozesse in Politik, Wirtschaft und Verwaltung. Datenschutzbedingte Unsicherheiten sowie mögliche 

kommerzielle Interessen bilden Gründe für die momentane Zurückhaltung der Veröffentlichung. Insgesamt 

beinhaltet die Durchdringung der Geodatentechnologie in der Kommunalverwaltung noch erhebliches Ausbau-

potential. 

 

Bedarfs- und Nutzerorientierung 

Die Bedarfs- und Nutzerorientierung sowie die daran gekoppelten Synergien sind erfahrungsgemäß schwer zu 

ermitteln, zumal nur wenige Kommunen über belastbares Zahlenmaterial durch Einsatz von Monitoringsyste-

men verfügen.  

Quantitative Angaben über die Nutzung ihres Bürgerinformationssystems haben 86 kreisangehörige Kommu-

nen, 4 Verbandsgemeinden sowie 83 Kreise/kreisfreie Städte erfasst. Die jährlichen Nutzer- und Zugriffszahlen 

betragen in großen kreisfreien Städten bis zu 8-10 Millionen, in den Kreisen bis zu 2 Millionen. 

Die interne Bedarfsorientierung ist anhand des Verhältnisses der Gesamtbeschäftigten zur Anzahl der GIS-

Nutzer bemessen worden. Die Zahl der Nutzer in den Kommunalverwaltungen variiert zwischen  5 - 75% und 

ist abhängig von dem Umfang der eingebundenen Geofachdaten sowie deren Bereitstellung und Marketing. In 

sehr vielen Fällen kann der Nutzungsgrad noch erheblich ausgebaut werden. Die monetäre Bemessung der 

Synergien könnte in Anlehnung an die Wirtschaftlichkeitsberechnungen von D115 ermittelt werden, wo die 

Bündelung von Routineanfragen sowie die Verkürzung der Bearbeitungszeiten im Vordergrund stehen und zu 

erheblichen Zeiteinsparungen führen. Entsprechende Untersuchungen sind noch durchzuführen. 

 

Beurteilung der Gesamtentwicklung 

Zahlreiche Kommunen kommen zu dem Ergebnis, dass die Bereiche Geoinformatio-

nen/Geodatenmanagement/GDI in Zukunft einen hohen Stellenwert und ein großes Potenzial beinhalten. De-

ren Nutzung erfordert allerdings einen erheblichen finanziellen und personellen Bedarf. Demzufolge wird auch 

die „Umsetzungsgeschwindigkeit“ in den Kommunen in Abhängigkeit finanzieller und personeller Kapazitäten 

unterschiedlich eingestuft. Befürchtet wird auch eine sog. Scherenentwicklung: Einige innovative und leistungs-

starke Kommunen verfügten zwischenzeitlich über sehr gute IT- und GIS/GDI-Infrastrukturen, die landes- und 

bundesweit allerdings kaum abgestimmt seien. Demgegenüber verfüge das Gros der mittleren und kleinen 

Kommunen in der Regel über individuelle GIS/GDI-Strukturen oder gar keine, sodass daran konzeptionell ge-

arbeitet werden sollte. 
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Erhebliche Unterschiede sind in der landesspezifischen Organisation der Geodateninfrastruktur (GDI) festzu-

stellen, was insbesondere die Einbindung der Kommunen betrifft. Das Spektrum reicht von Arbeitsgruppen auf 

Länderebene unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände (z.B. Bayern, Baden-Württemberg, Nord-

rhein-Westfalen) bis hin zu fehlenden Organisationsstrukturen. Angesichts dessen wird empfohlen, entspre-

chende Organisationsstrukturen zur Vernetzung der Landes- und Kommunalaktivitäten aufzubauen und zu 

„leben“. 

Bedeutung und Nutzen von Geoinformationen werden von der Politik sowie von Teilen der Verwaltung oftmals 

noch unterschätzt. Angesichts dessen sollte eine Optimierung des Marketings, die Erarbeitung entsprechender 

Konzepte sowie die Ermittlung der Mehrwerte vorgenommen werden. Darüber hinaus wäre eine einfach gestal-

tete durchgängige Vermarktungsstrategie von Bund und Ländern bis hin zu den Kommunen wichtig. Auch die 

kommunalen Spitzenverbände sind hier gefordert. 

Eine weitere Herausforderung stellt der Datenschutz dar. Hier wird teilweise die Auffassung vertreten, dass 

eine Vielzahl wichtiger Daten (z.B. Statistik sowie Wirtschafts- und Sozialdaten) aufgrund von Datenschutzbe-

stimmungen in den Kommunen weitgehend unter Verschluss gehalten würden.  

 

Fazit: 

Die Umfrage belegt insgesamt, dass der Aufbau der Geodateninfrastruktur im kommunalen Sektor trotz man-

gelnder Unterstützung, bedingt durch den lange Zeit fehlenden Fokus in den entsprechenden Gremien, große 

Fortschritte gemacht hat. Mangels Koordination haben diese Entwicklungen jedoch unterschiedliche Philoso-

phien als Grundlage, darüber hinaus differieren die technologischen Konzepte mitunter erheblich. In zahlrei-

chen Verwaltungen ist die zentrale Bedeutung von Geoinformationen bisher nicht erkannt und das Potenzial 

diesbezüglicher Kreis-Gemeindekooperationen noch immer nicht in ausreichendem Maße ausgeschöpft wor-

den. Oft ist der Stellenwert von Geoinformationen in den Kommunen selbst zu gering eingeschätzt, was man-

cherorts allein durch die Anzahl und die Ausbildung der Mitarbeiter und deren Stellenbewertungen deutlich 

wird. Investitionen in den Aufbau von Sach- und Fachkompetenz, die sich auch in ausreichend qualifizierter 

Personalausstattung niederschlägt, werden tlw. nur unzureichend getätigt.  

Trotz hoher Umfragebeteiligung und damit verbundener repräsentativer  Aussagekraft sind weitere Analysen 

sinnvoll (z.B. länderspezifische Betrachtungen, fachdatenbezogene Untersuchungen, Ermittlung von Syner-

gien), auf die in dieser Studie aus Kapazitätsgründen verzichtet werden musste. Die Auswertung der Umfrage 

erhebt daher auch nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. 
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4. Aktuelle Entwicklungen mit kommunalem Bezug 

4.1     Veröffentlichungen, Veranstaltungen, Ergebnisse   

Im Bereich des Geoinformationswesens ist eine Vielzahl von Aktivitäten auf Bundes- und Landesebene zu 

verzeichnen. Nachfolgend wird auf ausgewählte Entwicklungen sowie Veröffentlichungen und Veranstaltungen 

eingegangen, deren Auswirkungen die Kommunen unmittelbar betreffen bzw. von ihnen initiiert worden sind.  

Der Deutsche Städtetag und der Städtetag Nordrhein-Westfalen haben diverse Handlungsempfehlungen zur 

Umsetzung von Geodatenmanagement sowie zur Vermarktung von Geodaten erarbeitet.
77  

In weiteren Veröf-

fentlichungen haben der Deutsche Landkreistag
78 

sowie der Landkreistag Nordrhein-Westfalen
79

 das breite 

Einsatzspektrum von Geoinformationen anhand diverser Beispiele aufgezeigt und Möglichkeiten interkommu-

naler Zusammenarbeit beschrieben.  

Auf verschiedenen Verwaltungsebenen sind bereits diverse Empfehlungen und Leitfäden zu den Einsatzberei-

chen von Geodaten sowie zur organisatorischen Umsetzung des Geodatenmanagements erarbeitet worden. 

Die prozessbezogene Einbindung von Geodaten behandeln lediglich vereinzelte Studien.
80

  

Der Interministerielle Ausschuss für Geoinformationswesen (IMAGI) hat 2011 eine Bedarfserhebung an Geoda-

ten und -diensten
81

 durchgeführt und über das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) veröffentlicht. 

Insgesamt beteiligten sich 55 Einrichtungen des Bundes aus zwölf verschiedenen Ressorts. Die Ergebnisse 

zeigen den gestiegenen Geodatenbedarf sowie die Erwartung der Nutzer an eine höhere Qualität, Aktualität 

und Harmonisierung. 76% der teilnehmenden Einrichtungen gaben an, bereits Geodaten zu nutzen bzw. ein 

Interesse an einer zukünftigen Verwendung zu haben. Die Qualität des bestehenden Geodatenangebotes der 

Bundesverwaltung wurde von mehr als 70% als positiv beurteilt. 69% der befragten Einrichtungen meldeten 

einen zusätzlichen Bedarf an Geodaten. Darauf aufbauend wurden entsprechende Maßnahmen erarbeitet mit 

der Zielsetzung der schnellen Umsetzung. Die Abfrage soll zukünftig alle 2 Jahre erfolgen. 

Das Bundesinnenministerium hat 2012 eine Studie "Open Government Data Deutschland"
82

 veröffentlicht. Un-

tersucht wurden rechtliche, technische und organisatorische Fragen rund um die Offenlegung von Datenbe-

ständen der öffentlichen Verwaltung ("Open Government Data"). Zudem beschreibt diese Studie den Status 

quo in Deutschland und gibt Empfehlungen für das weitere Vorgehen (u.a. technische Ausgestaltung eines 

ebenenübergreifenden Online-Portals, Geldleistungs- und Lizenzmodelle sowie mögliche Betreibermodelle). 

Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass viele Verwaltungsdaten bereits auf der Basis des geltenden Rechts 

offengelegt werden können - und zwar ohne oder nur mit geringfügigen Änderungen. 

                                                      

77
 Deutscher Städtetag: "Stadtvermessung, Geoinformation, Liegenschaften - 50 Jahre Fachkommission 'Kommunales Vermessungs- und  

    Liegenschaftswesen' im Deutschen Städtetag" in: DST-Beiträge zur Stadtentwicklung und zum Umweltschutz, Reihe E, Heft 25, Köln  

   1997; 

    Städtetag Nordrhein-Westfalen: "Geodatenmanagement - Eine Handlungsempfehlung"; Herausgeber: Städtetag Nordrhein-Westfalen  

    (AG Geodatenmanagement des AK Kommunales Vermessungs- und Liegenschaftswesen des Städtetages NRW), September 2003.     
78

 Deutscher Landkreistag (2009): Geodaten sinnvoll nutzen; Band 81 der Veröffentlichungen des Vereins für Geschichte der Deutschen  

    Landkreise e.V.; URL.: http://www.kreise.de/__cms1/images/stories/pdf/eGov/ppgeodaten.pdf (26.09.2012); 

   Deutscher Landkreistag (2013): Open Government und Soziale Medien in der Landkreisverwaltung; Schriften des Deutschen  

    Landkreistages, Band 108 der Veröffentlichungen des Vereins für Geschichte der Deutschen Landkreise e.V., Deutscher Landkreistag,  

    Berlin. 
79

 LKT NRW (2012): Eildienst Heft 3/2012; URL: http://www.lkt-nrw.de/deutsch/verbandszeitschrift. 
80

 Vgl. dazu: KGST (2004): Anforderungen an das Kommunale Geodatenmanagement; Kommunale Verwaltungsstelle für  

   Verwaltungsvereinfachung; 

   Fachhochschule Mainz/Landkreistag Rheinland-Pfalz (2005): Pflichtenheft GIS-Einführung; Implementierung eines  

   Geoinformationssystems (GIS) bei den Kreisverwaltungen in Rheinland-Pfalz;  

   Runder Tisch GIS e.V. (2006): Wirtschaftlichkeit von GIS - Leitfaden für das kommunale eGovernment. 
81

 Geodatenbedarfserhebung des  Bundes (2012): URL: http://ims.bkg.bund.de/website/Report_Geodatenbedarfserhebung.pdf. 
82

 BMI (2012): Open Government Data Deutschland; URL.: http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads;  die Studie ist erstellt worden  

    vom Fraunhofer-Institut für Offene Kommunikationssysteme FOKUS, unterstützt durch das Lorenz-von-Stein-Institut für  

    Verwaltungswissenschaften an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und der ÖPP Deutschland AG. 



Einsatz von Geoinformationen in den Kommunen 

68  

 

Die aktuellen Entwicklungen im Bereich des Geoinformationswesens sowie der nationalen Geodateninfrastruk-

tur werden maßgeblich durch die europäische Richtlinie zum Aufbau einer Geodateninfrastruktur INSPIRE 

(Infrastructure for Spatial Information in Europe) beeinflusst.
83

 Durch die Vorgaben und Abstimmungen im 

Rahmen des Bund-Länder-Gremiums LG GDI-DE (Lenkungsgremium Geodateninfrastruktur Deutschland) und 

den Gremien auf Länderebene und des Bundes, dem IMAGI (Interministerieller Ausschuss für Geoinformati-

onswesen) werden Qualität, Quantität und Benutzerfreundlichkeit von Geodaten signifikant steigen und ihre 

Nutzung verstärken. Die Abstimmung erfordert neben der Gremienarbeit auch den direkten Austausch aller 

Beteiligten auf nationaler sowie regionaler und kommunaler Ebene. Angesichts dessen ist am 08.10.2012 die 

1. Nationale INSPIRE-Konferenz durchgeführt worden (Abbildung 85).
84

   

 

Abbildung 85: INSPIRE-Konferenz 2012
85

 

Neben der Schaffung einer Plattform 

für den Austausch zwischen Nutzern 

und Anbietern von Geoinformationen 

sind in thematischen Foren konkrete  

Aspekte der INSPIRE Umsetzung mit 

kommunalen Vertretern diskutiert wor-

den. Im Ergebnis der INSPIRE-

Konferenz seien die Kommunen bis-

her noch nicht ausreichend in die Um-

setzung der INSPIRE-RL eingebun-

den. Auf kommunaler Ebene scheinen 

Schwierigkeiten bei der Einschätzung 

der Betroffenheit und damit Unklarhei-

ten bzgl. der Zuständigkeiten für die 

Datenbereitstellung zu bestehen. 

Der Mehrwert einer gemeinsamen Geodateninfrastruktur würde unter der derzeitigen angespannten Haushalts-

lage vielleicht auch häufig eher mit Fokus auf die Kosten und nicht auf den Nutzen bewertet. Einige Bundes-

länder arbeiteten bereits an tragfähigen Konzepten, bei denen Kommunen in Pilotprojekte eingebunden wer-

den, um belastbare Aussagen zum Mehrwert von Geodateninfrastrukturen auf kommunaler Ebene ableiten zu 

können. Zur Verstärkung dieser Prozesse bietet die Bundesregierung ihre Unterstützung an.
86

 

Bereits heute sprechen vier Kernargumente für den Einsatz Geografischer Informationssysteme sowie ein  

starkes kommunales Engagement in diesem Bereich: 

1. Größere Bürgernähe und Wirtschaftsorientierung der Verwaltung 

2. Hohe Steuerungsrelevanz für politische/administrative Entscheidungsträger 

3. Erhöhung der Verwaltungseffizienz 

4. Ausbau interkommunaler Zusammenarbeit, insbesondere auch zwischen Landkreisen und Gemeinden.
87

  

In all diesen Bereichen finde bereits heute eine Nutzung von Geoinformationen auf kommunaler Ebene statt. 

Allerdings fehle bisher eine fundierte Erhebung über den kommunalen Geodateneinsatz, die diese verschiede-

nen Handlungsfelder, ihre Einbettung in den Aufbau einer föderalen Geodateninfrastruktur sowie kommunale 
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Anforderungen systematisch erfasse. Angesichts dessen habe die Bundesvereinigung der Kommunalen Spit-

zenverbände über ein eigens für den Geodatenbereich eingerichtetes Koordinierungsgremium in Kooperation 

mit dem „Runder Tisch GIS e.V.“ Anfang des Jahres 2012  eine bundesweite kommunale Umfrage durchge-

führt. Aus Sicht der Kommunen wird weiterer Handlungsbedarf gesehen:
 88

  

1. Stärkung der Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen im Rah-

men der GDI-DE zur Erreichung einer verbesserten Standardisierung 

2. Stärkere Betonung von Bedeutung und Nutzen von Geoinformationen 

3. Verbesserung der Nutzenorientierung und Datenbereitstellung  

4. Klärung  der öffentlichen Bereitstellung von Geodaten im Zuge der Diskussionen 

um Open Government 

5. Stärkung der bereits gut gelebten Zusammenarbeit von Landkreisen und kreisan-

gehörigen Gemeinden in gegenseitigem Interesse. 

 

Im Zuge des Forums 1 „Strategische Nutzung durch INSPIRE“ wurde die Bedeutung für die Kommunen und 

das eGovernment diskutiert.  

Öffentlichkeitsarbeit sei ein zentraler Baustein der GDI und gleichzeitig ein wichtiger Indikator für die Außen-

wahrnehmung. Bei näherer Betrachtung der neusten Veröffentlichungen dränge sich der Eindruck auf, die Um-

setzung der GDI sei insbesondere die Sache der GDI-Ländergeschäftsstellen. Kommunen spielten demgegen-

über bisher eine eher untergeordnete Rolle.  

 

Abbildung 86: Diskussionsforum 1 der INSPIRE-Konferenz 2012
89

 

 

Kommunales Handeln würde insbesondere 

mit der Frage der kommunalen  Betroffen-

heit verbunden. Angesichts dieser Rahmen-

bedingungen stelle sich die Frage, wie die 

Kommunen eigentlich aufgestellt seien. 

Haben sie die strategische Nutzung von 

INSPIRE überhaupt erkannt? Wie steht es 

mit interkommunalen Kooperationen auf 

diesem Gebiet? Ist ein Vordenken der  Lan-

desverwaltungen erforderlich oder geht es 

nur darum, die schlummernden Potenziale 

im kommunalen Bereich aufzudecken?  

 

Die Einzelergebnisse des Forums 1 stellen sich wie folgt dar:
 90

 

 

1. Der eigentliche Datenschatz für Geodateninfrastrukturen und teilweise auch für INSPIRE liegt bei den 

Kommunen. Diese These wurde in der Podiumsdiskussion klar bestätigt. 
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2. Es gibt „Leuchttürme“ für erfolgreiche Geodateninfrastrukturen im kommunalen Bereich. Diese sind aber 

nicht repräsentativ für die Gesamtsituation der Kommunen in Deutschland. Das Thema „Leuchttürme“ 

wurde kontrovers diskutiert. Es gab Befürworter für eine Politik von kommunalen „Leuchtturmprojekten“ 

im Sinne von motivierenden „Musterlösungen“. Es gab aber auch Bedenken, weil die „Leuchtturmpolitik“ 

die wirklichen Probleme der Heterogenität in der kommunalen GDI-Landschaft verschleiert; Priorität ha-

be die Umsetzung der Vorgaben aus der INSPIRE-Richtlinie und aus den Geodateninfrastrukturen. 

 

3. Die Kommunen sind in die nationalen und europäischen GDI-Strukturen nur ungenügend eingebunden. 

Diese These wurde von den Podiumsteilnehmern bestätigt und als Defizit für eine ganzheitliche bundes-

deutsche GDI-Strategie gewertet, doch es gibt auch Ausnahmen in einzelnen Bundesländern und Regi-

onen, in denen Landkreise sehr gut in die GDI- und INSPIRE-Strukturen integriert sind. Die Ergebnisse 

der bundesweiten Umfrage in den Kommunen können hier einen wichtigen Beitrag über das Potenzial 

kommunaler Daten und deren Einbindung in die GDI-Strukturen des Bundes und der Länder leisten. In 

den künftigen Entwicklungen sind aber auch zwingend die Zusammenhänge und Einflüsse von Open 

Government, Open Data, Open Street Map usw. zu berücksichtigen. 

 

4. Die Grafiken zur bundesweiten kommunalen Umfrage zeigen, dass die Geodateninfrastrukturen heute 

noch nicht über die Grenzen von Kommunen und Ländern hinauskommen. Nimmt man den Einfüh-

rungsvortrag zur 1. Nationalen INSPIRE Konferenz von Frau Rogall-Grothe, Staatssekretärin im Bun-

desministerium des Inneren, mit dem Titel „INSPIRE – der Motor für die nationale Geodateninfrastruktur“ 

zum Maßstab, dann zeichnet sich ein schwieriger Prozess ab, der „nur mit einer gemeinsamen Strategie 

von Wirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung und gesellschaftlichen Gruppen, wie z.B. Open Communities 

gelingen kann“. 

 

5. Die kommunalen Spitzenverbände könnten den Aufbau der Geodateninfrastrukturen und INSPIRE noch 

stärker unterstützen. Hier ergab sich kein bundesweit einheitliches Bild unter den Podiumsteilnehmern. 

Dies gilt sowohl für die Unterstützung der kommunalen Spitzenverbände für die bundesweite kommunale 

Umfrage als auch für die Lobbyarbeit für die Kommunen im GIS-, GDI- und INSPIRE-Umfeld. Es wurde 

deutlich, dass den Kommunen offensichtlich eine Lobby fehlt. Die Podiumsdiskussion machte deutlich, 

dass sich die Vertreter der Kommunen, insbesondere die GIS-Fachanwender, eine höhere Wertschät-

zung ihrer Leistung wünschen. 

 

6. Die bundesweite kommunale Umfrage ist sicherlich geeignet, mehr Transparenz über das kommunale 

GIS-Umfeld zu schaffen. Die Podiumsdiskussion hat aber insgesamt deutlich gemacht, dass alle Akteure 

des GIS-Marktes daran interessiert sein müssen, dass die Kommunen kurzfristig belastbare Zahlen und 

Fakten über das Potenzial der kommunalen Daten und deren Bedeutung für Geodateninfrastrukturen 

und für INSPIRE bereitstellen. Mit Hilfe fundierter wissenschaftlicher Marktstudien sollten Informationen, 

wie Zahl der Beschäftigten, künftige Geschäftsfelder für GIS in Kommunen, der Bedarf an Investitionen 

für Geodateninfrastrukturen und INSPIRE für Politiker, Entscheidungsträger, kommunale Spitzenverbän-

de und nicht zuletzt für die GDI-Gremien des Bundes und der Länder verfügbar gemacht werden. „Den 

politischen Entscheidungsträgern muss klar gemacht werden, dass ohne Investitionen in den Geoinfor-

mationsbereich eine zügige Umsetzung von INSPIRE und GDI wesentlich erschwert wird“, so ein Zitat 

eines Podiumsteilnehmers. Nur wenn es gelingt, die notwendigen Rahmenbedingungen für die kommu-

nalen Geodateninfrastrukturen zu schaffen, wird der „Motor“ INSPIRE  für eine nationale Geodateninfra-

struktur anspringen können.  
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Am 7.11.2012 hat die Bundesregierung den 3. Geo-Fortschrittsbericht beschlossen. Das Ziel der Bundesre-

gierung ist es Deutschland zu einem weltweit führenden Innovationsstandort für das Geoinformationswesen 

auszubauen und eine gute Basis für weitere technologische Entwicklungen zu schaffen. Der 3.Geo-

Fortschrittsbericht verdeutlicht die Komplexität der anstehenden Aufgaben bei der Fortentwicklung des Geoin-

formationswesens auf nationaler und internationaler Ebene. Dazu ist eine nationale ebenenübergreifende 

Geoinformationsstrategie erforderlich.
91

 

 

Abbildung 87: Dritter Geo-Fortschrittsbericht der                    

Bundesregierung
92

 

Im Zuge der Umsetzung sind bereits erste Aktivitä-

ten begonnen worden, z.B.:  

 das Bundesgeoreferenzdatengesetz zur Ver-

besserung der Qualität,  

 die Änderung des Geodatenzugangsgesetzes, 

um Geodaten des Bundes kostenfrei für kom-

merzielle und nicht-kommerzielle Zwecke nut-

zen zu können,  

 eine Nutzungsverordnung zum Abbau von Bü-

rokratie, die Nutzungsbedingungen vereinfacht 

und vereinheitlicht, sodass die Ausarbeitung 

individueller Lizenzverträge entbehrlich wird. 

Der Aufbau der ebenenübergreifenden GDI kann 

nur gelingen, wenn die Steuerungs- und Koordi-

nierungsfunktionen sowohl im Bund als auch zwi-

schen den verschiedenen Ebenen der Verwaltung 

besser verzahnt werden.  

Die nationale Geoinformationsstrategie ist gemeinsam mit allen föderalen Ebenen (Bund, Land, Kommune) 

sowie den Open Communities, der Wissenschaft und der Wirtschaft zu entwickeln.
93

 Die Bundesregierung be-

absichtigt daher den Dialog mit den Ländern, Kommunen, Wirtschaft und gesellschaftlichen Gruppen über das 

Geoinformationswesen fortzuführen, um den technischen, organisatorischen und rechtlichen Rahmen weiter zu 

entwickeln sowie ggf. die Strukturen zur bereichsübergreifenden Zusammenarbeit zu optimieren.
94

 

Nach Auffassung des Bundes seien die Kommunen in die Umsetzung der INSPIRE-RL bisher noch nicht aus-

reichend eingebunden, was die geringe kommunale Beteiligung am Monitoring erkläre. Die Fachnetzwerke der 

GDI-DE könnten hierbei eine wichtige Rolle übernehmen. Auf kommunaler Ebene bestünden Schwierigkeiten 

bei der Einschätzung der Betroffenheit und damit Unklarheiten bzgl. der Zuständigkeiten für die Datenbereit-

stellung. Mehrwerte einer gemeinsamen europäischen GDI würden angesichts der derzeit angespannten 

Haushaltslage häufig nur im Hinblick auf die Kosten und nicht auf den Nutzen bewertet. Englischsprachige 

Dokumente erschwerten zudem den Zugang zu INSPIRE. Dennoch arbeiten einige Bundesländer an tragfähi-

gen Konzepten unter Einbindung der Kommunen in Pilotprojekte, um belastbare Aussagen zum Mehrwert von 

GDI auf kommunaler Ebene ableiten zu können. In einigen Bundesländern würden regionale GDI in Kooperati-

on mit regionalen Ansprechpartnern aufgebaut (z. B. GDI-Südhessen, GDI-Ostwestfalen-Lippe (GDI OWL)). 

Die Bundesregierung wird sich in der GDI-DE für die Erstellung eines nationalen INSPIRE-Umsetzungsplans 

einsetzen.
95
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4.2 INSPIRE-Umsetzung im kommunalen Bereich 

Mit der INSPIRE-Richtlinie  (Infrastructure for Spatial Information in Europe) des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 14. März 2007 wird primär das Ziel der Schaffung einer Geodateninfrastruktur in der Europä-

ischen Gemeinschaft für die Zwecke einer gemeinschaftlichen Umweltpolitik verfolgt. Die Mitgliedsstaaten ha-

ben sich zur Bereitstellung interoperabler Geobasis- und -fachdaten verpflichtet. Dies soll stufenweise erreicht 

werden. Betroffen sind grundsätzlich alle Geodaten, deren Führung gesetzlich vorgeschrieben ist und die prin-

zipiell flächendeckend und digital vorliegen. 

Konkretisiert werden die betroffenen Geodatenthemen in drei Anhängen (Annex I, II und III). INSPIRE fordert 

für diese Themen unter anderem die Veröffentlichung von Geodaten in Form von so genannten Darstellungs- 

und Downloaddiensten (WMS und WFS) sowie die Bereitstellung von Transformations- und Suchdiensten so-

wie Metadaten. Umgesetzt wird die Richtlinie durch die Geodatenzugangsgesetze des Bundes und der Länder. 

Die technischen und organisatorischen Anforderungen für die Datenbereitstellung sind teilweise beträchtlich, 

insbesondere was die Verfügbarkeit, Leistung und Kapazität der damit einhergehenden Dienstebereitstellung 

anbetrifft. Erforderlich ist ein erheblicher technischer und finanzieller Aufwand. Für einen effizienten Betrieb ist 

eine Bündelung der Aufgaben zweckmäßig. Die Bündelungsfunktion kann durch interkommunale Kooperatio-

nen auf regionaler Ebene übernommen werden. So können Kreise und kreisangehörige Kommunen die Aufga-

be gemeinsam bewältigen, beispielsweise in Eigenregie oder auch durch die Beauftragung kompetenter 

Dienstleistungsunternehmen. Alternativ kann diese Aufgabe auch von Zweckverbänden wie kommunalen oder 

regionalen Rechenzentren oder Landesknoten übernommen werden, denn vielfach werden kleinere Verwal-

tungen die erheblichen Anforderungen nicht abdecken können. INSPIRE sollte jedoch nicht nur auf die gesetz-

liche Verpflichtung reduziert und als „lästige“ Pflichtaufgabe, sondern auch als Chance begriffen werden, den 

teilweise heute noch sehr unbefriedigenden Status Quo beim Aufbau von Geodateninfrastrukturen zu verbes-

sern und einen effektiven Beitrag zur Verwaltungsmodernisierung zu leisten.      

Trotz zahlreicher Aktivitäten kommt die INSPIRE/GDI-Umsetzung im kommunalen Bereich nur langsam voran, 

da insbesondere aus allgemeiner Verwaltungssicht der Stellenwert von Geodaten und Diensten oftmals noch 

nicht erkannt worden ist.
96

 Im kommunalen Sektor ist derzeit eine heterogene Ausgangssituation zu verzeich-

nen. Der Aufbau einer kommunalen GDI stellt sich demzufolge als organisatorische und technische Mammut-

aufgabe dar.
97

  

 

Abbildung 88: Leitfäden zur kommunalen Betroffenheit 

In einigen Bundesländern wie 

beispielsweise Mecklenburg-

Vorpommern und Nordrhein-

Westfalen sind bereits Empfeh-

lungen zur sog. „kommunalen 

Betroffenheit“ erarbeitet wor-

den (Abbildung 88).
98

 Zielset-

zung bildet die Umsetzung der 

INSPIRE-Richtlinie insbeson-

dere im kommunalen Bereich, 

die an die jeweilige Landesge-

setzgebung gekoppelt ist.  

 

                                                      

96
 Caffier, A., Sandmann, S.(2010): INSPIRE-Umsetzung in Nordrhein-Westfalen; in: zfv, Heft 4/2010, S.226–234. 

97
 Garrelmann, A., Ostrau, St. (2011): Die Europäische Geodateninfrastruktur (INSPIRE) – Auswirkungen im kommunalen Sektor - das  

   Beispiel Nordrhein-Westfalen; in zfv 2011, Heft 2 , S.65-71. 
98

 GEODATEN IN KOMMUNEN.  Leitfaden zur Betroffenheit und Pflichten der Kommunen im Rahmen der europäischen  

   Geodateninfrastruktur (INSPIRE). Schriftenreihe des Städte- und Gemeindetages Mecklenburg-Vorpommern e.V., Band 35; 

    Handlungsempfehlung "Aufbau einer europäischen Geodateninfrastruktur (INSPIRE) - Umsetzung in NRW, Betroffenheit und Pflichten 

    der Kommunen", erarbeitet von der Arbeitsgruppe "Kommunale Betroffenheit" der Kommunalen Spitzenverbände in NRW und des Lan- 

    des, Dezember 2010; https://www.geoportal.nrw.de/application-aktuelles/images/Empfehlung_der_Kommunalen_Spitzenverbaende.pdf.      
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Zudem ist zu prüfen, ob in einer ersten Stufe  landesweite Sekundärdatenbestände dafür genutzt werden kön-

nen, um die Berichtspflichten gegenüber der EU zu erfüllen.
99

 

In Baden-Württemberg erarbeiten Vertreter der kommunalen Spitzenverbände gemeinsam mit den zuständigen 

Landesstellen eine Handreichung für Kommunen zum Umgang mit den von INSPIRE auferlegten Pflichten über 

alle drei ANNEX-Bereiche hinweg und widmen sich dabei insbesondere dem für die kommunalen Stellen wich-

tigen ANNEX III, bei dem die höchste kommunale Betroffenheit zu erwarten ist. 

Der Grad der kommunalen Betroffenheit ist abhängig von den fachgesetzlichen Rahmenbedingungen (z.B. 

Geodatenzugangsgesetze) in den verschiedenen Bundesländern sowie von dem Vorgehen der länderbezoge-

nen GDI. Die Bandbreite reicht von Einbindung der Kommunen bis nahezu fast keiner Vernetzung in den Bun-

desländern, in denen die INSPIRE-Umsetzung als ausschließliche Aufgabe der GDI-Ländergeschäftsstellen 

gesehen wird (z.B. Bayern).
100

  

Die bisherige Zurückhaltung der Kommunen in punkto INSPIRE ist durchaus verständlich, denn der Nutzen 

einiger INSPIRE-Anforderungen ist für die Kommunen kaum erkennbar. Da die Erfüllung der Anforderungen 

hohe personelle und finanzielle Anstrengungen erfordert, fühlen sich nicht wenige Kommunen allein gelassen. 

Ungeklärte kommunale Zuständigkeiten und Pflichten im Rahmen von INSPIRE tragen nicht zur notwendigen 

konstruktiven Auseinandersetzung mit dem Thema bei. 

Angesichts der nach wie vor in einigen Bundesländern bestehenden Unsicherheiten der kommunalen Betrof-

fenheit sollten entsprechende Leitfäden unter Einbeziehung der kommunalen Spitzenverbände erarbeitet wer-

den, um insbesondere die Frage der kommunalen Betroffenheit möglichst einheitlich zu regeln. 

 

 

5. Herausforderungen kommunaler Datenintegration in GDI-/Open Data-
Portale 

Der Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD)
101

 hat 2012 den Endbericht „Georeferenzierung von 

Daten“ der gleichnamigen Arbeitsgruppe vorgelegt. Neben einer Bestandsaufnahme des Geodatenange-

bots und deren Nutzungsbedingungen erfolgt im Bericht eine kritische Bewertung des Zugangs zu den Geoda-

ten, woraus 14 Empfehlungen zu den Themen Datenbedarf, Datenangebot, Datenschutz, Datenzugang und 

Nutzungsbedingungen sowie zur weiteren Vorgehensweise abgeleitet wurden. 

Zur künftigen Geodateninfrastruktur können insbesondere auch die Kommunen wesentliche Bausteine liefern. 

Über einen wichtigen Datenbestand verfügt beispielsweise die Kommunalstatistik. Es ist allerdings nicht ein-

fach, diese Daten in die GDI zu integrieren. Da die Kommunalstatistik als Grundlage für die Daseinsvorsorge 

im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung nicht auf Fachgesetzen, sondern auf den Artikeln 20 und 28 

des Grundgesetzes basiert, besteht nach den Geodatenzugangsgesetzen der Länder keine Verpflichtung, die-

se Daten GDI-konform bereitzustellen. Damit handelt es sich also um eine „Freiwilligkeitsaufgabe“, welche vor 

allem die schwächeren Mitglieder der Kommunalfamilie nicht stemmen können oder, im Extremfall einer 

Zwangsverwaltung, nicht stemmen dürfen. Aber das Angebot der Kommunalstatistik ist ein sehr attraktives, auf 

das beim Aufbau der nationalen Geodateninfrastruktur nicht verzichtet werden darf. Neben der teilweise hohen 

Merkmalsdifferenzierung (z.B. Einwohner nach Migrationshintergrund und Bezugsland, lebensphasenspezifi-

sche Haushaltstypen u.v.m.) stellt die hohe Aktualität (Verfügbarkeit teilweise wenige Wochen nach dem Stich-

tagsabzug) ein Alleinstellungsmerkmal dar, ebenso wie die feine Granularität der Daten (teilweise auf der Ad-

                                                      

99
 Z.B. Behandlung  kommunaler Adressdaten; die Adressen werden in NRW in einer ersten Stufe durch Geobasis.NRW gegenüber der  

     EU berichtet; die kommunale Zuständigkeit liegt allerdings weiterhin bei den Kommunen.  
100

 Huber, U (2012): INSPIRE in Bayern – Ein Blick von unten nach oben; von der Gemeinde über den Landkreis zum Staat; ein Beitrag zur  

     Umsetzung der europäischen INSPIRE-Richtlinie; local land  & soil news no. 40/41 I/12; 

     Thorsten Jakob und Sascha Kuhnt: Geodateninfrastruktur Niedersachsen: Organisation, technische Umsetzung und die Einbindung der  

     kommunalen Ebene, zfv 5/2012, S. 299-305. 
101

 Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten (2012): Georeferenzierung von Daten; URL.: http://www.ratswd.de/Geodaten; 12.12.2012. 
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ressebene bzw. in kleinen Rasterzellen gespeichert). Somit besteht das Potenzial, dass die Daten unter Wah-

rung der statistischen Geheimhaltung dem Kundenwunsch entsprechend flexibel aggregiert weitergegeben 

werden können.  

 

Abbildung 89: Städte, die aufgrund ihrer Größe potenziell eine Kommunalstatistikstelle 

betreiben können 

Derzeit existiert keine Über-

sicht, welche Daten in wel-

cher der über 11 000 Kom-

munen vorgehalten werden. 

Aufgrund der Tatsache, dass 

kleinere Städte und Gemein-

den in der Regel keine eige-

nen Statistiken führen, 

gleicht die Landschaft einem 

Flickenteppich, womit regio-

nale Auswertungen auf 

Grundlage kommunalstatisti-

scher Daten nur in wenigen 

stark verstädterten Räumen 

möglich sind (Abbildung 89).  

 

 

Obwohl die Kommunen prinzipiell frei entscheiden können, wie sie ihre Informationen gewinnen, konnten über 

die Statistik-Verbünde (Verband Deutscher Städtestatistiker, VDSt und Verbund Kommunales Statistisches 

Informationssystem, KOSIS) und den Deutschen Städtetag in den vergangenen Jahrzehnten „Quasi-

Standards“ etabliert werden, sodass viele kommunalstatistische Daten bereits heute interkommunal vergleich-

bar sind. Der Zugang zu den Daten der Kommunalstatistikfamilie ist allerdings nicht einfach. 

Ein möglicher Schritt in Richtung Flächendeckung könnte die Einbeziehung der Landkreise oder der Regional-

verbände in das kommunalstatistische System sein (siehe z.B. Region Frankfurt Rhein-Main). Diese könnten 

für die mittleren sowie kleineren Städte und Gemeinden als Servicedienstleister fungieren. Technisch ließe sich 

dieses im Rahmen der derzeit zu beobachtenden sukzessiven Einführung von vernetzten (Region-)Landkreis-

Gemeinde-GIS-Systemen „en passant“ realisieren. 

Beabsichtigt man zu einem gemeinsamen Angebot im Rahmen der GDI zu kommen, muss insbesondere das 

Thema Entgelte und Lizenzen interkommunal abgestimmt werden: Hier gehen die Modelle im Umgang mit 

kleinräumigen Datenanfragen weit auseinander. Für potenzielle Nutzer wäre es sicher hilfreich, künftig auf all-

gemeingültige Bedingungen zu treffen und gegebenenfalls eine Stelle zu haben, welche die Lizenzierung re-

gelt.  

Ähnliches trifft in punkto Datenformat zu: Die Nutzer der Kommunalstatistik sind heute mit einer bunten Hetero-

genität konfrontiert. Teilweise können die Daten in Standardformaten heruntergeladen werden, an anderer 

Stelle werden vorkonfektionierte und -formatiere Tabellen bereitgestellt. Auch hier wäre eine Vereinheitlichung 

wünschenswert.  

Viele der hier geschilderten Probleme könnten gelöst werden, wenn die Kommunalstatistik Teil der derzeit ent-

stehenden Geodateninfrastruktur wird. Vielleicht kann auch der niederschwellige Einstieg über die neu entste-

henden Open-Data-Portale ein erster Schritt sein: Meist ist es relativ einfach, seine Daten dorthin zu bringen, 

akzeptiert werden „allgemein lesbare Formate“. Trotz aller Anfangseuphorie muss man sich hier aber noch 

einige Fragen stellen, um zu einem nachhaltig guten Ergebnis zu kommen: Entstehen dort Sekundärdatenbe-

stände? Wie wird die Aktualisierung gewährleistet? Wer bildet die Jury, um ein langsames „Zuwuchern“ zu 

verhindern und „relevantes“ von „weniger wichtigem“ zu unterscheiden? Wie werden die Open Data-Portale 

und die GDI-Portale im Sinne eines „One-Stop-Shop“ künftig miteinander verknüpft? 



Einsatz von Geoinformationen in den Kommunen 

75  

 

Ob die Kommunalstatistik ihr „schlummerndes Potenzial“ entfalten kann, wird nicht zuletzt davon abhängen, ob 

für die Kommunalfamilie Anreize geschaffen werden, um beim Aufbau der für unsere Wissensgesellschaft drin-

gend erforderlichen nationalen (Geo-)Dateninfrastruktur kraftvoll mitkonstruieren zu können. 

Gefordert werden unter anderem: 

1. ein sowohl in administrativer als auch in technischer Sicht möglichst einfacher Zu-

gang zu den Geodaten in Form einer „Suchmaschine“ für Daten mit Raumbezug, die 

mit nahezu umgangssprachlichen Suchbegriffen arbeitet („Single Point of Contact“ / 

„Clearingnetzwerk“); 

2. die möglichst bundesweite und verwaltungsübergreifende Vereinheitlichung der Kos-

ten-, Nutzungs- und urheberrechtlichen Rahmenbedingungen;  

3. die möglichst kostenfreie Nutzung von Geodaten in Wissenschaft, Forschung und 

Lehre, höchstens gegen die Erstattung der Bereitstellungskosten; 

4. die Harmonisierung der 50 wichtigsten Geodatensätze des Bundes, der Länder und 

der Kommunen; 

5. die grundsätzliche Überarbeitung der Datenschutzgesetzgebung mit möglichst allge-

meingültigen Regelungen, um dem Nutzer Klarheit, Übersichtlichkeit und damit An-

wendungssicherheit zu geben. Insbesondere wird gefordert, Auflösungsschwellen 

bzw. Mindestwerte für die wichtigsten statistischen Merkmale zu definieren, unterhalb 

derer keine Veröffentlichung erlaubt ist; 

6. Anreize zu geben für diejenigen, die über wichtige raumbezogene Daten verfügen, zur 

Bereitstellung in Geoportalen auf weiten Feldern, dazu  aber nicht gesetzlich ver-

pflichtet sind (z.B. Kommunen). 

 

6. Handlungsempfehlungen/Erfolgsfaktoren 

6.1 Good Practice Beispiele im kommunalen Bereich 

Nachfolgend werden ausgewählte Projekte von Kommunen vorgestellt. Im Vordergrund stehen insbesondere 

erfolgreiche Umsetzungsaspekte. Angesichts der Vielzahl der Kommunen erhebt die Auswahl allerdings keinen 

Anspruch auf Vollständigkeit.  

Handlungsfeld Kommunen (Good Practice) Bemerkungen 

Interkommunale                
Zusammenarbeit 
 

 
 
 
Landkreis Cham (BY) 
http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx 
 
 
 

Beteiligung von 39 Kommunen des Land-
kreises sowie der Kreiswerke und kreis-
angehörigen Zweckverbände 

Geoportal/  
BürgerGIS 

 
Stadt Aalen (BW) 
http://www.gisserver.de/aalen/start.html - 
 
Stadt Weinstadt (BW) 
http://www.geonline-gis.de/weinstadt/ 
 
Taunusstein (HE)  
http://www.geoas.net/taunusstein/ 
 
GeoBIS-Cham (BY)  
(http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/WebGIS,GeoBIS-Cham.aspx) 
 
 
 
 

Schnell zugängliche Informationen 
Aktualität 
Schnelle und einfache Abrufbarkeit 
Recherchemöglichkeiten 
Verständliche Sprache 
Gute Struktur und Navigation 
Struktur nach Lebenslagen 

http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GISimLandkreisCham.aspx
http://www.gisserver.de/aalen/start.html%20-
http://www.geonline-gis.de/weinstadt/
http://www.geonline-gis.de/weinstadt/
http://www.geoas.net/taunusstein/
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/WebGIS,GeoBIS-Cham.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/WebGIS,GeoBIS-Cham.aspx
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Handlungsfeld Kommunen (Good Practice) Bemerkungen 

 
Landkreis Ludwigslust-Parchim  (MV) 
http://www.kreis-
swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp 
 
Kreis Bergstraße (BW) 
http://buergergis.kreis-
bergstras-
se.de/GISextern/synserver?project=Buergergis&cli
ent=flex  
 
Landkreis Cham (BY) 
http://gis2.landkreis-
cham.de/webgis_10/default.aspx  
 
Stadt Starnberg (BY) 
http://webgis-
sta.teamheese.de/mapguide2009/webgis_STA/def
ault.aspx 
 
Stadt Barsinghausen (NI) 
http://navigator.barsinghausen.de/  
 
 

Geobasisdaten   

Bauleitplandaten 

 
Stadt Soest (NW) 
http://gis.soest.de/soest_blp/ 
 
Stadt Detmold (NW)                
http://www.geodaten-detmold.de 
 
Landkreis Cham (BY) 
http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/Digitales
Planarchiv.aspx 
 
Stadt München (BY) 
http://maps.muenchen.de/rgu/bebauungsplan 
                                     
Stadt Biberach an der Riss (BW) 
http://www.biberach-
riss.de/index.phtml?object=tx%7C1516.577.1 
                                               
Stadt Bielefeld (NW) 
http://www.bielefeld.de/de/pbw/mup 
 
 

 
Schnell zugängliche Informationen 
Schnelle und einfache Abrufbarkeit 
Tlw. Altlastverdachtsflächen, Baulücken 
und Bauplätze (Biberach an der Riss) 

Breitbanddaten 

 
Landkreis Cham (BY) 
http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DSL-
Karte.aspx 
 
 

 

Energiedaten 

 
Stadt Braunschweig (NI) 
http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_
sun.html 
 
 
Rhein-Sieg-Kreis (NW) 
http://www.energieregion-rhein-sieg.de/ 
 
 

 

Ver- und                      
Entsorgungsdaten 

 
Bundesstadt Bonn (NW) 
http://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtpla
n&set=0_0_0_0&act=0 
 
Stadt Detmold (NW) 
http://www.geodaten-
det-
mold.de/geodetims/htmy/register/geo_register.php; 
 
 

 

http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://www.kreis-swm.de/Landkreis/Service/Geodaten/index.jsp
http://buergergis.kreis-bergstrasse.de/GISextern/synserver?project=Buergergis&client=flex
http://buergergis.kreis-bergstrasse.de/GISextern/synserver?project=Buergergis&client=flex
http://buergergis.kreis-bergstrasse.de/GISextern/synserver?project=Buergergis&client=flex
http://buergergis.kreis-bergstrasse.de/GISextern/synserver?project=Buergergis&client=flex
http://gis2.landkreis-cham.de/webgis_10/default.aspx
http://gis2.landkreis-cham.de/webgis_10/default.aspx
http://webgis-sta.teamheese.de/mapguide2009/webgis_STA/default.aspx
http://webgis-sta.teamheese.de/mapguide2009/webgis_STA/default.aspx
http://webgis-sta.teamheese.de/mapguide2009/webgis_STA/default.aspx
http://navigator.barsinghausen.de/
http://gis.soest.de/soest_blp/
http://www.geodaten-detmold.de/
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DigitalesPlanarchiv.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DigitalesPlanarchiv.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DigitalesPlanarchiv.aspx
http://maps.muenchen.de/rgu/bebauungsplan
http://www.biberach-riss.de/index.phtml?object=tx%7C1516.577.1
http://www.biberach-riss.de/index.phtml?object=tx%7C1516.577.1
http://www.bielefeld.de/de/pbw/mup
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DSL-Karte.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DSL-Karte.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/DSL-Karte.aspx
http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_sun.html
http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_sun.html
http://www.energieregion-rhein-sieg.de/
http://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtplan&set=0_0_0_0&act=0
http://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtplan&set=0_0_0_0&act=0
http://www.geodaten-detmold.de/geodetims/htmy/register/geo_register.php
http://www.geodaten-detmold.de/geodetims/htmy/register/geo_register.php
http://www.geodaten-detmold.de/geodetims/htmy/register/geo_register.php
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Handlungsfeld Kommunen (Good Practice) Bemerkungen 

Umweltdaten 

 
Stadt München (BY) 
http://maps.muenchen.de/laerm/laermminderungsp
lan.html 
 
 
Stadt Hagen (NW) 
http://www.stadtplan.hagen.de/lp_festsetzung/html/
de/800x600.html 
 
 

 

Statistik- und             
Demografiedaten 

 
Stadt München (BY) 
http://www.mstatistik-
muen-
chen.de/indikatorenatlas/atlas.html?indicator=i49&
date=2011 
 
Stadt Freiburg im Breisgau (BW) 
http://wiki.stadt.freiburg.de/webkatalog/index.php?
SESSION=ebeneA 
 
Landeshauptstadt Stuttgart (BW): 
http://www.stuttgart.de/wahlen/strukturdatenatlas_t
ablet/atlas.html 
 
Teltow-Fläming (BB) 
http://geoportal.teltow-flaeming.de 
 
Bernkastel-Wittlich (RP) 
http://www.bernkastel-wittlich.de/916.html; 
 
Stadt Soest (NW) 
http://www.soest.de/media/1_Bevoelkerungsentwic
kung_1998_2008.pdf 
 
Stadt Weinstadt (BW)  
http://www.geonline-gis.de/weinstadt/index.htm 
 

 

 

Tourismusdaten 

 
Landkreis Cham (BY) 
http://www.landkreis-
cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/Touristis
cheRouten.aspx 
 
Bundesstadt Bonn (NW) 
http://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtpla
n&set=0_0_0_0&act=0 
 
 

 

Wirtschaftsdaten 

 
Stadt München (BY) 
http://www.standort-muenchen.info/index.html 
 
Stadt Dresden (SN) 
http://stadtplan.dresden.de/ 
 
 

 

Risikomanagementda-
ten 

 
Stadt Dresden (SN) 
http://stadtplan.dresden.de/ 
 
 

 

Sonstiges: 
Solardaten 

 
Stadt Fürstenfeldbruck (BY) 
http://www.solarportal-
ffb.de/ffb/energie.nsf/id/pa_sp_home.html 
 
Stadt Braunschweig (NI) 
http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_
sun.html 
 
 
 

 

http://maps.muenchen.de/laerm/laermminderungsplan.html
http://maps.muenchen.de/laerm/laermminderungsplan.html
http://www.stadtplan.hagen.de/lp_festsetzung/html/de/800x600.html
http://www.stadtplan.hagen.de/lp_festsetzung/html/de/800x600.html
http://www.mstatistik-muenchen.de/indikatorenatlas/atlas.html?indicator=i49&date=2011
http://www.mstatistik-muenchen.de/indikatorenatlas/atlas.html?indicator=i49&date=2011
http://www.mstatistik-muenchen.de/indikatorenatlas/atlas.html?indicator=i49&date=2011
http://www.mstatistik-muenchen.de/indikatorenatlas/atlas.html?indicator=i49&date=2011
http://wiki.stadt.freiburg.de/webkatalog/index.php?SESSION=ebeneA
http://wiki.stadt.freiburg.de/webkatalog/index.php?SESSION=ebeneA
http://www.stuttgart.de/wahlen/strukturdatenatlas_tablet/atlas.html
http://www.stuttgart.de/wahlen/strukturdatenatlas_tablet/atlas.html
http://geoportal.teltow-flaeming.de/
http://www.bernkastel-wittlich.de/916.html
http://www.soest.de/media/1_Bevoelkerungsentwickung_1998_2008.pdf
http://www.soest.de/media/1_Bevoelkerungsentwickung_1998_2008.pdf
http://www.geonline-gis.de/weinstadt/index.htm
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/TouristischeRouten.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/TouristischeRouten.aspx
http://www.landkreis-cham.de/IkGIS/GeographBuergerservices/TouristischeRouten.aspx
http://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtplan&set=0_0_0_0&act=0
http://stadtplan.bonn.de/cms/cms.pl?Amt=Stadtplan&set=0_0_0_0&act=0
http://www.standort-muenchen.info/index.html
http://stadtplan.dresden.de/
http://stadtplan.dresden.de/
http://www.solarportal-ffb.de/ffb/energie.nsf/id/pa_sp_home.html
http://www.solarportal-ffb.de/ffb/energie.nsf/id/pa_sp_home.html
http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_sun.html
http://geoportal.braunschweig.de/ASWeb33/index_sun.html
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Handlungsfeld Kommunen (Good Practice) Bemerkungen 

Online-Shop 

 
Stadt Dresden (SN) 
http://www.dresden.de/de/02/06/02/095_cardo.php 
 
Stadt Stuttgart (BW) 
http://service.stuttgart.de/lhs-services/stama/ 
 
 

 

Anbindung Geoinforma-
tionen an D115  

 
 
Kreis Lippe (NW)  
http://geo.kreislippe.de/ 
 
 
 

 

Anliegen- und Be-
schwerdemanagement 

 
Hansestadt Rostock (MV) 
http://www.klarschiff-
hro.de/frames/index.php?PHPSESSID=ca1vcj996q
nqscndin-
fjfp4fu7&gui_id=Klarschiff.HRO&mb_user_myGui=
Klarschiff.HRO&password=public 
 

 

Tabelle 3: Good Practice Beispiele 

Die Good Practice Beispiele reichen insgesamt von innovativen Lösungen im Bereich der Geoportale über 

erfolgreiche interkommunale Zusammenarbeit bis zur zielgerichteten Bereitstellung von Geoinformationen für 

Wirtschaft, Bürger und Politik. Sie belegen, dass die aktuellen Entwicklungen bei aktiver Herangehensweise 

vor allem auch Chancen bieten, kommunale Zukunft und politische Prozesse mitzugestalten sowie die Bürger 

über die neuen Medien zu informieren. 

 

6.2 Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikationsziele und Maßnahmen 

Die Öffentlichkeits- und Kommunikationsarbeit im Rahmen der GDI-DE wird derzeit auf den verschiedenen 

administrativen Ebenen (Bund, Länder, Kommunen) vorgenommen.  

Zur Steigerung des Bekanntheitsgrades von Geoinformationen haben die Landesverwaltungen in Zusammen-

arbeit mit den Kommunalen Spitzenverbänden gemeinsame Aktivitäten in Form von zahlreichen Fortbildungs-

veranstaltungen initiiert. Erkannt worden sind insbesondere aus Sicht des Bundes die Notwendigkeit einer stär-

keren Verzahnung der Aktivitäten auf den verschiedenen administrativen Ebenen sowie die Notwendigkeit der 

stärkeren Einbindung der Kommunen. Jüngstes Beispiel hierfür ist die 1. Nationale INSPIRE-Konferenz, um 

den direkten Austausch aller Beteiligten auf nationaler sowie regionaler und kommunaler Ebene zu verstärken.  

Stärken/ Schwächen Lerneffekte Ableitung von Maßnahmen für 

2013-2015 

Das mediale Interesse und das 

der politischen Akteure an Geoin-

formationen und Geodatendiens-

ten war bisher eher gering 

 

 

Synergien, Bedarfsorientierung und Mehr-

werte sollten stärker aufbereitet und kom-

muniziert werden 

Einbindung der Geoinformationen und 

Dienste in die allgemeinen eGovernment-

Strategien erforderlich 

 

 

 

 

Nutzung eines breiten Kommunikati-

onsmixes (Pressearbeit, Veranstaltun-

gen, Marketing) zur spezifischen und 

orientierten Ansprache der heterogenen 

Zielgruppen  

Aufbereitung der Aspekte Synergien, 

Bedarfsorientierung und Mehrwerte in 

den verschiedenen Behörden 

Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit unter 

stärkerer Betonung kommunaler Aspek-

te und Mehrwerte  

Aufbau von Monitoringsystemen zur 

Ermittlung und Analyse belastbarer 

Nutzerzahlen  

http://www.dresden.de/de/02/06/02/095_cardo.php
http://service.stuttgart.de/lhs-services/stama/
http://geo.kreislippe.de/
http://www.klarschiff-hro.de/frames/index.php?PHPSESSID=ca1vcj996qnqscndinfjfp4fu7&gui_id=Klarschiff.HRO&mb_user_myGui=Klarschiff.HRO&password=public
http://www.klarschiff-hro.de/frames/index.php?PHPSESSID=ca1vcj996qnqscndinfjfp4fu7&gui_id=Klarschiff.HRO&mb_user_myGui=Klarschiff.HRO&password=public
http://www.klarschiff-hro.de/frames/index.php?PHPSESSID=ca1vcj996qnqscndinfjfp4fu7&gui_id=Klarschiff.HRO&mb_user_myGui=Klarschiff.HRO&password=public
http://www.klarschiff-hro.de/frames/index.php?PHPSESSID=ca1vcj996qnqscndinfjfp4fu7&gui_id=Klarschiff.HRO&mb_user_myGui=Klarschiff.HRO&password=public
http://www.klarschiff-hro.de/frames/index.php?PHPSESSID=ca1vcj996qnqscndinfjfp4fu7&gui_id=Klarschiff.HRO&mb_user_myGui=Klarschiff.HRO&password=public
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Stärken/ Schwächen Lerneffekte Ableitung von Maßnahmen für 

2013-2015 

Gebündelte Planung und Koordi-
nation der Kommunikation erfor-
derlich  

Die bundesweite Abstimmung ist tlw. zu 
aufwändig; sinnvoll sind landesbezogene 
Kommunikationsmaßnahmen unter stärke-
rer Einbindung der kommunalen Ebene 

Länderbezogene Maßnahmeplanung 
zur zielgerichteten Kommunikation und 
Umsetzung erforderlich 

 

 

Heterogenität des GDI-Verbunds 
(regionale und verwaltungsspezi-
fische Besonderheiten) erschwert 
eine einheitliche Kommunikation 

Die Umsetzung dezentraler Kommunikati-
onsmaßnahmen ist freiwillig und im Regel-
fall durch fehlende/zu geringe verfügbare 
finanzielle Mittel determiniert 

 

Gezielte und verbindliche Absprachen 
innerhalb der landesbezogenen GDI 

Aufbau von Arbeitsgruppen bzw. Aufbau 
von Strukturen in den jeweiligen Bun-
desländern 

Verzahnung der Aktivitäten über die Bun-
desländergrenzen hinweg 

Schaffung der Transparenz über das kom-
munale GIS-Umfeld 

Durchführung von kommunalen GDI- 
Regionalkonferenzen über Bundeslän-
dergrenzen hinweg zum landesübergrei-
fenden Erfahrungsaustausch  

Kommunen tlw. unzureichend in 
die Länder-GDI eingebunden    

Maßnahmen zur stärkeren Verzahnung 
notwendig 

Aufbau von Organisationsstrukturen auf 
Länderebene und stärkere Einbezie-
hung der Kommunen 

Erarbeitung von gemeinsamen Leitfä-
den zur kommunalen Betroffenheit, zur 
NGDB sowie zu Synergien  

Tabelle 4: Kommunikation der GDI 

Die Maßnahmen zielen darauf ab,  

 nachhaltig bundesweit den Bekanntheitsgrad von INSPIRE/GDI insbesondere im kommunalen Sek-

tor zu steigern,  

 das Image des GDI-Services in der Öffentlichkeit positiv zu besetzen,  

 die Vorteile einer vernetzten eGovernment/GeoGovernment-Strategie aufzuzeigen, 

 in den Bereichen, in denen GDI aktiv betrieben wird, die Synergien aufzuzeigen und zu kommunizie-

ren, 

 den Widerspruch zwischen der INSPIRE-Verpflichtung und der meist gegebenen Freiwilligkeit des 

Geodatenmanagements in Kommunen zu lösen (EU-Recht vs. Landesrecht). 

Die Kommunikation zu GDI-DE zielte in den letzten 2 Jahren insbesondere auf die Erhöhung des Bekannt-

heitsgrades der Themenkomplexe INSPIRE/GDI ab, was durch gezielte länderbezogene Maßnahmen in Ko-

operation mit den Kommunalen Spitzenverbänden deutlich gesteigert werden konnte. 

Zukünftig sollte verstärkt Öffentlichkeitsarbeit über die Beteiligung an Fachmessen und Veranstaltungen zum 

allgemeinen eGovernment (CeBIT, Messe Moderner Staat, KomCom  DiKom) betrieben werden. Experten, 

Fachjournalisten und politische Entscheider lassen sich dadurch gleichermaßen erreichen. Die Kommunikati-

onsarbeit für die Jahre 2013-2015 umfasst folgende Zielsetzungen:  

 insbesondere die kommunale Ebene für die allgemeine Mitarbeit im GDI-Verbund zu gewinnen,  

 die Aspekte Mehrwerte, Synergien und Bedarfsorientierung stärker herauszustellen, um die Initiativen 

auf lokaler und regionaler Ebene zu  intensivieren, 

 den turnusmäßigen direkten Austausch aller Akteure auf nationaler Ebene zu forcieren und auch die 

kommunale Ebene in diesen Kommunikationsprozess stärker einzubinden, 

 Sensibilisierung des Staates, den Kommunen aktiv helfend entgegen zu kommen und zugleich eigene 

Forderungen zu platzieren (fordern und fördern). 

Aufgrund der komplexen Aufgaben und vielfältigen Zielgruppen ist eine entsprechende Kommunikationsstrate-

gie für die stärkere Einbindung der Kommunen zu erarbeiten. 
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Maßnahmen Zielgruppe 

Öffentlichkeit 

Zielgruppe 

politische  

Entscheider 

Zielgruppe 

Mitarbeiter 

Zielgruppe 

Wirtschafts-

vertreter 

Infoveranstaltungen,  
Fachmessen 

x x  x 

Newsletter x  x  

Presse- und Medien-
arbeit (z.B. Behörden-
spiegel, eGov-
Computing) 

x x   

Give-aways x    

Werbung x    

Internetseite x x x x 

Workshops  x   

Weiterbildung   x  

Hintergrundgespräche  x   

Tabelle 5: Kommunikationsmaßnahmen zur Forcierung der kommunalen GDI 

6.3 Aufbereitung der Wirtschaftlichkeitsaspekte 

In den Kommunalverwaltungen wird eine Vielzahl von Geodatenbeständen erhoben, geführt und genutzt, die 

zur Erledigung gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben, zur Unterstützung modernen Verwaltungshandelns so-

wie zur wirtschaftlichen Entwicklung und der Forschung benötigt werden. Beispielhaft seien Geodaten aus den 

Themenkomplexen Statistik, Wahlen, Steuern, Ordnung und Sicherheit, Hochwasserschutz, Schulwesen, Kul-

tur, Denkmalschutz, Soziales, Sportstätten, Gesundheitswesen, Umwelt, Energie, Regional- und Bauleitpla-

nung, kommunale Vermessung, Bauordnung, Hochbau, Tiefbau, Grünflächen, Wirtschaftsförderung, Tourismus 

und Landwirtschaft genannt. Im Zuge der Einführung von Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI stellen 

sich Fragen der Wirtschaftlichkeit in Form von Mehrwerten, Synergien und Bedarfsorientierung.  

Sie sind demzufolge für den Aufbau der kommunalen Geodateninfrastruktur sowie der NGDB von erheblicher 

Bedeutung. Insgesamt ergeben sich aus Nutzersicht folgende Mehrwerte:
102

 

 technische Umsetzung des Dienstleistungsgedankens durch zeitnahe und wirtschaftliche Aus-

kunftserteilung über unterschiedliche Zugangs- und Abgabewege, 

 Unterstützung des EU-Dienstleistungsgedankens durch die technische Einbindung von Geodaten in 

die verschiedenen Verwaltungsabläufe (Transparenz, Schnelligkeit der Verfahrensabwicklung, digita-

le Zugangsknoten), 

 bürger- und dienstleistungsorientierte Darstellung von kommunalorientierten Handlungsfeldern wie 

Wirtschaftsförderung, Gewerbeinformationen, Infrastrukturplanung, Raum- und Bauleitplanung, 

Energiekonzepte, ÖPNV. 

                                                      

102
 Siehe auch: Die Nationale Geodatenbasis der Geodateninfrastruktur Deutschland – Konzept zur Identifikation von Geodaten der GDB 

      sowie deren Qualitätsanforderungen (NGDB GDI-DE), Version 1.0, Stand: 04.11.2009, www.gdi-de, 16.01.2011. 
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Im Hinblick auf die Vorbereitung von kommunalen Entscheidungsprozessen und die prozessgesteuerten Ver-

waltungsabläufe ergeben sich folgende Mehrwerte: 

 Permanente Verfügbarkeit aktueller Führungs- und Entscheidungsinformationen vor allem übergrei-

fend für Kommunen, die für die jeweilige Fachaufgabe prozessgestützt in einer kommunalen Geoda-

teninfrastruktur aufbereitet werden können. 

 Durch die Kombination von Geobasisdaten mit sozialräumlichen Indikatoren (Demografie, Jugend, 

Soziales) sowie mit Bauleitplan-, Einwohnermeldedaten, statistischen und weiteren Angaben können 

wertvolle Entscheidungsgrundlagen erarbeitet werden, die als maßgebliches Unterstützungsinstru-

ment für Verantwortungsträger dienen. Auf diese Weise lassen sich Entscheidungsprozesse hoher 

finanzieller Tragweite wie Schulbedarfsplanungen, Senioreneinrichtungen und Infrastrukturmaßnah-

men effizient und transparent vorbereiten.  

 Durch die vernetzte Bereitstellung von Geoinformationen kann interkommunale Zusammenarbeit ge-

fördert und ausgebaut werden; neben der Optimierung des Verwaltungshandelns durch den Aufbau 

homogener Datenstrukturen lassen sich auch eine Vielzahl geodatenbasierter, prozessorientierter 

Verwaltungsabläufe und Aufgabenerledigungen optimieren. 

 Auch die Öffentlichkeitsbeteiligung über Beteiligungsplattformen unter maßgeblicher Beteiligung von 

Geoinformationen birgt erhebliches eGovernment- und Synergiepotenzial (Bauleitplanung, Großpro-

jekte etc.).  

Angesichts dessen wird Folgendes empfohlen: 

1. Aufbau von Monitoringsystemen zur Ermittlung/Analyse der Zugriffszahlen (Synergien). 

2. Einbindung weiterer Geofachdaten in Geoportale und Verwaltungsprozesse.  

  

6.4 Ausbau der Flächendeckung im Bereich der ebenübergreifenden GDI 

Die Ergebnisse der kommunalen GDI-Umfrage belegen, dass der Aufbau der Geodateninfrastruktur im kom-

munalen Sektor große Fortschritte gemacht hat. Eine Vielzahl von Kommunen nimmt allerdings die Aufgabe 

Geodatenmanagement bisher noch nicht wahr. Die Umsetzung erfordert erhebliche finanzielle und personelle 

Ressourcen.  

Bereits heute besteht eine Vielzahl interkommunaler Kooperationen auf Ebene der Kreise, kreisfreien Städte 

und Gemeinden. Sie stellen eine typische Ausprägung funktionierenden Geodatenmanagements dar und bie-

ten die Chance ressourcensparender Aktivitäten im Bereich der kommunalen GDI. 

Dort, wo sich beispielsweise Kreise und Gemeinden zum gemeinsamen Betrieb einer integrierten Geoinforma-

tionsplattform entschlossen und eine Vertragsform als Fundament gewählt haben, sind die Kooperationen oft-

mals ein Erfolgsmodell. Zudem sind interkommunale Kooperationen auch auf der Ebene kreisangehöriger Ge-

meinden (auch verschiedener Kreise) und die Kooperation von Partnern verschiedener Verwaltungsebenen 

über Verwaltungsgrenzen hinweg möglich. Das liegt nicht zuletzt an dem fach- und  ebenenübergreifenden 

Ansatz, der Geoinformationssystemen, Geodateninfrastrukturen und Geodaten innewohnt. Beispiele dafür fin-

den sich in nahezu allen Bundesländern. Tabelle 6 veranschaulicht mögliche Formen interkommunaler Zu-

sammenarbeit sowie deren Herausforderungen.  

Die Synergiepotenziale sind im Übrigen in allen Kommunen durch die ämterübergreifende Bereitstellung von 

Geodaten hoch. Besonders groß ist das Potenzial dort, wo viele verschiedene Aufgaben wahrgenommen wer-

den. Hier kann in den Datenbeständen der Fachabteilungen eine Vielzahl von Geodatenschätzen gehoben 

werden. Derartige Synergien sind typisch für Behörden, die von den klassischen Selbstverwaltungsaufgaben 

geprägt sind, also insbesondere kreisangehörige Gemeinden, aber auch kreisfreie Städte. Ein Kernziel im 

kommunalen Bereich sollte der flächendeckende Aufbau von GDI-Strukturen sowie die Vernetzung von Geoda-

ten und Diensten sein. Interkommunale Kooperationen auf regionaler Ebene oder auf Ebene der Kreise sowie 
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der Gemeinden untereinander bieten dabei eine gute Ausgangsbasis auch für die Kommunen, die beabsichti-

gen, sich in den zukunftsorientierten Prozess “Aufbau der Geodateninfrastruktur Deutschland“ einzubringen.  

          Modell 

Kriterium 

Kreisangehörige 

Kommune 
Kreis und kreis-

angehörige Kom-

munen  

Multizentrischer 

Ansatz einer Verwal-

tungskooperation
103 

Synergiepotenziale  Je nach Intensität des 
Geodateneinsatzes 

gering bis mittel 

Je nach Intensität des 
Geodateneinsatzes 

gering bis mittel 

Je nach Intensität des 
Geodateneinsatzes  

mittel bis hoch 
(„Einer für Alle“) 

Organisatorischer 

Aufwand 

Eher gering 

(Abstimmung mit Kreis und 
weiteren Stellen hinsichtlich 

Auskunft zu Kreisleistun-
gen) 

Mittel / Hoch 

(Abstimmung zwischen 
Kreis und allen Kreis-

kommunen) 

Mittel 

(hoher Erstaufwand; 
Folgeaufwände eher    

gering) 

Professionalisierung/ 

Spezialisierung 
Mittel Mittel Sehr hoch 

Bürgernähe Sehr hoch Sehr hoch Hoch 

Tabelle 6: Mögliche Maßnahmen zum Ausbau der Flächendeckung der kommunalen GDI 

Auf Grundlage der Ergebnisse dieser Studie werden folgende Handlungsempfehlungen vorgeschlagen: 

 

Abbildung 90: Handlungsempfehlungen 

                                                      

103
 mehrere Landkreise und kreisfreie Städte sowie kreisangehörige Kommunen  
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7. Fazit 

Die Ergebnisse der kommunalen GDI-Umfrage belegen, dass der Aufbau der Geodateninfrastruktur aufgrund 

ihrer Bedeutung im kommunalen Sektor trotz mangelnder Unterstützung große Fortschritte gemacht hat. Die 

Bedarfs- und Prozessorientierung von Geoinformationen, deren Mehrwerte und Synergien sowie die Möglich-

keiten interkommunaler Zusammenarbeit sind anhand zahlreicher Beispiele aufgezeigt worden. Hier schlum-

mert in der Fläche noch ein erhebliches Potenzial, welches nur durch aktives Einwirken aller Betroffenen und 

Beteiligten geweckt werden kann. Bund, Länder und Kommunen sind in diesem Zusammenhang gleicherma-

ßen gefordert. 

Allerdings bestehen auch Defizite und Entwicklungshemmnisse. Zugang und Verfügbarkeit von Geoinformatio-

nen können nur durch flächendeckende Koordination, behördenübergreifende Vernetzung und Standardisie-

rung verbessert werden. Die bisherigen GDI-Aktivitäten sind derzeit weitgehend bundes- und landesorientiert, 

obwohl es bereits eine Vielzahl guter Anwendungsbeispiele von Geoinformationen in den Kommunen gibt. 

Exakt hier muss ohne Konnexitätsängste, Kompetenzgerangel und andere Vorurteile angesetzt werden. 

Angesichts dessen werden erforderliche Schlussfolgerungen für die Weiterentwicklung des kommunalen Geo-

datenmanagements gezogen. In der Studie wird zudem eine Vielzahl von Good Practice Anwendungen darge-

stellt, die Entscheidungsträgern sowie kommunalen Praktikern die Möglichkeit eröffnen, ihre kommunalen Akti-

vitäten im Vergleich zu anderen Verwaltungen beurteilen sowie Anregungen umsetzen zu können.  

Die komplexen Aufgaben zum Aufbau der GDI können nicht nur durch die Anstrengungen einzelner Verwaltun-

gen erreicht werden. Die meisten technischen Herausforderungen lassen sich nur im regionalen GDI-Verbund 

lösen. Die Regionalinitiativen haben sich mittlerweile als geeignete Kommunikationsplattformen bewährt. Erfah-

rungen und Strategien werden ebenso ausgetauscht wie neue Ideen und Vorschläge zu weiteren Projekten. 

Die Flächendeckung ist momentan noch nicht erreicht, sodass die GDI-Regionalinitiativen entsprechend aus-

gebaut werden sollten. Wünschenswert wären weitere Projekte zur flächendeckenden, regional einheitlichen 

Bereitstellung von Geoinformationen für Bürgerinnen und Bürger sowie für Politik und Wirtschaft.  

Geoinformationen tragen maßgeblich zur Transparenz in fast allen Lebensbereichen bei, auch und gerade in 

den derzeit im Vordergrund stehenden Bereichen demografischer Wandel und Energiewende. Zudem hat ihre 

Bedeutung in integrativen Planungsprozessen erheblich zugenommen. Weitere Einsatzmöglichkeiten von 

Geoinformationen sind denkbar beispielsweise in den Bereichen Bürgerservice, Ordnung, Bildung, Kultur, Ge-

sundheit, Verbraucherschutz, Soziales, Jugend, Schule, Umwelt und Planung sowie Wirtschaft, Energie und 

Verkehr. Angesichts der aktuellen Open-Government- und Open Data-Initiativen sollte daher eine landesweit 

einheitliche Bereitstellung von Geoinformationen für Bürgerinnen und Bürger sowie für Politik und Wirtschaft 

angestrebt werden. 

Modernes Verwaltungshandeln wird mehr und mehr bestimmt durch Transparenz, Partizipation, Kollaboration, 

Innovation, freie Daten und offene Schnittstellen. Erwartet werden eine stärkere Bürgerbeteiligung sowie eine 

möglichst umfassende Informationsbereitstellung, die mittlerweile auch Kriterien der Leistungsfähigkeit öffentli-

cher Verwaltungen darstellen. Im Sinne eines föderalen Informationsmanagements soll u.a. die Geodateninfra-

struktur Deutschland (GDI-DE) „zu einer prozess- und nutzerorientierten sowie qualitätsgesicherten Infrastruk-

tur als integrierten Bestandteil des ebenenübergreifenden eGovernments“ ausgebaut werden. Angesichts des-

sen ist auch eine stärkere Vernetzung von Geoinformationen/Geodatenmanagement/GDI mit den allgemeinen 

eGovernment-Projekten wie D115, Nationales Prozessregister etc. nutzbringend. Eine Verknüpfung der vorge-

nannten Projekte mit Geoinformationen ergäbe zusätzlich sichtbare Mehrwerte in Form von karten- und bild-

mäßiger, zielgruppenspezifischer Aufbereitung der Informationen zum einen, zum anderen aber auch für die 

Prozessunterstützung im Hintergrund (z.B. ortsbezogene Dienste, Adresscodierung, Analyse- und Aufberei-

tungsfunktionen, Geooperationen, Verschneidungen etc.) sowie bei der anzustrebenden Integration in beste-

hende Fachverfahren der Verwaltung.  
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9. Abkürzungsverzeichnis/Glossar 

AAA
®
 AFIS

®
/ ALKIS

®
/ ATKIS

®
 oder 3A-Projekt: Projekt der amtlichen Vermessungsverwaltung 

mit den Komponenten Amtliches Festpunkt-Informationssystem (AFIS
®
), Amtliches Lie-

genschaftskataster-Informationssystem (ALKIS
®
) und Amtliches Topographisch-

Kartographisches Informationssystem (ATKIS
®
). 

AdV Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland. 

AFIS
®
 Amtliches Festpunkt Informationssystem (Lage-, Höhen- Schwerefestpunkte, Referenz-

stationspunkte etc.). 

ALB   Automatisiertes Liegenschaftsbuch. 

ALK Automatisierte Liegenschaftskarte. 

ALKIS
®
 Amtliches Liegenschaftskataster Informationssystem, (Angaben zu Flurstücken, Gebäu-

den, Eigentum und zur amtlichen Bodenschätzung). 

API (Application Programming Interface), Schnittstelle für Anwendungsprogramme, die von 
Programmentwicklern als vorprogrammierte Routinen benutzt werden. 

ASCII American Standard for Coded Information Interchange. 

ATKIS
®
 Amtliches Topographisch-Kartographisches Informationssystem mit topographischen 

Daten zu Straßen- und Schienennetz, Gewässer, Nutzung, Gebietsgrenzen, Relief ins-
besondere des Basis DLM. 

BadegVO Badegewässerverordnung: Verordnung des Sozialministeriums und des Umweltministe-
riums über die Qualität und die Bewirtschaftung der Badegewässer zur Umsetzung einer 
entsprechenden EU-Richtlinie über die Qualität der Badegewässer und deren Bewirt-
schaftung zum Schutz der Umwelt und der Gesundheit des Menschen. 

BAST   Bundesanstalt für Straßenwesen; technisch-wissenschaftliches Institut des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS). 

BauGB   Baugesetzbuch; Gesetzes- und Verfahrenssammlung  zur  Regelung des Bauplanungs-
rechts oder auch des Städtebaurechts; als Teilgebiet des öffentlichen Baurechts regelt 
es u.a. die Festlegung der rechtlichen Qualität des Bodens und seine Nutzbarkeit sowie 
die flächenbezogenen Anforderungen an geplante Bauvorhaben mit dem Ziel der Si-
cherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. 

BauNVO Baunutzungsverordnung. 

BBK Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe. 

BBodSchG   Bundesbodenschutzgesetz; Gesetz, dessen Hauptzweck der Schutz des Bodens vor 
Bodenbelastungen (einschließlich Altlasten) bei weitgehendem Erhalt der natürlichen 



Einsatz von Geoinformationen in den Kommunen 

90  

 

Bodenfunktionen ist. Damit leistet es auch einen aktiven Beitrag zum Wasserschutz. 

BBodSchV Bundesbodenschutzverordnung. 

BBR Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung. 

BBSR   Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung. 

BDSG   Bundesdatenschutzgesetz. Regelt den Umgang mit personenbezogenen Daten, die in 
IT-Systemen oder manuell verarbeitet werden. 

BfaV   Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten. 

BFG Bundesanstalt für Gewässerkunde; Bundesoberbehörde, die sich mit der Nutzung und 
Bewirtschaftung der Bundeswasserstraßen befasst. 

BfN Bundesanstalt für Naturschutz; wissenschaftliche Behörde des Bundesumweltministeri-
ums, welche das Bundesumweltministerium fachlich und wissenschaftlich in allen Fra-
gen des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie bei der internationalen Zu-
sammenarbeit unterstützt. 

BfS   Bundesamt für Strahlenschutz; Bundesoberbehörde, die sich mit der Sicherheit und 
dem Schutz des Menschen und der Umwelt vor Schäden durch ionisierende und nicht-
ionisierende Strahlung befasst. 

BGR   Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe; Bundesoberbehörde, nationaler 
geologischer Dienst und geowissenschaftliches Kompetenzzentrum, welches die Bun-
desregierung und die deutsche Wirtschaft in allen geowissenschaftlichen und rohstoff-
wirtschaftlichen Fragen im Rahmen ökonomisch und ökologisch vertretbarer Regelun-
gen zur Nutzung und Sicherung natürlicher Ressourcen berät. 

BIS/ISIS   Baustellenkoordinierungs- und Informationssystem/Integriertes Straßeninformationssys-
tem. 

BImSchG Bundesimmissionsschutzgesetz; Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-
gänge. 

BImSchV   Bundesimmissionsschutzverordnung. 

BKG Bundesamt für Kartographie und Geodäsie. 

BMI   Bundesministerium des Innern. 

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung. 

BMELV Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. 

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung. 

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. 

BMWi   Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. 

BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz. 

BodSchätzG Bodenschätzungsgesetz. 

BORIS Bodenrichtwert-Informationssystem; Bodenrichtwerte sind Werte, die den durchschnitt-
lichen Lagewert (Preis) des Bodens für die Mehrheit von Grundstücken, für die im We-
sentlichen die gleichen Nutzungs- und Wertverhältnisse gelten, beziffern. 

BOS Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben. 

BPlan Bebauungsplan. Verbindlicher Bauleitplan, entwickelt aus dem Flächennutzungsplan 
enthält er verbindliche Festsetzungen und Regelungen zur Art und Weise der Bebau-
ung von Grundstücken. Unterschieden wird in einfache, qualifizierte und vorhabenbe-
zogene Bebauungspläne. 

BSI   Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik. 

BVDW Bundesverband Digitale Wirtschaft e.V. 

CAD   Computer Aided Design: Softwareanwendungen für rechnergestütztes Konstruieren, 
Anfertigen technischer Zeichnungen, Pläne und Karten. 
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CAFM Computer Aided Facility Management, Softwareanwendungen für das Liegenschafts- 
und Gebäudemanagement. 

CityGML   XML-basiertes Anwendungsschema zur Darstellung, Speicherung, Analyse und zum 
Austausch virtueller 3D-Stadtmodelle. 

CMS Content Management System  Systeme für die Verwaltung und Administration von 
(Web)Inhalten mit medienneutraler Datenhaltung und -bereitstellung für unterschiedli-
che  Präsentationsplattformen. 

CORINE Coordinated Information on the Environment.  EU-Projekt zur europaweiten  Bereit-
stellung von einheitlichen und vergleichbaren Daten der Landnutzungs- und Landbede-
ckungsinformationen. 

CSW Catalog Service Web: standardisierter Dienst des OGC; dient der Recherche nach 
Geodaten, Geodatendiensten und Anwendungen auf der Grundlage von Metadaten, die 
wiederum z.B. auf Basis der ISO-Normen 19115, 19119, 19139 erfasst werden. 

D115 Einheitliche Behördennummer; unter der Rufnummer 115 werden telefonische Bür-
gerservices von Kommunen, Landes- und Bundesbehörden miteinander vernetzt. 

Datenhosting   Datenhaltung und Bereitstellung durch einen externen Dienstleister. 

DataWarehouse   Integrative Datenhaltung für Daten unterschiedlichster Herkunft in einem einheitlichen 
Format, das durch die Verwendung von ETL-Prozessen ermöglicht wird. 

DB Datenbank. 

DBMS Datenbankmanagementsystem. 

DDGI Deutscher Dachverband für Geoinformation e.V. 

DESTATIS Statistisches Bundesamt, Wiesbaden. 

DGfG Deutsche Gesellschaft für Geographie e.V. 

DGfK Deutsche Gesellschaft für Kartographie. 

DGfG Deutsche Gesellschaft für Geographie e.V. 

DGPF Deutsche Gesellschaft für Photogrammetrie und Fernerkundung. 

DGK Deutsche Grundkarte: Topgraphische Karte im Maßstab 1:5.000. 

DGK   Deutsche Geodätische Kommission (Bayrische Akademie der Wissenschaften). 

DGM Digitales Geländemodell zu dessen Berechnung die last-pulse Punkte einer Laserscan-
Befliegung verwendet werden. 

DHM Digitales Höhenmodell. 

DOM Digitales Oberflächenmodell, zu dessen Berechnung alle Punkte des first-pulse Daten-
satzes einer Laserscan-Befliegung verwendet werden. 

DIN Deutsches Institut für Normung e. V. 

DLM Digitales Landschaftsmodell. 

DMS Dokumentenmanagementsystem. 

DMZ Demilitarisierte Zone; zwischen zwei Netzwerken geschalteter geschützter Rechnerver-
bund, der durch Paketfilter gegen dahinterstehende Netze abgeschirmt wird. 

DOB Digitales Orthobild. 

DOP Digitales Orthophoto. 

DTK Digitale Topographische Karten (z.B. DTK25,50,100,200, 250, 500, 1000) sind georefe-
renzierte Rasterdaten der Topographischen Kartenwerke TK25, 50, 100, TÜK200, 
TK500 und der TK1000). 

DWA Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. 

DV Datenverarbeitung. 

DVAG Deutscher Verband für Angewandte Geographie e.V. 
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DVV-BW   Datenverarbeitungsverbund Baden-Württemberg. 

DVW Deutscher Verein für Vermessungswesen - Gesellschaft für Geodäsie, Geoinformation 
und Landmanagement. 

DVWG Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. 

EDBS Einheitliche Datenbankschnittstelle: bis zur vollständigen Umstellung auf ALKIS
®
 das in 

den meisten Bundesländern eingesetzte standardisierte Datenformat zum Austausch 
der Daten der Automatisierten Liegenschaftskarte (ALK) und des Amtlichen Topogra-
phisch-Kartographischen Informationssystems (ATKIS

®
). 

EDV Elektronische Datenverarbeitung. 

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz: Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien. 

e-Government Optimieren von Organisationsstrukturen und Verwaltungsprozessen für die Kommuni-
kation mit anderen Verwaltungen, Unternehmen und Bürgern mittels Webtechnologie.  

EKVO Eigenkontrollverordnung; Eigenkontrolle von Abwasseranlagen und der von Einleitun-
gen aus Abwasseranlagen beeinflussten Gewässer. 

EPSG-Code   Eindeutige 4- bis 5-stellige Schlüsselnummern für Koordinatenreferenzsysteme, gene-
riert von der „European Petroleum Survey Group Geodesy“. 

ETL-Prozess Prozess, bei dem Daten aus mehreren ggf. unterschiedlich strukturierten Datenquellen 
in einer Zieldatenbank vereinigt werden z.B. in so genannten “DataWarehouses“. 

ETRS89 Europäisches Terrestrisches Referenzsystem von 1989; dreidimensionales geodäti-
sches geozentrisches Bezugssystem für Europa, basierend auf dem Internationalen 
Terrestrischen Referenzsystem ITRS zum Zeitpunkt 01.01.1989. Da die eurasische 
Kontinentalplatte in sich als plattentektonisch weitgehend stabil betrachtet wird, steht 
Europa mit  ETRS89 ein einheitliches und zeitunabhängiges Bezugssystem zur Verfü-
gung. 

EUROGI   European Umbrella Organisation for Geographic Information. 

EU-INSPIRE Infrastructure for Spatial Information in Europe, „Umwelt“-Richtlinie zum Aufbau einer 
Geodateninfrastruktur in der EU. 

EU-WRRL Wasserrahmenrichtlinie der Europäischen Union. 

EVB-IT   Vergabeordnung für den öffentlichen Dienst im Bereich der EDV. 

EWO Einwohnermeldedaten. 

FGSV Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen. 

FFH-Gebiete   Gebiete, die der Fauna-Flora-Habitat- und der Vogelschutzrichtlinie (Richtlinie 
92/43/EWG) unterliegen. 

FLI Friedrich-Löffler Institut, Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit. 

FNP Flächennutzungsplan Planungsinstrument innerhalb der vorbereitenden Bauleitpla-
nung. 

FTP   Spezifiziertes Netzwerkprotokoll zur Dateiübertragung über TCP/IP-Netzwerke, um 
Dateien vom Server zum Client (Download), vom Client zum Server (Upload) oder cli-
entgesteuert zwischen zwei Servern zu übertragen. Zusätzlich kann via FTP ein Ver-
zeichnis angelegt, ausgelesen, und wie Dateien auch umbenannt oder gelöscht wer-
den. 

GDI Geodateninfrastruktur  eine aus technischen, organisatorischen und rechtlichen Re-
gelungen bestehende Bündelung von Geoinformationsressourcen, in der Anbieter von 
Geodatendiensten mit Nachfragern solcher Dienste kooperieren; besteht aus einem 
raumbezogenen Rahmenwerk, welches Geobasisdaten mit Geofachdaten kombiniert, 
die von allgemeinem Interesse sind. Der Anwender nutzt diese Dateninfrastruktur und 
fügt seine speziellen Anwenderdaten hinzu. Er integriert und synchronisiert somit seine 
Datenbestände mit der Dateninfrastruktur; die Geodateninfrastruktur besteht aus Geo-
daten und deren Metadaten, einem Geoinformationsnetzwerk, aus Diensten und Stan-
dards. 

http://de.wikipedia.org/wiki/Datenbank


Einsatz von Geoinformationen in den Kommunen 

93  

 

GDI-DE   Geodaten-Infrastruktur Deutschland. 

GDM  Geodatenmanagement  Nutzbarmachung von Daten mit Raumbezug für vielfältige 
strategische und operative Fragestellungen in Politik und der gesamten Verwaltung 
sowie kontinuierliche Verbesserung der Informationssysteme mittels Prüfung und Pro-
zesslenkung; es besteht im Wesentlichen aus den Komponenten Datenerfassung und –
pflege, Bereitstellung und der Integration der Geodaten, dem Vertrieb der Geodaten, 
der Prüfung und der Prozesslenkung. 

Geodaten Digitale Daten, denen mittels Georeferenzierung eine bestimmte räumliche Lage auf 
der Erdoberfläche zugewiesen werden kann. 

Geobasisdaten Georeferenzierte Daten des amtlichen Vermessungswesens, welche die Landschaft, 
die Liegenschaften und den einheitlichen geodätischen Raumbezug anwendungsneut-
ral nachweisen und beschreiben; Grundlage für Fachanwendungen mit Raumbezug. 

Geocaching Moderne GPS-basierte Variante der Schnitzeljagd. 

Geocodierung   Die Zuweisung von Koordinaten zu einer postalischen Adresse (Adresskodierung). 

Geofachdaten In Fachdisziplinen erhobene georeferenzierte Daten mit Raumbezug, entweder direkt 
über Koordinaten oder auch indirekt z.B. durch Adressen, Postleitzahlbezirke oder ad-
ministrative Einheiten. Geofachdaten werden z.B. aufgrund von Regelungen in Fachge-
setzen in den Verwaltungen geführt.    

GeoGovernment   IT-gestütztes Verwaltungshandeln, bei dem der Raumbezug in Form von Geoinformati-
onen von elementarer Bedeutung ist. 

GeoInfoDok Dokumentation zur Modellierung der Geoinformationen des amtlichen Vermessungs-
wesens. 

Geomarketing IT-Instrument zur Planung und Steuerung von Standorten, Vertriebsgebieten, Netzinf-
rastrukturen und zur gezielten Erschließung neuer Märkte mit Hilfe von Geoinformati-
onssystemen und Geodaten. 

GeoPortal (Broker bzw. Vermittler verteilter Geodaten/Geodienste/Anwendungen im Intra-/Internet 
bzw. innerhalb einer GDI); Definition:  zentraler Einstiegsknoten im Intra-/Internet, über 
den autorisierte Nutzer zentral und dezentral gehaltene Geodaten und Geodienste re-
gistrieren, Anwendungen aus einer Kombination dieser Geodaten- und Geodienste 
erstellen und registrieren, im Portal registrierte Daten- und Dienste über das Internet 
nutzen und im Portal registrierte Anwendungen aus einer Kombination dieser Geoda-
ten- und Geodienste über das Internet nutzen können (nach TUM 2004, BKG 2005). 

Georeferenzierung Zuordnung eines Lage- bzw. Raumbezugs (als Georeferenz) zu einem Datensatz; Ein-
passung von Daten in ein geodätisches Referenzsystem, Daten in ein Lage-
Bezugssystem bringen  vgl. auch Geocodierung, Geotagging. 

Geostatistik   Analyse, Modellierung  und Simulation räumlicher Phänomene unter Nutzung statisti-
scher Methoden mithilfe von Geoinformationssystemen (z.B. Interpolationsverfahren für 
Übertragung punktueller Daten in Flächeninformationen). 

Geotagging   Auszeichnung eines zu einer bestimmten Lokalität gehörenden Datensatzes (nicht geo-
referenziert) oder z.B. eines digitalen Bildes mit einer Koordinate als Attribut  oder Me-
tainformation. 

GeoZG Geodatenzugangsgesetz des Bundes, Gesetz über den Zugang zu digitalen Geodaten; 
in erster Linie die Umsetzung der INSPIRE-Richtlinie in nationales deutsches Recht. 

Geodatendienste   Dienste, über die Geodaten und zugehörige Metadaten in strukturierter Form bereitge-
stellt werden, z.B. Suchdienste (CSW …), Darstellungsdienste (WMS, …), Download-
dienste (WFS, …) und  (Koordinaten)Transformationsdienste. 

GEP Gebietsentwicklungsplan. Regionalplan, in dem Ziele der Landesentwicklung, die in 
dem Landesentwicklungsplan enthalten sind, konkretisiert werden. 

GFZ Deutsches GeoForschungsZentrum Potsdam. 

GK Gauß-Krüger-Koordinaten; Gauß-Krüger Abbildung ist eine winkeltreue Projektion ellip-
soidischer Koordinaten in die Kartenebene, die seit 1927 in Deutschland hauptsächlich 
eingesetzt wird. Sie verwendet 3 Grad breite Meridianstreifen, die den vertikalen Pro-
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jektionszylinder jeweils im Mittelmeridian berühren. 

GMES Global Monitoring for Environment and Security, europäische Initiative zur globalen 
Umwelt- und Sicherheitsüberwachung / heute: europäisches Erdbeobachtungspro-
gramm "Copernicus"  Schaffung eines nachhaltigen und unabhängigen europäischen 
Beobachtungssystems auf Basis moderner Erdbeobachtungs- und Informationstechno-
logie. 

GML Geography Markup Language. Standardisierte Sprache des Open GIS Consortiums für 
die Kodierung objektstrukturierter Geodaten auf der Basis vom XML. 

GIS Geoinformationssystem – System zur Erfassung, Verarbeitung, Verwaltung, Analyse 
und Präsentation von (Geo)Daten. 

GIW   Geoinformationswirtschaft. 

GIW-Kommission   Kommission für Geoinformationswirtschaft des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie. 

GOP Grünordnungsplan. "Grüne" Variante des Bebauungsplanes, in dem die Belange von 
Natur und Landschaft dargestellt werden. 

HOAI Honorarordnung für Architektur- und Ingenieurleistungen. 

HWRM-RL   Hochwasserrisikomanagementrichtlinie der Europäischen Union. 

HTML Hypertext Markup Language; textbasierte Auszeichnungssprache zur Strukturierung 
von Texten, Bildern und Hyperlinks in Webdokumenten. 

HTTP   Hypertext Transfer Protocol. Standard zur Übermittlung von Daten in Netzwerken nach 
festgelegten Vereinbarungen zu Formaten und Syntax. 

HTTPS Hypertext Transfer Protocol secure. Verschlüsselte Variante des HTTPs. 

IMAGI   Interministerieller Ausschuss für Geoinformationswesen. 

InGeoForum Informations- und Kooperationsforum für Geodaten des ZGDV e.V. 

INSPIRE Infrastructure for Spatial Information in Europe. Europäische Geodateninfrastruktur. 

InVekos Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem. 

IR Implementing Rules  Durchführungsbestimmungen im Kontext von INSPIRE. 

IS   Informationssystem. 

ISO   International Organization for Standardization: Internationale Organisation für Normung. 

ISO 191xx   Normenfamilie zum Aufbau von standardisierten Geoinformationen. 

ISO 19115   Norm für die Beschreibung von Metadaten mit Angaben zur eindeutigen Identifikation, 
zur Ausdehnung, zur Qualität, zum räumlichen und zeitlichen Schema, zum Referenz-
system und zur Nutzbarmachung. 

ISYBAU Integriertes DV-System-Bauwesen  spaltenorientiertes Austauschformat für Daten 
zur Planung, zum Bau und Betrieb abwassertechnischer Anlagen, hervorgegangen aus 
einem Bund-Länder-Gemeinschaftsvorhaben. 

IT Informationstechnologie. 

IuK   Information und Kommunikation. 

KatSG Katastrophenschutzgesetz. 

KoKo GDI-DE   Kommunales Koordinierungsgremium GDI-DE. 

Konnexitätsprinzip Verfassungsrechtliche und finanzwissenschaftliche Regel, nach der Kosten zur Erfül-
lung einer öffentlichen Aufgabe (Finanzierungshoheit) von demjenigen Aufgabenträger 
zu tragen sind, der über Art und Intensität der Aufgabenerfüllung entscheidet (nach  
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/7796/konnexitaetsprinzip-v7.html). 

KOSIS-Verbund   Kommunales Statistisches Informationssystem  Selbsthilfeorganisation, die mit Un-
terstützung des Deutschen Städtetages Kooperationsprojekte organisiert. Träger ist der 
Verband deutscher Städtestatistiker (VDSt). 

KoSIT Koordinierungsstelle für IT-Standards zur Unterstützung des IT-Planungsrates; Betrei-

http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Archiv/7796/konnexitaetsprinzip-v7.html
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ber des XÖV-Rahmenwerks.  

Kst GDI-DE   Koordinierungsstelle Geodateninfrastruktur Deutschland. 

KRITIS   Kritische Infrastrukturen: Organisationen und Einrichtungen von herausragender  Be-
deutung für das staatliche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung 
nachhaltig wirkende Versorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Si-
cherheit oder andere dramatische Folgen eintreten würden (Energieversorgung, Was-
serversorgung, Gesundheitsversorgung etc.). 

LA Lenkungsausschuss. 

LAN Local Area Network: lokales Netz kleiner Ausdehnung, oft beschränkt auf einzelne Un-
ternehmen. 

Lastenheft  Schriftliche Fixierung des vom Auftraggeber beabsichtigten Projektergebnisses mit 
Definition der Zielvorgaben. Bildet zusammen mit dem Pflichtenheft das Rückgrat eines 
Projekts. 

LBS (Location Based Services) (stand)ortsbezogene Dienste  Lieferung von Informationen 
in Abhängigkeit von den Positionsdaten eines Nutzers, die über GPS-Daten mittels 
Empfängern (GPS-Geräte, Mobiltelefone, Tablets, Notebooks etc.) erfasst werden. 

LDSG Landesdatenschutzgesetz. 

LEP Landesentwicklungsplan; Instrument der Landesplanung zur Raumordnung auf Lan-
desebene, welches ein Gesamtkonzept zur räumlichen Ordnung und Entwicklung be-
reitstellt. 

LG GDI -DE   Lenkungsgremium Geodateninfrastruktur Deutschland. 

LGeoZG Landesgeodatenzugangsgesetz. 

LIS Liegenschaftsinformationssystem. 

LKT Landkreistag. 

LNatSchG Landesnaturschutzgesetz. 

LoD1/LoD2 „Level of Detail“ bei 3D-Gebäudedaten. 

LPlan Landschaftsplan  Integration der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege in 
den Flächennutzungsplan. 

LSG Landschaftsschutzgebiet; rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen nach § 26 
Abs.1 BNatSchG ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft aus einer Summe 
definierter Gründe erforderlich ist. 

LÜVIS Lebensmittelüberwachungs- und Veterinärinformationssystem 

Metadaten „Daten über Daten“  beschreibende Daten, die eine Recherche, eine Dokumentation, 
eine Beurteilung und schließlich eine Nutzung entsprechend standardisiert bereitge-
stellter Daten, Dienste und Anwendungen ermöglichen. Standardisierte Metadaten für 
Geodaten und Geoanwendungen werden in den ISO-Normen 19115 und 19119 be-
schrieben. 

MIS Metadateninformationssystem  Auskunftssystem für Informationen zu Qualität, Be-
schaffenheit und Nutzungsbedingungen von (Geo)Daten in bestehenden Datenbanken 
und Informationssystemen. 

NAS Normbasierte Austauschschnittstelle; Datenschnittstelle der AdV zum Austausch von 
AFIS

®
-, ALKIS

®
- und ATKIS

®
-Daten. 

NATURA2000 Zusammenhängendes Netz von Schutzgebieten innerhalb der Europäischen Union 
nach den Maßgaben der Richtlinie 92/43/EWG (Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, kurz 
FFH-Richtlinie). 

NBA Nutzerbezogene Bestandsdatenaktualisierung. 

NGDB Nationale Geodatenbasis. Geodatenbasis der GDI-DE, beschlossen von den E-
Government-Staatssekretären u.a. zur Verwaltungsmodernisierung und zeitgemäßen 
Erledigung gesetzlich vorgeschriebener Aufgaben. 

NKF Neues kommunales Finanzwesen. 
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NSG Naturschutzgebiet; rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer 
Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen aus einer 
Summe definierter Gründe erforderlich ist. 

OGC Open Geospatial Consortium (ehem. Open GIS Consortium);  Zusammenschluss von 
Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen, Wirtschaftsunternehmen und Wissen-
schaft mit dem Ziel der Entwicklung von Standards insbes. für Geodatenformate zur  
Verbesserung der Interoperabilität. 

OD   Open Data. Prinzip oder Kultur freier Zugänglichkeit von Daten aus Wirtschaft, Wissen-
schaft, Verwaltung und von Privatpersonen. 

OGD Open Government Data; Teilmenge von Open Data  freie Zugänglichkeit der von den 
Verwaltungen gesammelten öffentlichen Daten. 

OGP Open Government Partnership. Internationale Initiative zu Open Government  u.a. mit 
der Absicht Aktionspläne für mehr Transparenz, Bürgerbeteiligung und Verwaltungs-
modernisierung zu entwickeln. 

OK Objektartenkatalog; Definitionen zur detaillierten Erfassung und Attributdatenbeschrei-
bung von Objekten einer Geodatenhaltung (z.B. ATKIS

®
 OK). 

OKSTRA Objektkatalog für das Straßen und Verkehrswesen. 

ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr. 

OWS Open Web Services   Sammelbezeichnung für standardisierte Internetdienste (WMS 
etc.). 

Participatory   
Sensing   

Sensornetzwerke unter Einbeziehung des Menschen zur Bereitstellung und Pflege von 
Daten und Informationen mit Raumbezug mittels mobiler Endgeräte und Positionsbe-
stimmung. Personen (z.B. qualifizierte Laien) erfassen in einer Kampagne mithilfe der 
inzwischen omnipräsenten, leistungsstarken, mobilen Endgeräte raum- und/oder zeit-
bezogene Messwerte, Daten und Informationen. 

Pflichtenheft   Schriftliche Fixierung der vom Auftragnehmer erarbeiteten Realisierungsvorgaben für 
ein Projekt; beschreibt die Umsetzung des vom Auftraggeber bereitgestellten Lasten-
heftes. Bildet zusammen mit diesem das Rückgrat eines Projekts. 

PlanZV Planzeichenverordnung: Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die 
Darstellung des Planinhalts. 

PM Projektmanagement. 

POI (Point of Interest) interessanter Ort / Ort von Interesse  im Bereich der Navigation 
und Geoinformation bzw. für einen Kartennutzer durch eine Koordinate verortetes be-
liebiges Objekt von Interesse. Im Kontext mit ortsbezogenen Diensten (LBS) ermögli-
chen sie Umkreissuchen vielfältigster Objekte von Interesse abhängig vom jeweiligen 
Standort. 

Prozess „Ein Satz von in Wechselbeziehungen stehenden Mitteln und Tätigkeiten, die Eingaben 
in Ergebnisse umgestalten.“ (DIN EN ISO 8402-92 1.2). 

QM Qualitätsmanagement: „Alle Tätigkeiten der Gesamtführungsaufgabe, welche die Quali-
tätspolitik, Ziele und Verantwortungen festlegen sowie diese durch Mittel wie Qualitäts-
planung, Qualitätslenkung, Qualitätssicherung und Qualitätsverbesserung im Rahmen 
des Qualitätsmanagementsystems verwirklichen.“ (DIN EN ISO 8402-92 3.2). 

QS-Hb   Qualitätsmanagement-Handbuch: „Ein Dokument, in dem die Qualitätspolitik dargelegt 
und das Qualitätsmanagementsystem einer Organisation beschrieben ist.“ (DIN EN 
ISO 8402-92 3.12). 

QMS Qualitätsmanagementsystem: „Die Organisationsstruktur, Verantwortlichkeiten, Verfah-
ren, Prozesse und erforderlichen Mittel für die Verwirklichung des Qualitätsmanage-
ments.“ (DIN EN ISO 8402-92 3.6). 

QS Qualitätssicherung: „Alle geplanten und systematischen Tätigkeiten, die innerhalb des 
Qualitätsmanagementsystems verwirklicht sind und die wie erforderlich dargelegt wer-
den, um angemessenes Vertrauen zu schaffen, dass eine Einheit die Qualitätsforde-
rungen erfüllen wird.“ (DIN EN ISO 8402-92 3.5). 
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PM Projektmanagement: Planen, Steuern und Kontrollieren von Projekten anhand von defi-
nierten Zielerreichungsgraden und Zeitplänen (Meilensteinen) . 

Portal-U   Umweltportal Deutschland: Gemeinschaftsprojekt der Umweltverwaltungen des Bundes 
und aller 16 Bundesländer; enthält Umweltdaten und -karten aus allen umweltrelevan-
ten Themenbereichen. 

PÜ Projektüberwachung: Wesentliches Ziel ist dabei, jederzeit über den Zustand des Pro-
jektes informiert zu sein, mögliche Abweichungen gegenüber der Planung und deren 
Ursachen frühzeitig zu erkennen und die erwartete weitere Entwicklung richtig einzu-
schätzen sowie Risiken so früh wie möglich zu erkennen, um korrigierend eingreifen zu 
können. 

Rasterdaten Daten zusammengesetzt aus Rastern von Bildpunkten (Pixeln), i.d.R. Bilddaten, wie sie 
aus Scannern, Digitalkameras und Bildverarbeitungssoftware aber auch aus Raster-
GIS entstehen. Einzelne Bildpunkte oder Rasterzellen können auch Informationen tra-
gen und mit Rasteranalysewerkzeugen ausgewertet werden. Simulationen werden häu-
fig auf der Basis von Rasterdaten durchgeführt. 

RDBMS Relationales Datenbankmanagementsystem. 

RK10 Rasterkarte der Vermessungsverwaltung im Maßstab 1:10000 

RKI Robert-Koch-Institut. 

ROG Raumordnungsgesetz; umfasst die Aufgabe den Gesamtraum der Bundesrepublik 
Deutschland und die Teilräume durch zusammenfassende, überörtliche und fachüber-
greifende Raumordnungspläne, raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstim-
mung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen unter Beachtung raumordneri-
scher Grundsätze zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 

ROK  Raumordnungskataster. 

RPlan Regionalplan; Planungsinstrument zur integrierten Betrachtung einer nachhaltigen 
Siedlungs-, Infrastruktur- und Freiraumentwicklung sowie die Abwägung zwischen die-
sen Belangen; nimmt vermittelnde Stellung zwischen gesamtstaatlicher Planung (Lan-
desentwicklung) und kommunaler Gemeindeentwicklung ein und enthält Festlegungen 
zu überfachlichen und fachlichen Belangen, u.a. Ziele und Grundsätze zur Siedlungs- 
und Freiraumentwicklung und gebietsscharfe Vorrang- und Vorbehaltsgebiete, z.B. zur 
Sicherung und Gewinnung von Bodenschätzen oder Energiegewinnung. 

RT-GIS e.V.   Runder Tisch GIS der TU München. 

SchALVO Schutzgebiet- und Ausgleichsverordnung. 

SEIS Shared Environmental Information System; Konzept für ein gemeinsames europäisches 
Umweltinformationsnetzwerk und beinhalt auch die Regelungen von INSPIRE und 
GMES. 

Semantik Begriff aus der Linguistik; Lehre von der Wort- oder Zeichenbedeutung. 

Semantische 
Transformation   

Harmonisierung von Daten nach ihrem Bedeutungsgehalt und nicht allein nach ihrer 
Struktur bzw. Syntax auf der Basis klar definierter Regeln und standardisierter Schnitt-
stellen mit dem Ziel der Interoperabilität und Redundanzfreiheit von Daten. 

SOA Service-oriented Architecture: service- oder diensteorientierte Architektur. 

SIG Special Interest Groups oder spezielle Interessengruppen z.B. SIG 3D. Loser Verbund 
an einer Thematik interessierter Menschen, in der im Prinzip jeder Interessierte mitar-
beiten kann. 

SKDV-BW   Staatlich kommunaler Datenverbund Baden-Württemberg. 

SQL (Structured Query Language), strukturierte  Abfragesprache, (weitgehend interoperab-
le) standardisierte Datenbanksprache für standardisierte Datenbankabfragen,                   
-manipulationen und –routinen. 

Syntax  Begriff aus der Linguistik, Teil der Grammatik, die den Satzbau, d.h. das Verhältnis der 
Satzteile zueinander bezeichnet, übertragen auf die EDV bzw. Computersprachen ist 
es eine Definition aller zulässigen Wörter / Programme, die in diesen formuliert und in 
definierten Abfolgen angeordnet werden können. 
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THW Technisches Hilfswerk. 

TK  Topographische Karte. 

TSN Tierseuchennachrichten-System des Bundesforschungsinstituts für Tiergesundheit. 

TT-SIB   Straßeninformationsbank, Datenbanksystem der Fa. NovaSIB. 

TWG Thematic Working Group; themen- oder fachbezogene Arbeitsgruppen  INSPIRE-
TWGs entwickeln Entwürfe zu den Durchführungsbestimmungen (IR). 

UBA Umweltbundesamt. 

UDK Umweltdatenkatalog  (Meta)Informationssystem zum Nachweis von Umweltinforma-
tionen der öffentlichen Verwaltungen als Basis des Portal U. 

ÜSG Überschwemmungsgebiet. 

UIG Umweltinformationsgesetz; Gesetz  zur Schaffung des freien Zugangs zu und zur Ver-
breitung von  Umweltinformationen. 

URL   Uniform Resource Locator  „Internetadresse“ bzw. eindeutige Identifikation bzw. 
Adressierung eines HTML-Dokuments im Internet. 

UTM Universale Transversale Mercator(-Projektion); globales Lagebezugs- oder Koordina-
tensystem, welches unter Verwendung von ETRS89 das bislang gebräuchliche Gauß-
Krüger-System sukzessive ablösen wird.  

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung; Instrument für Planungen, mit dem sich ermitteln lässt, 
welche Auswirkungen ein Vorhaben auf Menschen (einschließlich der menschlichen 
Gesundheit), Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima, Land-
schaft sowie Kulturgüter haben kann. 

UVPG Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung. 

VBORIS Vernetztes Bodenrichtwertinformationssystem; AdV-Projekt mit dem Ziel, amtliche Bo-
denrichtwerte und Grundstücksmarktberichte bundesweit über das Internet abzurufen 
und über die topographischen Karten visualisieren zu können; in einigen Bundeslän-
dern ist VBORIS bereits umgesetzt (Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen...). 

VDSt Verband deutscher Städtestatistiker. 

VDV Verband deutscher Vermessungsingenieure. 

Vektordaten Daten, die als Punkt, Linien, Flächen und Text auftreten können. Sie tragen Informatio-
nen über Raumbezug (x,y,z), Lage zueinander (Topologie), Eigenschaften (Attribute) 
und Präsentationsregeln (Farbe, Strichstärke, Linienart, Symbole, Flächenfüllmuster, 
Texthöhen usw.). 

VEMAGS Bundesweites internetbasiertes Verfahrensmanagement für die Beantragung und Ge-
nehmigung von Großraum- und Schwertransporten. 

Verschneidung   Gewinnung neuer Daten aus einer geometrischen Überlagerung mehrerer Datenbe-
stände in verschiedenen Variationsformen, z.B. mit einer  Erhaltung sämtlicher Grenzen 
der beteiligten Eingangsdaten und zugehöriger Sachdaten (Attribute) im Ergebnisda-
tenbestand. 

VGI Volunteerd Geographic Information: geographische Variante des so genannten „User 
Generated Contents“ oder des „Participatory Sensing“, sensorbasierte Datenerfassung 
mit dem Menschen im Zentrum der Datenerfassung. 

VOB Vergabeordnung für das Bauwesen. 

VPN (Virtual Private Network) kundenspezifische logische Teilnetze innerhalb eines öffentli-
chen Netzes via so genannter VPN-Tunnel  Ermöglichung einer verschlüsselten, 
sicheren und authentifizierten Verbindung von entfernten Standorten in ein Netzwerk. 

WAN (Wide Area Network) Weitverkehrsnetz über ausgedehnten größeren Bereich. 

W3C World Wide Web Consortium. 

WCS   Web Coverage Service: Standardisierter Dienst des OGC für die Rasterdatenbereitstel-
lung großer, multidimensionaler Rasterarchive. 
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WFS   Web Feature Service: Standardisierter Dienst des OGC für die Vektordatenbereitstel-
lung (Downloaddienst) über das Internet. 

WFS-G   Web Feature Service Gazetteer: Standardisierter Dienst des OGC, der sich anlehnt an 
den Web Feature Service; dient darüber hinaus der Suche nach Objekten (z. B. Haus-
adressen, Ortsnamen, usw.)  so liefert er u.a. geographische Namen bspw. die Koor-
dinaten.  

WFS-T   Transactional Web Feature Service: Standardisierter Dienst des OGC für die Vektorda-
tenbereitstellung (Downloaddienst) über das Internet mit zusätzlichen Möglichkeiten 
zum Editieren und Speichern über das Web.  

WGS84   Geodätisches Referenzsystem als einheitliche Grundlage für Positionsangaben auf der 
Erde; basiert auf dem Internationalen Terrestrischen Referenzsystem ITRS, das am 
Massenschwerpunkt der Erde festgemacht ist. 

WHG Wasserhaushaltsgesetz; Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts. 

WLAN Wireless Local Area Network: drahtloses lokales Netz/ Funknetz kleinerer Ausdehnung 
oder geringerer Reichweite. 

WLDGE Workdatei Liegenschaftsbuch Datengewinnung mit Entschlüsselungen. 

WMS Web Map Service: Standardisierter Dienst des OGC für die Rasterdatenbereitstellung 
über das Intranet/Internet. 

WPS Web Processing Service: Spezifikation zum Aufruf raumbezogener Prozesse (nicht nur 
Datendienst) in einer Geodateninfrastruktur über das Internet. 

WSG Wasserschutzgebiet; Gebiete, in denen besondere Ge- und Verbote zum Schutz von 
Gewässern (Grundwasser, oberirdische Gewässer, Küstengewässer) vor schädlichen 
Einflüssen gelten. 

WWAN Wireless Wide Area Network: Drahtloses Weitverkehrsnetz/ Funknetz über ausgedehn-
ten größeren Bereich mit größeren Reichweiten. 

XErleben Datenmodell für Orte von Interesse und Freizeitwege; semantisches Modell und GML-
Anwendungsschema für die standardisierte Übergabe kommunaler Freizeit- und Infra-
strukturinformationen. 

XPlanung   Deutschland-Online-Vorhaben zur Unterstützung der internetgestützten Bereitstellung 
von Plänen (RPlan, FNP, BPlan, LPlan etc.) über standardisierte Web-Dienste. Soll die 
planübergreifende Auswertung und Visualisierung von Planinhalten ermöglichen; gehört 
zu den XÖV-Projekten unter Vorgaben des  so genannten XÖV-Frameworks. 

XPlanGML Im Zusammenhang mit dem DO-Projekt „XPlanung“ entwickeltes objektorientiertes 
Datenaustauschformat; berücksichtigt bundesweit gültige Rahmengesetze der kommu-
nalen Bauleit-, Regional- und Landschaftsplanung (BauGB, BauNVO, PlanZV) und 
lehnt sich eng an das AAA

®
-Datenmodell an. 

XStrasse   Bis 2020 laufendes Projekt zur Etablierung der existierenden Standards OKSTRA und 
OKSTRA kommunal als XÖV-konforme Datenmodelle für Straßennetzdaten und netz-
bezogene Daten, welche die Anforderungen im Straßen- und Verkehrswesen erfüllen, 
um durchgängige Geschäftsprozesse über die Verwaltungs- und Zuständigkeitsgrenzen 
hinaus zu erreichen. 

 

   

   

   

 

 


